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Agnes Blänsdorf

Zur Konfrontation mit der NS-Vergangenheit
in der Bundesrepublik, der DDR und in Österreich

Entnazifizierung und Wiedergutmachungsleistungen

Die facettenreichen und im Detail komplizierten
Themenbereiche der Entnazifizierung und der Wie-
dergutmachungsleistungen berühren unter dem
Aspekt des Umgangs der Nachkriegsgesellschaft
mit den Trägern des Nationalsozialismus und mit
seinen Opfern Grundfragen des deutschen Selbst-
verständnisses nach 1945. Unter diesem Gesichts-
punkt soll im folgenden ein vergleichender Über-
blick über Entwicklungen und Ergebnisse für die
Bundesrepublik, die DDR und Österreich gegeben
werden. Österreich wird erstaunlicherweise außer-
ordentlich selten zu einem Vergleich mit der Bun-
desrepublik herangezogen, obgleich es aufgrund
seiner Geschichte bis 1945 für viele Probleme der
Nachkriegsentwicklung, darunter auch den hier
angesprochenen, den Erfahrungen und Entschei-
dungen der Bundesrepublik sehr nahe steht.
Im April 1945 definierte Österreich sich als „befrei-
tes“ Land, das das erste Opfer deutscher Annek-
tionspolitik geworden sei, und stellte sich damit den
im Zweiten Weltkrieg von Deutschland besetzten
Ländern gleich. Diese These konnte sich auf die
Moskauer Deklaration der Alliierten vom
30. Oktober 1943 berufen, die von der Annexion
Österreichs und der Wiederherstellung seiner
Unabhängigkeit sprach, damit aber primär zwei
politische Ziele der Alliierten abdeckte: die Hoff-
nung, nach dem Abfall Italiens auch Österreich
vom Deutschen Reich abziehen zu können, und den
Wunsch Moskaus, Österreich als einen von
Deutschland wie von einer Donauföderation unab-
hängigen Staat neu zu begründen1)- Trotz der
These vom besetzten und befreiten Land, die nach
dem Zusammenbruch des Hitlerreichs von Öster-

2) Gerhard Botz, Wien vom „Anschluß“ zum Krieg, Wien
1978. S. 175 ff.
3) Ebda.. S. 93ff. u. 397ff.; Literatur zum Antisemitismus
in Österreich bei Erika Weinzierl. Zu wenig Gerechte. Öster-
reicher und Judenverfolgung 1938—1945, Graz 19852.
4) Vgl. auch zum folgenden G. Botz (Anm. 2), S. 129 ff.;
ders.. Die österreichischen NSDAP-Mitglieder, in: Reinhard
Mann (Hrsg.), Die Nationalsozialisten, Stuttgart 1980,
S. 98 ff.; Radomfr Lua, Österreich und die großdeutsche
Idee in der NS-Zeit, Wien 1977, bes. S. 84ff., 118ff.

1) Wilfried Aichinger, Sowjetische Österreichpolitik 1943—
1945, Diss., Wien 1977, S. 38ff.; Manfried Rauchensteiner,
Der Sonderfall. Die Besatzungszeit in Österreich 1945 bis
1955. Graz 1979, S. 15 ff.

Der Beitrag ist entstanden aus der Mitarbeit an einem
von Prof. Dr. K. D. Erdmann, Kiel, geleiteten und
von der Stiftung Volkswagenwerk sowie vom Stifter-
verband für die Deutsche Wissenschaft geförderten
Projekt zu einer vergleichenden Darstellung der
Nachkriegsentwicklung in der Bundesrepublik, der
DDR und Österreich.

reich zu einem Fundament des Neuanfangs gemacht
wurde, war seine Lage durchaus anders als die der
übrigen befreiten Länder, weil es in einem anderen
Verhältnis zum Nationalsozialismus und zum Deut-
schen Reich stand: Österreich hatte im März 1938
zwar unter deutschen Waffen, aber auch unter
jubelndem Beifall den seit 1918 gewünschten
Anschluß an das Deutsche Reich vollzogen und ihn
in einer Volksabstimmung mit 99,3 % der Stimmen
gutgeheißen2). Der Antisemitismus, der über eine
lange Tradition in Österreich verfügte, entlud sich
nach dem Anschluß in pogromartigen Ausschrei-
tungen in Wien, das hinsichtlich der Zahl von jüdi-
schen Einwohnern unter den europäischen Haupt-
städten an dritter Stelle stand. Unter Beteiligung
zahlreicher Österreicher wurden die österreichi-
schen Juden ihrer Rechte, ihrer beruflichen Stellun-
gen und ihres Vermögens beraubt3). An der Ver-
treibung und Vernichtung der Juden waren Deut-
sche wie Österreicher beteiligt. In Wien wurde
durch den Österreicher Eichmann der Apparat auf-
gebaut, der zunächst die Vertreibung, dann von
Berlin aus die Deportation und Ermordung der
Juden lenkte.

Die nationalsozialistische Bewegung hatte sich in
Österreich aus eigenen Traditionen entwickelt, aus
denen auch Hitler stammte. Ihr Aufstieg vollzog
sich parallel zum Deutschen Reich, Anhängerschaft
und Mitglieder verteilten sich ähnlich4). Seit 1932
erzielte die Partei wachsende Wahlerfolge, deret-
wegen 1934 alle weiteren Wahlen verboten wurden. 
Nach Schätzungen wären ihr damals durchschnitt-
lich 30% der Stimmen zugefallen. Trotz Verbot
und Repression, mit denen der Ständestaat Herr
der Lage zu bleiben versuchte, und trotz der Ent-
wicklung zu Terror und Unrecht im Deutschen
Reich unter Hitler konnte die NSDAP ihre Mitglie-



der in Österreich von 1934 bis Februar 1938 mehr
als verdoppeln (von 67 000 auf 147 000). Nach dem
Anschluß setzte, ähnlich wie nach der Wahl im
März 1933 im Deutschen Reich, ein Ansturm auf
die Parteimitgliedschaft ein, aus ähnlichen Motiven
und mit ähnlichen Schwerpunkten im Hinblick auf
einzelne Berufsgruppen. Die Zahl der NSDAP-
Mitglieder in Österreich (ohne die angeschlossenen
Organisationen) bei Kriegsende wird auf 700 000
geschätzt. Einschließlich ihrer nächsten Familien-
angehörigen belief sich ihr Anteil an der Gesamt-
bevölkerung in etwa wie in Deutschland auf
25 %5). Die Einstellung der österreichischen
Bevölkerung zum Nationalsozialismus ist bisher
kaum untersucht worden. Die wenigen Arbeiten,
die sich dieser Frage zuwenden, vermitteln ein ähn-
liches Bild, wie es die Forschung für die deutsche
Bevölkerung herausgearbeitet hat: neben voller
oder teilweiser Zustimmung, Anpassung und Uni-

8) Christoph Kießmann, Die doppelte Staatsgründung.
Deutsche Geschichte 1945—1955, Bonn 19864. S. 56 (47 % —
55% der Befragten 1945—1947); für Österreich 33% im
Sept. 1946; vgl. Oliver Rathkolb, U. S.-Entnazifizierung in
Österreich zwischen kontrollierter Revolution und Elitenre-
stauration (1945—1949), in: Zeitgeschichte, Wien, Juni/Juli
1984, S. 303. Zur Einstellung zu Prozessen und Entnazifizie-
rung vgl. R. L. und A. J. Merritt, Public Opinion in Occu-
pied Germany. The OMGUS-Surveys 1945 — 1949, Urbana,
111., 1970; Brewster S. Chamberlin. Todesmühlen. Ein Ver-
such zur „Umerziehung" 1945 — 1946. in: Vierteljahreshefte
für Zeitgeschichte (VfZG). 29 (1981). S. 420ff.; für Öster-
reich Robert Knight, Britische Entnazifizierungspolitik
1945 — 1949, in: Zeitgeschichte, Wien, Juni/Juli 1984,
S. 290 ff.
9) Zum folgenden vgl. Lutz Niethammer, Die Mitläuferfa-
brik. Die Entnazifizierung am Beispiel Bayerns. Berlin
19822. S. 68 ff.

formiertheit, Ablehnung und Widerstand, bei
zunehmender Abwendung vom Nationalsozialis-
mus gegen Kriegsende, verbunden in Österreich
mit der Abkehr vom Gedanken des Anschlusses an
Deutschland ).6

Ein weiterer entscheidender Faktor war in Deutsch-
land wie in Östeneich nach 1945, daß Säuberung
und Bestrafung nicht der eigenen Entscheidung
überlassen waren, sondern in der Zuständigkeit der
Sieger lagen, die auf Jahre in beiden Ländern die
oberste Gewalt übernahmen. Schon vor Kriegsende
hatten die Alliierten festgesetzt, daß und wie in den
Grundzügen Strafe, Säuberung und Umerziehung
erfolgen sollten. Zugleich wurde der Nachweis der
Bereitschaft, Abkehr und Neubeginn in dem von 
den Siegern erwarteten Sinn zu vollziehen, zur Vor-
aussetzung für die Wiedererlangung der Freiheit
und für die Rückkehr in den Kreis der europäischen
Nationen.

I. Dispositionen bei Kriegsende in Deutschland und Österreich

„Wenn dieser unter einem ungeheuren Druck ste-
hende Kessel Deutschland im Dritten Reich einmal
in die Luft geht, wird unter Umständen ein Blut-
strom fließen, dem gegenüber die französische
Revolution nur ein Kinderspiel gewesen ist.“ So
beschrieb der Sozialdemokrat Fritz Erler, der sel-
ber lange inhaftiert war, die Erwartung politisch
Verfolgter in den Konzentrationslagern7). Tatsäch-
lich kam es nach Kriegsende weder in Deutschland
noch in Österreich zu spontaner Selbstjustiz. Die
Sieger hätten sie nicht zugelassen, es deuteten sich
aber auch keine Ansätze dazu an. Die NS-Organi-
sationen zerfielen wie von selbst. Die Bevölkerung
verhielt sich politisch eher apathisch, absorbiert
durch die Organisation des Überlebens inmitten
von Not, betroffen von Kriegsverlusten und Ver-
treibung, der Zukunft gegenüber ratlos oder resi-
gniert. Man erwartete und begrüßte das Gericht
über die prominenten Nationalsozialisten. Viele
stimmten im Prinzip auch der Ausschaltung der

5) Nach einer Mitgliederliste von 1942 gehörten der NSDAP
ca. 7 Mill. Deutsche an (vgl. R. Luza, [Anm. 4], S. 324f.).
nach Schätzungen waren es bei Kriegsende 8,5 Mill. (Aus-
kunft des Instituts für Zeitgeschichte, München). Die Zahlen
umfassen auch die Mitglieder außerhalb der Grenzen des
Deutschen Reiches von 1937; für dieses geht die Literatur
von ca. 6,5 Mill, bei Kriegsende aus. Ende Januar 1933
waren es 850 000 gewesen.
6) Robert Knight, Kalter Krieg. Entnazifizierung in Öster-
reich, in: Sebastian Meissl/Klaus-Dieter Mulley/Oliver Rath-
kolb (Hrsg.), Verdrängte Schuld, verfehlte Sühne. Entnazi-
fizierung in Österreich 1945—1955, München 1986, S. 39f.;
Ernst Hanisch, Nationalsozialistische Herrschaft in der Pro-
vinz. Salzburg im Dritten Reich, Salzburg 1983.
7) Zit. nach Klaus-Dietmar Henke, Mußte die Entnazifizie-
rung scheitern?, in: Dieter Galinski/Wolf Schmidt (Hrsg.),
Jugendliche erforschen die Nachkriegszeit, Körber-Stiftung,
Hamburg 1984, S. 15.

Träger und Förderer der NSDAP aus dem öffentli-
chen Leben zu. Berichte der Alliierten über die
Einstellung der Bevölkerung nach Verbreitung der
Kenntnis über die Verbrechen des Regimes unter-
streichen, daß es bei aller Verurteilung des Gesche-
henen kein Empfinden für eine Mitschuld gebe.
Meinungsumfragen zeigten einen relativ hohen
Prozentsatz von Ja-Stimmen bei der Frage, ob der
Nationalsozialismus eine gute, wenn auch schlecht
durchgeführte Idee sei8). Bei der Mehrheit der
Bevölkerung bestand offensichtlich wenig Bereit-
schaft, Sanktionen als gerechtfertigt hinzunehmen,
die die Masse der „einfachen“ Parteimitglieder tra-
fen.

Welche Vorstellungen über die Frage, wie mit den
NS-Mitgliedern zu verfahren sei, bestanden bei
denjenigen, die nach Kriegsende das politische
Leben neu aufbauten 9)? Aus den Konzepten, die in
den Widerstandsgruppen um den Kreisauer Kreis



und die Verschwörer des 20. Juli für die Neuord-
nung Deutschlands entwickelt wurden, heben sich
folgende Punkte heraus: Säuberung und Strafe soll-
ten in deutscher Verantwortung erfolgen, um über-
zeugend zu sein. Eine Personalsäuberung in der
öffentlichen Verwaltung schien unerläßlich, sollte
sich aber auf die oberen Ebenen beschränken und 
die tatsächliche Identifizierung mit dem NS-Staat
oder strafrechtliches Verschulden zugrunde legen,
nicht die formale Zugehörigkeit zur Partei. Nach
der Pervertierung von Recht und Gesetz verlieh
man der Wiederherstellung des Rechtsstaats und
der formalen Rechtssicherheit als einer seiner
wesentlichen Garantien Priorität. Maßnahmen für
Sanktionen und Strafen sollten deshalb möglichst
mit den Mitteln des Rechtsstaats durchgeführt wer-
den. Im Gegensatz dazu verlangten viele Sozialde-
mokraten unter Zurückstellung des formalen
rechtsstaatlichen Prinzips eine breite politische Säu-
berung mit der Tendenz des Elitenwechsels, ver-
bunden mit wirtschaftlichen Strukturveränderun-
gen10). Der Exilvorstand der SPD entwarf bis
Kriegsende radikale, von Revolutionserwartungen
mitgetragene Programme. Der Moskauer Exilvor-
stand der KPD äußerte sich im Interesse der ange-
strebten Einheitsfront mit allen antifaschistischen
Gruppen zurückhaltender, zielte aber entspre-
chend seiner Faschismusinterpretation auf Enteig-
nungen im Großgrundbesitz und in der Wirtschaft
sowie auf einschneidende Säuberungen im öffentli-
chen Leben. Auffallend war hier die früh artiku-
lierte Werbung um die „Irregeleiteten“, die „klei-
nen Pgs“.

Die Widerstandsbewegung in Österreich hat sich
anscheinend mit Fragen dieser Art nicht befaßt.
Die Maßnahmen, mit denen die Provisorische
Regierung Renner ab Ende April 1945 Strafe und
Säuberung einleitete, bewegten sich im Problem-
kreis von strenger Vergeltung (Ausnahmerecht als
Grundlage für harte Strafe und politische Säube-
rung) und rechtsstaatlichen Bedenken gegen rück-
wirkende Strafen oder Verurteilungen ohne den 
Nachweis individueller Schuld11). Für die österrei-
chischen Sozialdemokraten entwarf die Londoner
Emigration ähnliche Konzepte wie der Exilvor-
stand der SPD12). Ihr Einfluß auf Österreich dürfte
indessen gering geblieben sein. Die SPÖ rekonsti-
tuierte sich nach 1945 im wesentlichen ohne ihre
emigrierten Mitglieder und damit ohne den größten
Teil ihrer früheren austromarxistischen Führungs-

kräfte. Anscheinend erwarteten nicht wenige Sozi-
aldemokraten eine harte Abrechnung; konkrete
Pläne sind aber nicht bekannt. Männer wie Schärf
oder bald auch Renner, die nach dem April 1945
den Neuanfang bestimmten, tendierten eher zu ver-
mittelnden Urteilen und rechtsstaatlich-liberalen
Verfahrensweisen ).13

Ein besonderes Problem stellte in Österreich der
Ständestaat dar, dessen Bewertung in der österrei-
chischen Literatur bis heute eher umgangen
wird14). Er ist zumindest für einen Teil der ihn tra-
genden Organisationen und der ihn kennzeichnen-
den Merkmale als faschistisch einzustufen, so in
bezug auf die Politisierung der Justiz, die Einrich-
tung von Konzentrationslagern oder die Heimweh-
ren. Einerseits hatte der Ständestaat 1933 die Repu-
blik beseitigt und 1934 die Sozialdemokratie nieder-
geschlagen. Wie die ebenfalls in die Illegalität
gedrängte NSDAP hatten vor allem die Sozialde-
mokraten seine repressive Seite erfahren. Anderer-
seits war der Ständestaat seit 1933 der wichtigste
Gegner des Nationalsozialismus in Österreich.
Nach dem Anschluß traf die Vergeltung der Natio-
nalsozialisten seine Anhänger mehr als die bereits
entmachteten oder vertriebenen Sozialdemokra-
ten.
Der Neuanfang der Republik im April 1945 wurde
getragen von der SPÖ und der aus der christlich-
sozialen Anhängerschaft des Ständestaats hervor-
gegangenen ÖVP. Während viele Anhänger der
SPÖ — ähnlich wie die Emigration — die Einbezie-
hung des Austrofaschismus in die Säuberung erwar-
teten ), überwog15 bei ihren führenden Mitgliedern,
die sich nach 1938 im Widerstand oder im KZ mit
Anhängern des Ständestaats zur Vorberatung über
die Neuordnung trafen, der Gedanke, daß der
Kampf zwischen den Klassen und Lagern zum
Untergang der Ersten Republik geführt habe und
man jetzt Versöhnung und Toleranz anstreben
müsse als Basis für eine neue demokratische Ord-
nung16). Der Austrofaschismus wurde schon zu
Beginn des Neuanfangs von beiden Parteien „ver-
drängt“. Auf die noch jahrelang spürbare Empö-
rung an der Basis der SPÖ über diesen Kompromiß
und die damit verbundene Brüchigkeit der Grund-
lage bei der Verurteilung des „braunen“ Faschis-
mus eingehend, erklärte Schärf 1946, selber ein frü-
her Fürsprecher des Versöhnungsgedankens: „Als
Gegner wurde nur erklärt, wer Nationalsozialist
war, alle übrigen, Faschisten oder Nichtfaschisten,



galten als „gute Österreicher4. Aus jener Zeit hat
der politische Aufbau der großen Struktur unseres
Staates einen Geburtsfehler, an dem wir immer lei-
den werden.“ )17

Die Konzepte der Sieger waren durch die USA und
den moralischen Rigorismus ihrer Politik im Zwei-
ten Weltkrieg geprägt ). Für die früh aufgewor18 -
fene Frage der Bestrafung der am Krieg und an den
Massenverbrechen des Nationalsozialismus Schul-
digen setzte sich der Grundsatz durch, die Haupt-
verantwortlichen — darunter auch die Spitzen von 
Militär, Regierungsämtem und Wirtschaft — sowie
die an den Verbrechen des Regimes unmittelbar
Beteiligten vor Gericht zu stellen.

Die höheren nationalsozialistischen Funktionäre,
die Mitglieder der als verbrecherisch eingestuften
Organisationen (vor allem SS, SD, Gestapo) und,
bei vager Definition, alle für die Politik der Besat-
zungsmächte als gefährlich betrachteten Personen
sollten für eine nicht festgesetzte Zeit interniert
werden (automatic arrest) und eine breite Personal-
säuberung in den relevanten Bereichen des öffent-
lichen Lebens stattfinden.

Für diese „Denazification" war zunächst der
Gedanke eines Elitenaustausches oder einer „artifi-
cial revolution“ zur Verankerung der Demokratie
beherrschend. Nach den Worten eines amerikani-
schen Beteiligten war das Ziel „eine geplante Instal-

lierung der Demokratie, erstens durch die Eliminie-
rung despotischer Eliten, zweitens durch Ermuti-
gung und Unterstützung einer neuen Führungs-
schicht und schließlich durch verfassungsmäßige,
gesetzliche und institutioneile Absicherungen einer
neuen Ordnung“197 ). In der Endphase des Krieges
flossen in dieses Programm Aspekte kollektiver
Strafe ein, wie sie vor allem Morgenthau vertrat. Im
Ergebnis lag bei Kriegsende ein bürokratisch-
schwerfälliges Programm mit umfassenden Entlas-
sungsvorschriften in Staat und Wirtschaft vor, mit
in sich widersprüchlichen Aspekten von pauschaler
Strafe und Abstufungen (nur die „mehr als nomi-
nellen Nazis“ sollten getroffen werden) sowie völli-
ger Unklarheit in der Frage, wer an die Stelle der
Entlassenen treten sollte.
Für Österreich, das bei diesen Planungen Deutsch-
land gleichgestellt war, sahen die Amerikaner
ferner die Ausschaltung des Austrofaschismus vor.
Diese wurde jedoch in der Praxis nicht realisiert, da
sich sehr bald herausstellte, daß dann außer der
sozialistischen Linken kaum unbelastete Kräfte
übrig geblieben wären. Wirtschaftliche Verände-
rungen (Entmachtung der Großindustrie durch
Entflechtung, Zerschlagung besonders des preußi-
schen Großgrundbesitzes, für Österreich Beendi-
gung des deutschen Einflusses auf die Wirtschaft),
Entmilitarisierung und „re-education“ rundeten in
der Potsdamer Erklärung das Programm für die 
Demokratisierung ab.

II. Die Entnazifizierung

Die Personalsäuberung — Gegenstand der „Dena-
zification“ im engeren Sinn — richtete sich gegen
diejenigen, die, ohne im strafrechtlichen Sinne
schuldig zu sein, wegen ihrer Mitgliedschaft in NS-
Organisationen oder aufgrund ihrer Unterstützung
des Regimes zur Verantwortung gezogen werden
sollten bzw. als nicht geeignet für den demokrati-
schen Neubeginn erschienen. Sie betraf in erster
Linie den öffentlichen Dienst, daneben den kultu-
rellen Bereich und die Wirtschaft; diese jedoch
wurde in Österreich und Westdeutschland trotz
anderslautender Anfangserklärungen faktisch
kaum betroffen, in der SBZ hingegen hart und
systematisch. Der öffentliche Dienst hatte in
Deutschland und Österreich die Politik Hitlers mit-
ermöglicht und getragen. Mit regional und nach
Ämtern oder Berufszweigen unterschiedlicher
Häufigkeit waren seine Mitglieder der NSDAP
oder ihren Gliederungen beigetreten, sei es aus par-

tieller oder ungeteilter Überzeugung, sei es aus
opportunistischer oder durch Druck von oben
erzeugter Anpassung. Die Prozentzahlen schwan-
ken zwischen 50% und über 80%, mit hohen
Anteilen in Bereichen, die vor wie nach 1945 unter
dem Gesichtspunkt der Regimetreue wichtig waren
(Justiz, höhere Verwaltung, Lehrer, vor allem im
Volksschulbereich). Damit mußten sich bei jedem
breiteren Säuberungsansatz grundlegende Pro-
bleme ergeben. Die Frage, ob der öffentliche
Dienst in seiner Verfassung bei Kriegsende geeig-
net für den demokratischen Neuanfang sei, stellte
sich für Deutschland und Österreich um so drän-
gender, je weiter man den Blick zurück richtete:
Hier wie dort hatte die Bürokratie der Weimarer
Zeit in nahezu ungebrochener personeller wie welt-
anschaulicher Kontinuität zum Kaiserreich und
dem antidemokratischen Denken seiner bürgerli-
chen Eliten gestanden. In Deutschland wurden
1933 die prononciert demokratischen und die sozi-
aldemokratischen Kräfte ausgeschaltet, in Öster-
reich 1934 zunächst die Sozialisten und 1938 nach
dem Anschluß die Juden und exponierte Anhänger
des Ständestaats. Insgesamt blieben in beiden
Ländern die Eingriffe, prozentual berechnet.



jeweils gering. Die übergroße Mehrheit paßte sich
mit „Elastizität und Geschmeidigkeit“ an20).

1. Westdeutschland

Zunächst wurde die Entnazifizierungspolitik in den
deutschen Besatzungszonen allein durch die Sieger
bestimmt21 )- Diese hatten gemeinsame Richtlinien
angekündigt, und mehrere Kontrollratsbestimmun-
gen sollten der Vereinheitlichung der Verfahren
dienen. Tatsächlich ging jedoch jede Zone ihren
eigenen Weg. Die Verfahrensweisen in den West-
zonen wurden durch die der Amerikaner geprägt.
Diese begannen zunächst mit rigorosen Maßnah-
men. Der Überprüfung diente der ominöse Frage-
bogen über Laufbahn und politische Gesinnung. In
ständig ausgeweiteten Direktiven wurde im Laufe
des Jahres 1945 die fristlose Entlassung aus dem
öffentlichen Dienst (ohne Bezüge) verfügt für alle,
die bis zum 1. Mai 1937 in die NSDAP eingetreten
waren, für alle Funktionäre der NSDAP und der ihr
angeschlossenen Organisationen, für die Mitglieder
der SS, der Gestapo und der Sondergerichte, für
alle bis zum 1. April 1933 in die SA Eingetretenen
sowie für die führende Schicht im öffentlichen
Dienst. Analoge Vorschriften ergingen für die
Wirtschaft. Bis zum 15. März 1946 wurden von
396 539 Beschäftigten oder Bewerbern im öffentli-
chen Dienst 123 559 entlassen oder abgelehnt.

Dieses überdehnte Verfahren erwies sich schon um
die Jahreswende als unhaltbar. Betroffen war vor
allem der höhere und mittlere Dienst. In Hessen
mußten z. B. 75,3% der Beamten entlassen wer-
den, in Nürnberg fast der gesamte mittlere und 
höhere Dienst, im Bereich des Oberlandesgericht
Bamberg galten von 302 Richtern nur sieben als
unbelastet. 65 % der Volksschullehrer in der US-
Zone waren zu entlassen22). Der öffentliche Dienst
drohte zusammenzubrechen, da Ersatz für die Ent-
lassenen in solchen Ausmaßen nicht möglich war.
Noch gravierender waren die politischen Folgen:
Indem man zu Recht Betroffene und Unschuldige
auf eine Stufe stellte, stiftete man Solidarität, wo
Abgrenzung nötig gewesen wäre, um Sanktionen in
den richtigen Fällen aufrechtzuerhalten.

Die Folge war, daß man 1946 ein neues Verfahren
einleitete, das unter Aussonderung der „mehr als
nominellen Nazis“ die Masse der NS-Anhänger
reintegrieren und durch die Mitwirkung der deut-
schen Länderregierungen den Charakter einer
Selbstreinigung erhalten sollte. Die Regierungen
wurden allerdings durch die Verhandlungen, die
mit einem Oktroi der Militärbehörde endeten, in
die unglückliche Position versetzt, ein Gesetz ver-
treten zu müssen, das in wesentlichen Bestimmun-
gen ihren Überzeugungen zuwiderlief und von dem
sich bald alle Parteien zu distanzieren suchten. Das
„Gesetz zur Befreiung vom Nationalsozialismus
und Militarismus“ vom 5. März 1946 erzeugte ein 
bürokratisches Monsterverfahren. Es brachte für
die gesamte erwachsene Bevölkerung (ca. 13 Mil-
lionen) eine Überprüfung anhand von Fragebögen
und eine Einordnung in fünf Kategorien (Hauptbe-
lastete, Belastete, Minderbelastete, Mitläufer, Ent-
lastete) mit abgestuften Strafen und Sühnen (von
zehnjähriger Freiheitsstrafe über Zwangsarbeit,
Eigentumsverlust, dauerndem oder befristetem
Berufsverbot bis zum Ausschluß von öffentlichen
Ämtern, Entzug des Wahlrechts und Bußgeldern
zur Wiedergutmachung an Opfern des Nationalso-
zialismus). Die Einstufung erfolgte vor Spruchkam-
mern mit justizähnlichen Verfahren und Ein-
spruchsmöglichkeiten und nach Würdigung des
gesamten Verhaltens bis 1945. Es entstand ein
riesiger Apparat. Allein in den 545 Spruchkammern
waren 22 000 Personen beschäftigt, die 950 000
Fälle bearbeiteten. 22 122 Personen wurden als
„Belastete“ und 1 654 als „Hauptbelastete“ einge-
stuft. Fatal war dabei folgendes: Entnazifizierung
und Rehabilitierung verschmolzen in diesen Ver-
fahren zum gleichen Vorgang. Mit Hilfe von Zeug-
nissen über das persönliche Verhalten im Dritten
Reich, die Kirchen und Parteien, Kollegen,
Geschäftspartner, Bekannte großzügig ausstellten,
erlangten fast alle den Status von Minderbelasteten
und Mitläufern (insgesamt 591 479) ). Dank der
Spruchkammern kehrten 95 % der Entlassenen in
den öffentlichen Dienst zurück, nun sogar versehen 
mit weißer Weste. Anhänger oder Mitläufer des
Nationalsozialismus gewesen zu sein, reduzierte
sich auf einen verzeihlichen politischen Irrtum oder
eine naheliegende opportunistische Anpassung.
„Die Selbstbesinnung vieler . . . wurde in ihr
Gegenteil, in eine ihnen im Interesse ihrer Exi
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stenzerhaltung geradezu aufgezwungene Selbst-
rechtfertigung verkehrt, ... an die sie, oft genug
wiederholt, dann schließlich selbst glaubten.“24 )

Diskreditiert wurde die Entnazifizierung auch



durch die unterschiedlichen Verfahrens- und Ein-
stufungsweisen in den drei westlichen Zonen. Bri-
ten und Franzosen übernahmen in den Grundzügen
das amerikanische Modell. Die Franzosen hand-
habten es lax, sprunghaft, mit großen regionalen
Unterschieden. Die Briten, von vornherein skep-
tisch gegenüber der Realisierbarkeit und den mög-
lichen Folgen, verfuhren nach abgewandelten
Modalitäten, die auch höheren NS-Funktionären
größere Möglichkeiten boten, sich der Verantwor-
tung zu entziehen. Vor allem gewann bei ihnen der
Wiederaufbau von Wirtschaft und Verwaltung bald
Vorrang, mit Ausnahmeregelungen für wichtige
Berufszweige, so z. B. auch in der Justiz, obgleich
deren Säuberung anfangs als besonders wichtig ein-
gestuft worden war25 ).

Als im Februar 1948 die UdSSR die Entnazifizie-
rung für ihre Zone beendete, gab das den Anstoß
für ihren Abschluß auch im Westen. Das ganze
Unternehmen, durch private und parteipolitische
Abrechnungen zusätzlich belastet, galt zu diesem
Zeitpunkt als eklatanter und in den Folgen bedenk-
licher Fehlschlag. Bei vielen, die sich für eine Säu-
berung engagiert hatten, herrschte der Eindruck
vor, im Gegensatz zum Erstrebten katastrophale
Belastungen für den Neubeginn heraufbeschworen
zu haben26 )- Die aus Kritik, Empörung und Ratlo-
sigkeit verursachte Tendenz zur Beendigung traf
sich mit der Neuformulierung der alliierten
Deutschland- und Weltpolitik. Der Entschluß zum
Wiederaufbau Westdeutschlands und der rasch 
zunehmende Antikommunismus ließen den Kampf
gegen die Überreste des Nationalsozialismus in den
Hintergrund treten oder verlagerte die Aufmerk-
samkeit auf die wirtschaftliche Stabilisierung und
institutionelle Absicherung der Demokratie. Im
Frühjahr 1948 beschlossen daher die westlichen
Alliierten, die Verfahren rasch und großzügig zu
beenden. Das führte zu einer Verkehrung der Fron-

ten: Die verantwortlichen deutschen Stellen hatten
bisher für Großzügigkeit plädiert; jetzt kämpften
sie darum, eine Großzügigkeit zu verhindern, die 
gerade den schwerer Belasteten zugute kommen
und damit das gesamte Verfahren um den Rest sei-
ner Glaubwürdigkeit bringen mußte. Das Problem
war vor allem, daß man, um der großen Zahl der
Minderbelasteten einen rascheren beruflichen Wie-
dereinstieg zu ermöglichen, sich zunächst mit ihnen
befaßt und die schweren Fälle zurückgestellt hatte.
Deshalb widersetzten sich die deutschen Stellen
auch einer allgemeinen Amnestie. Das Ergebnis
war, daß im Herbst 1948 der Abschluß der Entna-
zifizierung den deutschen Ländern übertragen
wurde. Hier gerieten die „Entnazifizierungsbeam-
ten“ bald unter den Druck weiter Bevölkerungs-
kreise, die einen Schlußstrich wollten, sowie eines
Teiles der Parteien, die um die Stimmen der „Ehe-
maligen“ zu werben begannen27). Bei Gründung
der Bundesrepublik ergab sich ein disparates Bild in
den einzelnen Ländern. Am 15. Dezember 1950
beschloß der Bundestag Richtlinien zur Vereinheit-
lichung der Länderregelungen. Danach sollten die
Beschränkungen zur Ausübung des Berufs zum
31. März 1951 aufgehoben werden, mit Ausnahme
von bestimmten Berufen und Stellungen für die 
„Belasteten“28).

Seit 1947/48 sahen sich die Landesbehörden Wie-
dereinstellungs- und Versorgungsansprüchen der
durch Spruchkammern oder Teilamnestien Entla-
steten gegenüber. Aus den beschriebenen Tenden-
zen heraus, aber auch wegen der unklaren Fragen,
die sich aus der arbeitsrechtlichen Absicherung im
öffentlichen Dienst ergaben, tendierten die bürger-
lichen Parteien zur Anerkennung eines Anspruchs
auf Weiterbeschäftigung, während die SPD sich
dagegen stemmte, die Masse der Entnazifizierten in
die Verwaltung zurückströmen zu lassen. Die Bun-
desrepublik schuf mit dem Art. 131 GG und dem
Ausführungsgesetz vom 11. Mai 1951 eine einheit-
liche Regelung, die die Wiedereinstellung der ent-
lassenen Beamten anordnete mit Ausnahme derje-
nigen. die durch rechtskräftigen Spruchkammerbe-
scheid als untragbar für den öffentlichen Dienst
erklärt worden waren29). Waren so für fast alle in
den Entnazifizierungsverfahren Belangten die Fol-
gen aufgehoben, so sollte man doch bei aller Kritik
an der „Renazifizierung" der Ämter nicht überse-
hen, daß ein großer Teil der exponierten Beamten,
besonders aus dem mittleren und höheren Dienst,
bis zu sechs Jahren aus den Ämtern ferngehalten



wurde und so Einstiegsmöglichkeiten für neue
Kräfte geschaffen wurden, die wohl den größten
Kontinuitätsbruch in der Geschichte der deutschen
Verwaltung darstellen30). Das Gesetz von 1951
hatte die Rechtsfrage der Weiterbeschäftigung
offen gelassen. Sie wurde vom Bundesverfassungs-
gericht am 17. Dezember 1953 mit einer bemer-
kenswerten Entscheidung beantwortet: Alle Beam-
tenverhältnisse seien am 8. Mai 1945 erloschen,
weil der von der NSDAP beherrschte Staat das
Beamtentum zu einem in seinem Dienst stehenden
Werkzeug umgeformt habe. Mit dem Zusammen-
bruch dieses Staates habe es seine rechtliche
Grundlage verloren31 ).

2. Österreich

In Österreich begannen die westlichen Alliierten in
ihren Zonen mit Entnazifizierungsmaßnahmen wie
bis 1946 in Deutschland — mit den gleichen Unter-
schieden zwischen den einzelnen Zonen und ähnli-
chen Ergebnissen32). Die sowjetischen Besatzungs-
behörden hingegen verzichteten in ihrer Zone auf
eine eigene Entnazifizierungspolitik. Sie ließ in die-
ser Frage zunächst der von ihr im April 1945 in
Wien eingesetzten Provisorischen Regierung unter
dem Sozialdemokraten Renner freie Hand. Als 
nach den ersten gesamtösterreichischen Wahlen im
Herbst 1945 mit einer eklatanten Niederlage der
Kommunisten eine Regierung unter dem ÖVP-Mit-
glied Figl gebildet wurde, der von den Sowjets eine
zu große Nachsicht gegenüber den Nationalsoziali-
sten vorgeworfen wurde, insistierten die sowjeti-
schen Vertreter im Alliierten Rat auf Druck und
Kontrolle gegenüber den österreichischen Instan-
zen, nahmen aber in ihrer Zone keine abweichen-
den Maßnahmen vor.

Ein anderer Unterschied zu Deutschland ergab sich
daraus, daß in Österreich durch die Existenz der
Provisorischen Regierung eine selbstverantwortli-
che Säuberungspolitik eingeleitet werden konnte,
wenn auch zunächst unkoordiniert neben dem Ver-
fahren der Westmächte in ihren Zonen. Die Regie-
rung, bestehend aus den drei sich neu bildenden
Parteien SPÖ, ÖVP und KPÖ, erließ als eine ihrer
ersten Maßnahmen Gesetze zur Bestrafung der NS-
Anhänger und zu deren Ausschaltung aus dem
öffentlichen Leben in der erklärten Absicht, so
Österreichs Willen und Fähigkeit zu seiner eigenen 
Befreiung zu beweisen. Die beiden grundlegenden
Gesetze — das „Verfassungsgesetz über das Verbot
der NSDAP“ vom 8. Mai 1945 und das „Verfas-

sungsgesetz über Kriegsverbrechen und andere
nationalsozialistischen Untaten“ vom 26. Juni
1945 — konstituierten ein Sonderrecht mit harten
Strafen und Sondergerichten33). Die Hauptschuldi-
gen wurden — wie in den amerikanischen Richtli-
nien — pauschal definiert; zu ihnen zählten 1. die
„Illegalen“ (Parteieintritt vor März 1938); 2. die
Funktionäre der NSDAP und der ihr angeschlosse-
nen Organisationen vom Rang eines Blockleiters
aufwärts sowie alle leitenden Mitglieder von SS,
SD, Gestapo und des Volksgerichtshofs; 3. alle, die
finanziell oder durch ihren Einsatz den Nationalso-
zialismus substantiell gefördert oder zum Verlust
der Unabhängigkeit Österreichs beigetragen hat-
ten. Alle Mitglieder und Anwärter der NSDAP und
ihrer „Wehrverbände“ (SS, SA, NSKK, NSFK)
mußten sich in öffentlich ausliegende Registrie-
rungslisten eintragen lassen, bei besonderer Kenn-
zeichnung der Hauptbelasteten. Alle „Illegalen“
waren aus dem öffentlichen Dienst zu entlassen,
ebenso alle anderen Registrierten, die „nach ihrer
bisherigen Tätigkeit keine Gewähr dafür bieten,
daß sie jederzeit rückhaltlos für die unabhängige
Republik Österreich eintreten werden“. Diejenigen
„Illegalen“, die Funktionen vom Rang eines Orts-
gruppenleiters oder Untersturmführers aufwärts
ausgeübt hatten, sollten mit 10 bis 20 Jahren
Gefängnis und dem Verlust ihres Vermögens
bestraft werden. Schwere Strafen bis hin zur Todes-
strafe wurden für höhere Funktionäre und die
österreichischen Mitglieder der Reichsregierung
bestimmt.

Die Gesetze gingen auf das Bedürfnis nach Vergel-
tung und radikaler Säuberung zurück, das die Poli-
tiker der ersten Stunde — fast alle Opfer national-
sozialistischer Verfolgung — erfüllte. Ihre volle
Härte hätten zumindest die mehr als 98 000 „Illega-
len“ und die rund 60 000 im Sinne des Gesetzes 
belasteten Funktionäre erfahren müssen, die die
Registrierungslisten bis zum 15. September 1946
verzeichneten34). Verlust des Arbeitsplatzes oder
Vermögensnachteile drohten einem weiteren Tei!
der Registrierten. Aber auch in Österreich war
schon durch das „Verbotsgesetz“ die Möglichkeit
zur Ausnahme geschaffen, und zwar als Strafnach-
laß durch die Regierung aufgrund des individuellen
Verhaltens vor 1945 — sofern nämlich der Betrof-
fene seine Stellung „niemals mißbraucht und aus
seinem Verhalten noch vor der Befreiung Öster-
reichs auf eine positive Einstellung zur unabhängi-
gen Republik Österreich mit Sicherheit geschlossen
werden kann“. Diese Ausnahmeregelung führte zu
Folgen wie die individuelle Prüfung in Deutschland:
Zeugnisse bestätigten Schuldlosigkeit und lautere
Gesinnung; 85—90% der Registrierten reichten



Ausnahmegesuche ein; die für die Überprüfung
geschaffenen Kommissionen erstickten in der Flut
der Anträge. Schon Ende 1945, bevor das Gesetz
auf ganz Österreich ausgedehnt werden konnte,
war es an dieser Klippe gescheitert. Selbstkritisch
vermerkte dazu der offizielle Gesetzeskommentar:
„Da zeigte sich, daß die Abstellung der Nachsichts-
möglichkeit auf den individuellen Fall das Verbots-
gesetz praktisch unanwendbar werden ließ. Ja,
das Prinzip, auf dem das Gesetz aufgebaut war,
wurde in der Praxis in das Gegenteil verkehrt,
ein Umstand, der, abgesehen von der unerträg-
lichen Belastung der Verwaltungsbehörde, der Be-
handlung des Nationalsozialistenproblems die
nötige Durchschlagskraft zu nehmen imstande
war . . .").35

Hinzu kam als zweite Klippe — ähnlich wie in
Westdeutschland — die Lage im öffentlichen
Dienst. Die österreichische Regierung schuf sich
durch die These, Rechtsnachfolger der Ersten
Republik zu sein, die rechtliche Voraussetzung,
über die Weiterbeschäftigung im öffentlichen
Dienst für alle nach 1933 Eingestellten frei zu befin-
den. Das „Verbotsgesetz“ und die Verfügungen der
westlichen Alliierten führten — wie in Westdeut-
schland — zu umfangreichen Entlassungen in ein-
zelnen Sparten des öffentlichen Dienstes, darunter
vor allem des Erziehungswesens, der Justiz sowie
der Landes- und Bundesverwaltung. Obgleich die
Entlassungen mit durchschnittlich 30 % im öffentli-
chen Dienst 1945/46 besonders in den oberen Ebe-
nen beträchtlich waren35a), sah die Regierung sich
gleichwohl der ständigen Forderung des Alliierten
Rats ausgesetzt, konsequenter vorzugehen, wäh-
rend auf der anderen Seite die Ämter und die
Betroffenen auf mehr Nachsicht drängten.
Um einheitliche und besser anwendbare Richtlinien
für ganz Österreich zu schaffen, erließ das Parla-
ment im Juli 1946 ein neues Gesetz. Es führte Bela-
stungsgruppen ein gemäß dem in den NS-Organisa-
tionen bekleideten Rang. Die „Minderbelasteten“
hatten abgestufte finanzielle Bußen zu leisten und
mußten sich für die Weiterbeschäftigung im öffent-
lichen Dienst einer individuellen Überprüfung
unterziehen. Alle Sanktionen sollten für sie 1948
auslaufen. Die „Belasteten“, jetzt neu definiert im
wesentlichen als nationalsozialistische Funktionäre
und Mitglieder der SS, trafen härtere Geldbußen
und pensionslose Entlassung aus dem öffentlichen
Dienst. Nach den Registrierungslisten von 1947
waren dies 42 129 Personen36). Man vermied den
bürokratischen Apparat und das Spruchkammer-
verfahren der US-Zone; die individuelle Überprü-
fung wurde durch Kommissionen in den einzelnen

Ämtern und Berufsverbänden vorgenommen, hier
allerdings mit den gleichen Entlastungsstrategien
und den gleichen politisch-moralischen Folgen. Das
Gesetz verfolgte die gleiche Intention wie die deut-
schen Entwürfe für das „Befreiungsgesetz“ in der
US-Zone von Anfang 1946: Unterscheidung der
großen Masse der durch ihre NS-Vergangenheit
Belasteten von den exponierten Trägern des NS-
Systems sowie ihre berufliche Reintegration; und
ähnlich wie in der US-Zone scheiterte es an den
Besatzungsmächten. Die Russen, aber auch die
Amerikaner und Franzosen bestanden auf Ver-
schärfungen, besonders auf der Aufhebung der vor-
gesehenen Befristung aller Strafen einschließlich
der für die „Belasteten“. Nach langen Verhandlun-
gen kam es im Februar 1947 zu einem in vielen
Details abgeänderten und verschärften Gesetz, das
Nationalrat und Regierung als aufgezwungen
betrachteten und dessen Anwendung alle Parteien
zu umgehen bestrebt waren.
Die österreichische Regierung erklärte Ende 1947,
die Entnazifizierung in Österreich sei „im allgemei-
nen“ erfolgreich abgeschlossen, und leitete damit
eine Akzentverlagerung in ihrer Politik im Sinne
von Amnestierung sowie gesellschaftlicher und 
beruflicher Reintegration ein. Sie fand damit posi-
tive Resonanz bei den Westmächten, die jetzt
— ähnlich wie in Westdeutschland — unter dem
Eindruck einer fehlgeschlagenen Entwicklung und
dem Wunsch nach einem zügigen Wiederaufbau
Österreichs zu einem Abschluß kommen wollten.
Der russische Vertreter im Alliierten Rat machte
zunächst sein Veto geltend, schlug dann aber im
Februar 1948 im Einklang mit der Beendigung der
Entnazifizierung in der SBZ eine allgemeine Amne-
stie für die Minderbelasteten vor, verbunden mit
der Auflage eines verschärften und beschleunigten
Durchgreifens gegen die Belasteten und strafrecht-
lich zu Verfolgenden. Damit wurden die Sanktio-
nen für die „Minderbelasteten“ aufgehoben und
ihre Rückkehr in die früheren Berufe ermöglicht,
verbunden mit materiellen Entschädigungen für die
seit 1945 erlittenen Verluste.
Auch in Österreich mißlang die Entnazifizierung,
insofern sie neben einer begrenzten Veränderung
im öffentlichen Dienst wie in Westdeutschland eine 
Rehabilitierung der Anhängerschaft des National-
sozialismus und nicht nur ihre berufliche Reinte-
grierung brachte. Den Anstoß dazu gaben auch hier
die überdehnten Bestimmungen am Anfang und
das Prinzip der Entscheidung gemäß dem individu-
ellen Verhalten. Als wichtigster Grund dafür, daß
daraus bald eine allgemeine Verharmlosung der
Beteiligung an der NS-Bewegung wurde, erscheint
in der österreichischen Literatur die Rolle der Par-
teien. Der sozialdemokratische Staatspräsident
Renner erklärte schon 1945, „daß nur ein nicht allzu
großer Teil der Mitglieder und Anwärter dieser
Partei nazistischer Gesinnung war und sich nazi-



stisch betätigt hatte. Der allergrößte Teil ist dem 
wirtschaftlichen, gesellschaftlichen oder selbst dem
persönlichen Zwange erlegen. Alle Persönlichkei-
ten, welche in irgendeiner öffentlichen oder wirt-
schaftlichen Stellung von Bedeutung . . . standen,
waren einfach bei Verlust ihrer Stellung der Partei
anzugehören genötigt. Sie haben diesem erpresseri-
schen Zwang nicht widerstanden, aber wie kann
man von Gelehrten, Künstlern, Gewerbetreiben-
den, Kaufleuten . . . oder von dem Schrecken der
Arbeitslosigkeit und dem Konzentrationslager
bedrohten Arbeitern verlangen, daß sie heldenhaft
ihre Existenz in die Schanze schlagen, um sich der
Werbung einer Partei zu entziehen, die mit solchem
Elan und noch dazu mit so verblüffenden Anfangs-
erfolgen die öffentliche Meinung des Landes
beherrschte.“37 ) Auch wenn die SPÖ wegen der
Glaubwürdigkeit des Neuanfangs im Herbst 1945
mit der KPÖ den Entzug des Wahlrechts für alle
Registrierten durchsetzte, begannen schon zu die-
ser Zeit die drei österreichischen Parteien mit der
öffentlichen Entschuldigung der Mitläufer. Es ging
um die Stimmen des großen Bevölkerungsanteils,
der sich durch die Entnazifizierungsgesetze bedroht
sah, und um neue Parteimitglieder. Ihren Höhe-
punkt erreichte dieses „würdelose Buhlen um die
Stimmen der Ehemaligen“38 ) im Wahlkampf
1948/49, als die Registrierten (mit Ausnahme der
„Belasteten“) das Wahlrecht zurückerhielten und 
sich eine vierte Partei, der Verband der Unabhän-
gigen (VdU, später FPÖ), gründete, die speziell die
NS-Anhänger ansprach.

Hatten ÖVP und SPÖ wie die KPÖ mit der öffent-
lichen Entlastung der „Minderbelasteten“ zunächst
noch die Forderung von Strafe und Aussonderung
für die Schuldigen verbunden, so drohte auch diese
Abgrenzung zu verschwimmen, als die Regierung
seit 1949 in jahrelangem Tauziehen mit dem Alliier-
ten Rat Amnestien für die „Belasteten“ durchzuset-
zen suchte ). Die Gruppe der39 „Belasteten“ bildete
insofern ein größeres Problem als in der Bundesre-
publik, als sie in Österreich umfangreicher war40),
die Sanktionen härter waren und länger dauerten
und die Einstufung pauschal, ohne Würdigung des
persönlichen Verhaltens erfolgte. Wegen der

Ablehnung des Alliierten Rats, begründet durch
das Veto der UdSSR, aber auch durch
die Verstimmung der USA über die österreichi-
sche Haltung in der Wiedergutmachungsfrage
(s. unten), zog sich das Problem der „Belasteten“
bis nach Abschluß des Staatsvertrags 1955 hin.
Diese letzte Phase war geeignet, den moralisch-
politischen Ertrag der Säuberung vollends in Frage
zu stellen. In der Debatte, die das abschließende
Amnestiegesetz von 1957 im Nationalrat begleitete,
erschienen die „Belasteten“ als lautere Menschen,
die zu Unrecht verfolgt wurden, weil man sie „aus
formalen Gründen zu Nationalsozialisten gemacht“
habe, „die diese Menschen im Innern niemals
waren“41 )- Zwar fanden sich auch kritische und
warnende Stimmen gegen diesen Prozeß der
Schuldverleugnung — besonders bei der KPÖ und
bei Teilen der SPÖ —, aber diese Kritik blieb, so
jedenfalls der Eindruck aus der Literatur, viel mehr
im Hintergrund als in der Bundesrepublik. Hier
wurden zwar auch ähnliche Stimmen laut, beson-
ders in der FDP und im BHE, der sich — wie der
VdU — zum Interessenvertreter der „Entrechte-
ten“ machte42 ). Bei den großen Parteien lag aber
hinsichtlich der Forderung nach einem Abschluß
das Gewicht mehr auf der fragwürdigen Form des
Verfahrens oder auf der Notwendigkeit der alsbal-
digen Integration. Besonders die SPD, aber auch
zahlreiche Publizisten übten massive Kritik an der
Rückkehr der „Ehemaligen“ in den Staatsapparat,
auch der als „minderbelastet“ Eingestuften.

Die Entnazifizierung hat in Österreich und in West-
deutschland zu komplexen Folgen geführt, deren
Bewertung nicht leicht ist43). Trotz der Wiederein-
stellung der meisten „Ehemaligen“ gab es infolge
ihrer zeitweiligen Suspendierung und auch Diskre-
ditierung insgesamt nicht unerhebliche Verschie-
bungen in der öffentlichen Verwaltung und in den
politischen Parteien, vor allem auf den exponierten
Ebenen. Ein beträchtlicher Teil der gesellschaftli-
chen Eliten wurde, wenn auch zumeist nur für
begrenzte Zeit, in ihrem Ansehen und auch mate-
riell getroffen44). Ob und wie diese Erfahrung
— wie auch die ab 1948 gebotene Möglichkeit zur



Rückkehr der meisten Suspendierten in ihre
Berufe — ihre Einstellung zur Demokratie beein-
flußt hat, ist schwer zu beurteilen. Die Bewertun-
gen schwanken zwischen dem Vorwurf der Restau-
ration und dem positiven Urteil über die Leistung,
die die Gesellschaft hier wie dort vollbrachte,
indem sie die große Anhängerschaft des National-
sozialismus integrierte, ohne zugleich die noch
ungefestigte Demokratie aufs Spiel zu setzen45 ). 
Für die innere Auseinandersetzung der Bevölke-
rung mit ihrer NS-Vergangenheit waren die Folgen
jedoch fatal. Sie verschütteten für lange Zeit die
Erkenntnis der moralischen und politischen Mit-
schuld, indem sie Selbstrechtfertigungen provozier-
ten, wo der Hinweis auf die Mitverantwortung der
Großen wie der Kleinen nötig gewesen wäre.

3. Die sowjetische Besatzungszone Deutschlands

In der SBZ war die Entnazifizierung unter sowjeti-
scher und kommunistischer Führung von vornher-
ein auf radikale Veränderungen angelegt, begleitet
von Enteignungen, die zunächst ebenfalls unter
dem Signum der Beseitigung des Nationalsozialis-
mus standen46 ). Die Säuberung des öffentlichen
Dienstes erfolgte bis Ende 1946 in nomineller Ver-
antwortung der einzelnen Länder, aber unter kom-
munistischer Kontrolle und unter Aufsicht der
Besatzungsmacht. Die Landesbehörden, denen
zunächst auch die bürgerlichen Parteien angehör-
ten, trafen sich in dem Wunsch nach Entlassung
aller Spitzenbeamten und aller überzeugten Natio-
nalsozialisten, suchten aber soweit wie möglich die
Fachkräfte, die nur „nominell“ der NSDAP ange-
hört hatten, zu halten. Die sowjetischen Behörden
hingegen drängten auf Entlassung aller NS-Mitglie-
der. Im Oktober 1945 veröffentlichten die Block-
parteien (KPD, SPD, CDU und LDPD) „Richtli-
nien für die Bestrafung der Naziverbrecher“. Sie
unterschieden zwischen „aktivistischen“ National-
sozialisten (alle Mitglieder von NS-Organisationen,
die ein Amt von politischer Verantwortung ausge-
übt oder anderweitig die Partei aktiv gefördert hat-
ten) und den „nominellen“ Parteimitgliedern. Die
erste Gruppe sollte aus dem öffentlichen Dienst

entlassen werden, bei gekürzten Versorgungsbezü-
gen, Zwangsarbeit oder Geldbußen und Entzug der
politischen Rechte. Die „nominellen Nazis“ sollten,
„ohne die politische Verantwortung aller . . . Mit-
glieder der NSDAP . . . abzuschwächen“, mit
Nachsicht rechnen dürfen, „in der Erwartung, daß
sie mit ihrer politischen Vergangenheit ganz bre-
chen und sich mit ganzer Kraft am Wiederaufbau
unseres Landes beteiligen“. Auch ihnen wurde vor-
läufig das Wahlrecht entzogen und der Zutritt zu
Parteien und Verbänden verwehrt. Im öffentlichen
Dienst durften sie beschäftigt werden, soweit
„Bewerber gleicher Eignung nicht vorhanden
sind“47 ).

Solche differenzierenden Ansätze gingen aber seit
1946/47 gegenüber dem sowjetischen Druck verlo-
ren, in den politisch relevanten Zweigen des öffent-
lichen und wirtschaftlichen Lebens die Entnazifizie-
rungsmaßnahmen so breit auszulegen, daß sie die
Ausschaltung der bürgerlichen Kräfte insgesamt
ermöglichten. Nach Übernahme der formalen Ver-
fahrensweisen der Westzonen Ende 1946 geschah
dies in einer letzten Säuberungswelle, die zugleich
der Vereinheitlichung des Vorgehens diente. Es
wurden Entnazifizierungskommissionen als Prü-
fungs- und Revisionsinstanzen eingerichtet, die
noch einmal alle Ämter durchsiebten. Als Entlas-
sungskriterium genügte die Mitgliedschaft in der
NSDAP oder einer ihrer Verbände. Am 16. August
1947 leitete die SMAD im Befehl Nr. 201 das Ende
der Entnazifizierung ein, im Februar 1948 wurden
die für sie zuständigen Kommissionen aufgelöst. Bis
zu diesem Zeitpunkt waren 520 734 Personen aus
dem öffentlichen Dienst und in der Wirtschaft ent-
lassen worden. Das Ende der Entnazifizierung
brachte keinen Anspruch auf Wiederbeschäftigung,
schloß sie aber anscheinend auch nicht aus48 ). Die 
meisten Entlassenen gingen wohl in die westlichen
Zonen. Die Intensität der Entlassungen war nach
der politischen Relevanz der Bereiche und, beson-
ders in Wirtschaft und Technik, nach dem Bedarf
an Fachkräften unterschiedlich. Bis 1947/48 hatte
sich das obere Management in der Wirtschaft völlig
verändert (nur 6,2 % der alten Leitung war geblie-
ben). Ganz neu aufgebaut wurde die innere Ver-
waltung, die Polizei und die Justiz, in die rasch
geschulte „Volksrichter“ und „Volksstaatsanwälte“
einrückten (nach sechs- bis neunmonatigem Lehr-
gang und Hauptschulabschluß als Mindestvoraus-
setzung). Bei den Lehrern wurden wegen des Per-
sonalmangels 1946 noch zehn Prozent von NS-Mit-
gliedern geduldet. Diejenigen, die nun nachrück-
ten, gehörten größtenteils den unteren Volks-
schichten und der KPD bzw. SED an49 ).



Parallel dazu bemühte sich die SED um die „nomi-
nellen Pgs“ und damit um die große Masse der NS-
Anhänger, aber auch um die unter diesem Etikett
einzustufenden benötigten Fachkräfte. Eine neuere
Veröffentlichung aus der DDR50 ) enthält eine 
Reihe von Hinweisen darauf, daß die SED nicht nur
die Chance sah, hier ein neues Reservoir von 
Anhängern zu gewinnen, sondern auch die Gefahr
erkannte, die drohte, wenn allen durch eine NS-
Mitgliedschaft Belasteten angemessene Wirkungs-
möglichkeiten versagt blieben. Der SMAD-Befehl
Nr. 201 kam dem entgegen mit der Unterscheidung
zwischen „Naziaktivisten“ und „nominellen NS-
Mitgliedern, die wirklich fähig sind, mit der faschi-
stischen Ideologie zu brechen“. Der Befehl hob den
Entzug des Wahlrechts und der anderen politischen
Rechte auf. Danach warb die SED intensiv um
diese Gruppe und ihre Integration in Gesellschaft
und Berufsleben; mit der NDPD wurde eine eigene
Partei für sie geschaffen. Nach Wolfgang Leonhard
gab die SED schon im Sommer 1946 die Anweisung
an ihre Funktionäre, gezielt um die breite NS-
Anhängerschaft zu werben, mit der Begründung:
„Wir dürfen die Fehler der KPÖ bei den Wahlen im
Herbst 1945 nicht wiederholen. Die österreichi-
schen Genossen haben durch ihren primitiven Anti-
Nazismus die Masse der kleinen Nazis abgestoßen
und sich damit von der Bevölkerung isoliert.“
Wegen des Widerstands an der kommunistischen
Basis wurde Schulungsmaterial für den Umgang mit

denjenigen verbreitet, „die ehrlich einen neuen
Weg gehen wollen“51 )-
Unter dem Gesichtspunkt der Ausschaltung der
NS-Anhänger aus dem öffentlichen Leben, als Eli-
tenaustausch sowie auch als Bemühung um die Inte-
gration der breiten NS-Anhängerschaft erscheint
das Vorgehen in der SBZ insofern konsequent, als
es nicht mit der Verharmlosung der Tatsache, „Mit-
läufer“ gewesen zu sein, verbunden war, sondern
das Umlernen betont wurde. Wenn man hingegen
die Frage stellt, ob durch das Verfahren in der DDR
das Bewußtsein der Betroffenheit und das Nach-
denken über die historisch-politische Mitverant-
wortung aller Deutschen am Nationalsozialismus
gefördert oder behindert wurde, so bleibt auch für
die DDR die Bilanz fragwürdig. Die großenteils
ungerechten, harten Straf- und Säuberungsmaß-
nahmen können nur als neue politische Willkür
begriffen worden sein, auch wenn sie als notwendig
für den Aufbau eines besseren Systems deklariert
wurden. Bei der Reintegration hingegen scheint die
opportunistische Anpassung direkter durch als in
der Bundesrepublik und in Österreich. Die offi-
zielle These der DDR, sie habe Staat und Gesell-
schaft vom Nationalsozialismus befreit, hat den
Nationalsozialismus zu einem die DDR nicht mehr
betreffenden Thema und das Problem der personel-
len Kontinuität einer durch den Nationalsozialis-
mus geprägten Bevölkerung zum Tabu ge-
macht 52).

III. Wiedergutmachungsleistungen

Es wurde in den drei Staaten von Anfang an als
gesellschaftliche Aufgabe angesehen, materielle
Leistungen für die Opfer nationalsozialistischer
Verfolgung aufzubringen. Leistungen dieser Art
implizieren die Gewährung von Fürsorge und die
Erstattung von Vermögensverlusten, aber auch die
Anerkennung der Tatsache, daß den Betroffenen
ein Unrecht geschehen ist und sie Anspruch auf
Wiedergutmachung besitzen, sowie die Bereit-
schaft, für dieses im Namen des deutschen Volkes
begangene Unrecht zu haften. Im folgenden geht es
nicht darum, die in Österreich und in der Bundes-
republik mit verwickelten Rechtsproblemen verse-

henen Maßnahmen im einzelnen zu vergleichen
oder Höhe und Umfang der Leistungen gegenein-
ander aufzurechnen. Es soll vielmehr gezeigt wer-
den, wie die drei Staaten vom Prinzip her diese
Frage aufgefaßt und mit welchen Akzenten sie die
Begründung versehen haben.

1. Die Wiedergutmachungsleistungen
der Bundesrepublik Deutschland

In Westdeutschland kam es zunächst zur Betreuung
von Opfern des Nationalsozialismus auf lokaler



Ebene im Sinne der Fürsorge ). Mit der Gründung
der Länder bekannten sich
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diese zu dem Grundsatz,
daß das deutsche Volk für das Unrecht des NS-
Regimes zu haften und deshalb Entschädigung zu
leisten habe. Einige Länder — Bayern, Hessen,
Rheinland-Pfalz — verankerten ihn in ihren Ver-
fassungen. Bis 1949 ergingen unterschiedliche
Regelungen in den einzelnen Ländern; nach der
Gründung der Bundesrepublik stellte sich daher die
Frage der Vereinheitlichung und der angemessenen
Wiedergutmachung von Unrechtshandlungen des
Dritten Reichs. Das Bundesentschädigungsgesetz
(BEG) von 1953 sollte beides gewährleisten, aber
auch zeigen, daß die Bundesrepublik sich durch
ihre obersten politischen Organe zur Pflicht der
Wiedergutmachung bekannte. Anders als Öster-
reich und die DDR haben die westdeutschen Län-
der bzw. die Bundesrepublik in ihren Gesetzen die
Mitglieder des politischen Widerstands nicht als
eine besonders zu ehrende Gruppe herausgehoben.
Die Gesetze betreffen unterschiedslos die aus „poli-
tischen, rassischen oder religiösen Gründen Ver-
folgten“. Ein Antrag der SPD bei der Vorberatung
des BEG für ein Gesetz zur Anerkennung des deut-
schen Widerstandes und parallel dazu zur Entschä-
digung aller, die in ihren Menschen- und Bürger-
rechten verletzt worden waren, fand keine Mehr-
heit54 ).

Das BEG wurde in den folgenden Jahren durch
eine Serie von Novellen ergänzt und ausgeweitet.
Daß es dennoch trotz der beachtlichen Leistungsbi-
lanz, die die Bundesregierung vor kurzem vor-
legte54 ), unbefriedigenda blieb, zeigt die Diskus-
sion der letzten Jahre. Die Mängel lagen in der in
mancher Hinsicht zu engen Definition der
Anspruchsberechtigten; bedrückend war für viele
die Art, wie Ansprüche geltend zu machen waren,
sowie die Argumentation, mit der Anträge abge-
lehnt wurden, die nicht unter die engeren Bestim-
mungen des Gesetzes fielen55 ). Erst in den letzten

Jahren ist die Sensibilität dafür gewachsen, daß
auch die Verfolgung von Homosexuellen und „Aso-
zialen“, das Schicksal der Zwangsarbeiter, die
Zwangssterilisierungen Unrecht waren, oder wie
wenig das Unrecht, das den Sinti und Roma zuge-
fügt wurde, begriffen worden ist.

Die westlichen Besatzungsmächte, besonders die
USA, hegten von Anfang an die Erwartung, daß die
Deutschen ihre Pflicht zur Wiedergutmachung
anerkennen und ihr nachkommen würden. Mit
Ausnahme eines speziellen Bereichs — der durch
Besatzungsrecht geregelten Rückerstattung für ver-
lorenes Vermögen — überließen sie den Deutschen
jedoch die Festlegung von Formen und Einzelhei-
ten. Auf dieser Basis liefen 1952—1955 auch die
Verhandlungen über den Überleitungsvertrag zur
Rückgabe der Souveränität an die Bundesrepublik
und die Ausformulierung des BEG bzw. des
Abkommens mit Israel und den jüdischen Verbän-
den nebeneinander her, getragen von dem Bewußt-
sein der deutschen Politiker, überzeugende Rege-
lungen finden zu müssen, und der Erwartung der
drei Alliierten, daß die Bundesrepublik ihre Ver-
pflichtung freiwillig übernehmen würde. Es war für
das Ansehen der Bundesrepublik im westlichen
Ausland günstig, daß die großen Parteien und die 
Regierung trotz vieler fiskalischer Bedenken und
auch unterschwelliger Widerstände für großzügige
Maßnahmen sorgten und sie rasch durchsetzten.

Das gilt besonders für die Bereitschaft, Wiedergut-
machungsleistungen an die Juden zu zahlen. Über
die Entschädigungen für einzelne Personen im Rah-
men der bestehenden Gesetze hinaus verlangte die
zur Durchsetzung jüdischer Forderungen gegrün-
dete „Conference on Jewish Material Claims
against Germany“ — die vor allem jüdische Ver-
bände in den USA und die vom Nationalsozialismus
vertriebenen Juden in Israel vertrat — Ende 1951
einen pauschalen Betrag für jüdische Eigentums-
verluste, auf die keine individuellen Ansprüche
mehr erhoben werden konnten56). Sie werteten
dies als Anerkennung für das den Juden zugefügte
Unrecht und die Bereitschaft des deutschen Volkes,
dafür zu haften. Es ist vor allem das Verdienst Ade-
nauers, daß diese Forderung schnell und durch ein
großzügiges Angebot beantwortet wurde in einem
Moment, in dem die wirtschaftliche Lage und der
Devisenmangel auch viele, die im Prinzip zuzustim-
men bereit waren, zögern ließ. Durch den raschen
Abschluß des Abkommens wurden lange Diskus-
sionen im Parlament vermieden, wo es nur dank der
geschlossenen Zustimmung der SPD die notwen-



dige Mehrheit fand, und auch in der deutschen
Öffentlichkeit, die es nach Meinungsumfragen in
ihrer Mehrheit ablehnte57). Das Abkommen, das
später auch die Aufnahme von Beziehungen zu
Israel ermöglichte, brachte der Bundesrepublik
erheblichen moralischen Kredit im Ausland; Ade-
nauer selbst wertete es indessen in erster Linie als
„eine zwingende moralische Verpflichtung des von
der Bundesregierung vertretenen deutschen Vol-
kes“58»).

2. Die Wiedergutmachungsleistungen Österreichs

In Österreich begann die Wiedergutmachung ent-
sprechend der Stimmung in den ersten Nachkriegs-
wochen mit einem von KPÖ und SPÖ initiierten
„Tag der Volkssolidarität“ am 13. Juni 1945, der
die Solidarität des ganzen Volkes mit den Opfern
und Verfolgten des NS-Regimes zum Ausdruck
bringen sollte ). Von Seiten des Staates wurden
zunächst auch hier Fürsorgemaßnahmen angeord
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net. Dem Staatsverständnis des neuen Österreich
entsprechend, wurde die Gruppe der aktiven
Widerstandskämpfer besonders herausgehoben,
denen die beiden ersten „Opferfürsorgegesetze“

Dem Abkommen folgten Mitte der fünfziger Jahre
Forderungen anderer Länder für Staatsangehörige,
die durch Verfolgungsmaßnahmen des Dritten Rei-
ches Schäden erlitten hatten59). Sie wurden durch
Abkommen mit Norwegen und Dänemark 1959,
mit Griechenland, Frankreich und Belgien 1960,
mit Italien und der Schweiz 1961, 1964 mit Schwe-
den und im Rahmen anderer Verträge mit Luxem-
burg und den Niederlanden geregelt. Auf die völ-
kerrechtlich und technisch besonders verwickelten
Verhandlungen mit den Ostblockstaaten seit den
Ostverträgen kann hier nicht näher eingegangen
werden60). Hingewiesen sei jedoch auf die Tatsa-
che, daß diese Staaten Forderungen nur an die Bun-
desrepublik richten, obgleich sie deren Alleinver-
tretungsanspruch nicht anerkannten. Nur Jugosla-
wien hat unter Ausnutzung seiner besonderen Lage
zwischen den Blöcken Wiedergutmachungsleistun-
gen von beiden deutschen Staaten erreicht:
zunächst von der DDR, dann nach langen, 1962
beginnenden Verhandlungen 1972/74 auch von der
Bundesrepublik.

von 1945 und 1947 bevorzugt galten. Trotz des Ver-
zichts auf politische oder strafrechtliche Sanktionen
gegen den Austrofaschismus schlossen diese
Gesetze auch die aus politischen Gründen Verfolg-
ten des Ständestaats (mit Ausnahme natürlich der
Nationalsozialisten) ein: Als Widerstandskämpfer
galten alle, die „für ein freies, demokratisches
Österreich . . . , insbesondere gegen Ziele und
Idee des Nationalsozialismus“ gekämpft hatten62 ).
Durch spätere Novellierungen wurden die übrigen
Opfer des Nationalsozialismus den Widerstands-
kämpfern gleichgestellt und die Leistungen ausge-
dehnt. Mit der Novelle von 1961, der „großen Wie-
dergutmachung“, wurden im wesentlichen die
Richtlinien des BEG der Bundesrepublik übernom-
men. Spätere Ergänzungen entsprachen in etwa den
westdeutschen, ebenso wie die Mängel und Härten
des Gesetzeswerkes und die auch hier erst spät in
Gang kommende größere Aufgeschlossenheit für
die Defizite im bisherigen Umgang der Gesellschaft
oder der Verwaltung mit vielen Opfern des Natio-
nalsozialismus.

Die Frage, ob der Staat Österreich eine Mitschuld
des österreichischen Volkes am Leiden der Opfer
und deshalb auch eine Pflicht zur Wiedergutma-
chung trage, stellte sich für Österreich in aller Deut-
lichkeit, als die Jewish Claims Conference nach
dem Abkommen mit der Bundesrepublik ähnliche
Forderungen an Österreich richtete63 ). Sie hatte
zunächst versucht, diese Ansprüche in das Abkom-
men mit der Bundesrepublik einzubeziehen; diese
lehnte sie jedoch mit dem Hinweis auf die eigene
österreichische Verantwortung am Nationalsozia-
lismus ab. Die erste Reaktion der österreichischen
Regierung auf die jüdische Forderung bestand in
der Erklärung, Östeneich sei als von den Deut-
schen besetztes Land staatsrechtlich nicht zu Lei-
stungen verpflichtet und trage auch keine morali-
sche Verantwortung, da die Verbrechen an den
Juden von den Deutschen ausgegangen seien64).
Erst unter dem Druck der Weltöffentlichkeit, unter
massiven Hinweisen von jüdischer Seite auf die
österreichische Mitverantwortung und das Eingrei-
fen des Alliierten Rats erklärte sich die österreichi-
sche Regierung zu Leistungen bereit, ohne jedoch
das Prinzip der Verantwortlichkeit anzuerken-
nen65).



Der Alliierte Rat, in dem sich besonders die USA
für die jüdischen Forderungen einsetzten, verwei-
gerte seine Zustimmung zu den Amnestiegesetzen
für die belasteten Nationalsozialisten mit dem
Argument, daß zuerst die Ansprüche der Opfer
anerkannt werden müßten. Der Staatsvertrag, der
Österreich 1955 die Souveränität zurückgab, ent-
hielt in Art. 26 eine Klausel, die, wenn auch ohne
die Frage der Mitschuld zu nennen, Österreich ver-
pflichtete, das von der Claims Conference rekla-
mierte „erbenlose Eigentum“ in Österreich für die
Unterstützung der Verfolgten einzusetzen, und in
Art. 23 Österreich den Verzicht auf Forderungen
aus der NS-Zeit gegenüber der Bundesrepublik auf-
erlegte. Die Verhandlungen mit der Claims Confe-
rence zogen sich insgesamt von 1953 bis 1961 hin.
Sie waren von Anklagen gegen Österreich im Aus-
land, nicht nur von jüdischer Seite, und peinlich
aufrechnenden, nicht selten antisemitisch gefärbten
Stimmen in einem Teil der österreichischen Presse
begleitet. Ein Beispiel: Als ein Kommentator in
einer Zeitung der SPÖ am 11. Februar 1959 die
österreichische Mitschuld an der Judenverfolgung
und die Bereicherung von Österreichern an jüdi-
schem Vermögen herausstellte, brandmarkte die
„Volksstimme“ (ÖVP) dies mit den Worten: „Eine
infamere Umkehrung geschichtlicher Tatsachen,
ein niederträchtigerer Versuch zur Rehabilitierung
des Hitlerschen Gewaltstreiches gegen Österreich
ist selbst in der westdeutschen Presse kaum zu fin-
den.“66 ) Die Debatte belastete Österreichs Ver-
hältnis zu Israel nachhaltig. Zahlungen an Israel,
die wohl aufgrund der österreichischen Einstellung
von der Claims Conference aus den Forderungen
gestrichen wurden, hat Österreich nicht geleistet.

Eine Regelung mit der Claims Conference kam
1961 erst zustande, nachdem die Bundesrepublik
sich bereit fand, einen Teil des für die jüdischen
Ansprüche sowie für die Verbesserungen in der
Opferfürsorgenovelle von 1961 notwendigen
Betrags zu übernehmen mit der Erklärung, zur
Erleichterung des Schicksals der durch deutsche
Mitschuld geschädigten und von den bisherigen
österreichischen Gesetzen nicht berücksichtigten
Personen beitragen zu wollen. Die Bundesrepublik
blieb bei diesen Verhandlungen bei der Ablehnung
der österreichischen These, als überfallenes Land
Anspruch auf deutsche Leistungen zu haben; sie
handelte aber, so einer der deutschen Mitwirken-
den, „unterschwellig“ aus der Einsicht, „daß die
NS-Gewaltmaßnahmen in Österreich zwar kaum
ohne die NS-Begeisterung weitester österreichi-
scher Kreise möglich gewesen wären, daß aber auch 
erst der deutsche Einmarsch in Österreich mancher

Schreckensaktion den Weg frei gemacht hat“67 ). —
Andere Staaten haben keine Forderungen an 
Österreich erhoben.

3. Die Wiedergutmachungsleistungen der DDR

Anders als die westlichen Alliierten machte die
UdSSR der SBZ bzw. der DDR nie Auflagen für
Wiedergutmachungsleistungen an die Verfolgten
des NS-Regimes. Die Länder und Politiker der SBZ
erkannten aber bis 1949 eine Wiedergutmachungs-
pflicht von sich aus an68 ). Erste Wiedergutma-
chungsgesetze in den Ländern regelten Maßnah-
men für Fürsorge und Renten, unter besonderer
Hervorhebung der Widerstandskämpfer. Die DDR
hat eine Pflicht zur Wiedergutmachung auch für die
auf ihrem Territorium lebenden Personen nie aner-
kannt. Die in der DDR lebenden NS-Verfolgten
genießen aber Vorteile wie Gesundheitshilfe, län-
geren Urlaub, bevorzugte Wohnungszuweisung.
Bei Erwerbsminderung erhielten sie bis zum 1. Mai
1965 Leistungen aus der Sozialhilfe, danach wurde
für die als Widerstandskämpfer und als Verfolgte
anerkannten Personen eine monatliche „Ehrenpen-
sion“ eingeführt, zu der andere Rentenvergünsti-
gungen traten. Entschädigungen für verlorenes
Vermögen hat die DDR hingegen, wie auch die
anderen Ostblockstaaten mit Ausnahme Bulga-
riens, nie gezahlt. Als bei den Verhandlungen mit
der Bundesrepublik die Jewish Claims Conference
auch Forderungen an die DDR erhob, blieb jede
Antwort aus. In den frühen fünfziger Jahren fanden
sich für die Ablehnung solcher Entschädigungsfor-
derungen Erklärungen wie die, daß der jüdische
Besitz ohnehin wie das übrige kapitalistische Ver-
mögen verstaatlicht worden wäre; oder — mit
bedrückenden Reminiszenzen in der Ausdrucks-
weise — im Prozeß gegen Paul Merker 1952 die
Unterstellung, Merker habe sich durch die Befür-
wortung einer Entschädigung für Juden in den USA
als „Subjekt der US-Finanzoligarchie“ entlarvt,
indem er „die Finanzierung der Auswanderung
jüdischer Kapitalisten“, „die Verschiebung von
deutschem Volksvermögen“ verlangt habe. „In
Wirklichkeit sind bei der ,Arisierung4 dieses Kapi-
tals nur die Profite jüdischer* Monopolkapitalisten



in die Hände ,arischer1 Monopolkapitalisten über-
gewechselt.“ )

Die häufigste These der DDR zur Abweisung von
Wiedergutmachungsforderungen faßte der DDR-
Jurist Kaul 1961 in die Worte: Die DDR leiste „eine
besondere Art der Wiedergutmachung. Sie besteht
darin, daß wir die Nazis aus ihren Stellungen ent-
fernt haben und daß ein Nazi in der DDR zu keiner
wichtigen Position gelangen kann.“ Da für die
DDR die Bundesrepublik in personeller und struk-
tureller Kontinuität zum Deutschen Reich steht,
zieht die DDR daraus die bequeme Konsequenz,
daß für diese auch eine bleibende Verantwortung
und Haftbarkeit besteht. 1975 hieß es zur Abwei-
sung jüdischer Ansprüche an die DDR: „Noch ein
Wort zu dem schuldbeladenen Gewissen der Deut-
schen. So etwas gibt es, und es entspringt zunächst
einer gesunden Reaktion auf die Verbrechen der
Faschisten. Aber für die DDR ist das längst gegen-
standslos geworden.“ Ein weiteres Argument lau-
tet, die Wiedergutmachungen seien Teil der Repa-
rationen, zu denen die DDR nur gegenüber den
Ostblockstaaten verpflichtet gewesen sei70).

Von der Weigerung, eine Wiedergutmachungs-
pflicht anzuerkennen, rückte die DDR bisher nur
zweimal ab71): einmal in dem schon erwähnten Fall
Jugoslawiens, das 1957 die für die DDR völker-
rechtlich außerordentlich wichtige Frage der diplo-
matischen Anerkennung nur unter Zusage von
Wiedergutmachungsleistungen zu vollziehen bereit
war, die 1963 auf rund 100 Mill. Mark festgesetzt
wurden. 1973/74 trat eine ähnliche Situation bei den 
Verhandlungen über die diplomatische Anerken-
nung durch die USA auf. Die USA wiesen die
These, daß die DDR nicht in Rechtskontinuität
zum Deutschen Reich stehe, zurück und verlangten
für ihre Staatsbürger eine Entschädigung für ehe-
maliges Eigentum auf dem Territorium der DDR.
Die Aufnahme der Beziehungen wurde ermöglicht
durch die Zusage der DDR, eine Zahlung in naher
Zukunft zu prüfen. Die angedeutete Zusage wurde
jedoch nicht erfüllt. Statt dessen bot das „Komitee
der antifaschistischen Widerstandskämpfer“ eine
einmalige Zahlung in Höhe von 1 Mill. Dollar an.
Nahum Goldmann lehnte im Namen der Juden in
den USA dieses Angebot ab unter Hinweis auf die
ursprüngliche Forderung von 1952 in Höhe von

1,5 Milliarden Dollar (als einem Drittel des insge-
samt von Deutschland zu fordernden Betrages).
Mit Ausnahme Israels72) und der USA hat die
ablehnende Haltung der DDR zu Wiedergutma-
chungszahlungen für diejenigen Staaten, die sub-
stantielle Forderungen an die Bundesrepublik
gestellt hatten, keine größere Rolle bei ihrem Ver-
hältnis zur DDR gespielt. Die mit der Entnazifizie-
rung verbundene gesellschaftliche Veränderung in
der DDR hat anscheinend in den meisten dieser
Staaten die Empfindung dafür überdeckt, daß auch
die DDR Nachfolgestaat des Dritten Reiches ist
und als solcher für dessen Verbrechen zu haften
hat.
In der Bundesrepublik und in Österreich warf das
Entgegenkommen, mit dem man den Anhängern
des Nationalsozialismus den Weg zurück in die
Gesellschaft erleichterte, geradezu demonstrativ
die Frage nach der Bereitschaft zur Wiedergutma-
chung an den Verfolgten auf, wenn die moralischen
Grundlagen des Neubeginns glaubwürdig bleiben
sollten. Die Art, wie in beiden Ländern die Entna-
zifizierung bzw. die Reintegration vorgenommen
wurde, legt zudem die Vermutung nahe, daß in der
Bundesrepublik die deutlichere Artikulierung des
schlechten Gewissens über diesen Vorgang — den
Karl Jaspers als das „Grundverbrechen der inne-
ren Verfassung der Bundesrepublik“ bezeich-
nete ) —73 zugleich ein breiteres Empfinden für die
Pflicht wach gehalten hat, an die Schuld zu erinnern
und die Wiedergutmachung als moralische Pflicht
anzuerkennen. Letztlich geht es bei dieser Frage
um das Verständnis der Mitschuld des ganzen Vol-
kes am Nationalsozialismus. Diese Mitverantwor-
tung ist von Österreich nur zögernd anerkannt wor-
den — mehr durch die Tatsache, daß es Leistungen
zur Wiedergutmachung übernahm, als durch ein-
deutige Erklärungen. Das Ausweichen vor der
Schuldfrage zeichnete sich schon vor 1945 ab, als
gegen Ende des Krieges die Diskussion über Repa-
rationen aufkam und die politische Emigration sol-
che für Österreich abwies nicht nur mit dem Hin-
weis auf die wirtschaftliche Belastung und deren
mögliche politische Folgen, sondern mit der Leug-
nung einer moralischen Mitverantwortung Öster-
reichs, „das selbst ein Opfer des deutschen Barba-
rismus ist“74).

Die DDR leitete aus der These, daß die Masse des
Volkes nur irregeleitet worden sei und in der neuen



Ordnung Träger und Ideologie des Nationalsozia-
lismus ausgeschaltet seien, aus dem radikalen Eli-
tenwechsel und der prominenten Vertretung von
Widerstandskämpfern oder Emigranten in führen-
den Stellungen des Staates die Legitimation dafür
ab, daß sie keine Pflicht zur Wiedergutmachung
habe. Sie schob damit beiseite, was Grotewohl 1945
erklärt hatte: daß auch das Proletariat der
„Gemeinschaft der Schande“ nicht entfliehen
könne und deshalb Wiedergutmachung leisten
müsse75 ). Die Bundesrepublik hat die Pflicht zur
Wiedergutmachung als Folge der Verstrickung des
ganzen Volkes anerkannt. Die Bereitschaft zur
Haftung war hier zudem Konsequenz der These, als

Sachwalter des ganzen deutschen Volkes in Konti-
nuität zum Deutschen Reich zu stehen. Im Selbst-
verständnis der Bundesrepublik entspricht das dem
Bewußtsein, daß ein Volk sich aus seiner
Geschichte nicht herausstehlen kann. Mit diesem
Argument hatte schon im Widerstand Graf Moltke
Wiedergutmachungsleistungen an den Opfern
nationalsozialistischer Verfolgung begründet. Zwar
dürfe das deutsche Volk nicht kollektiv mit der
Schuld an den Verbrechen des Nationalsozialismus
belastet werden, aber das Dritte Reich sei mit sei-
nen Verbrechen ein Teil der deutschen Geschichte,
für den das deutsche Volk als Ganzes einzustehen
habe76 ).



Michael Wolffsohn

Die Wiedergutmachung und der Westen —
Tatsachen und Legenden

Zahlreiche Legenden ranken sich um die bundes-
deutsche Wiedergutmachung an Israel. Sie bezie-
hen sich vor allem auf Entstehung, Wirkung und
Stellenwert des Luxemburger Abkommens, das die
Bundesrepublik Deutschland am 10. September
1952 unterzeichnete und in dem sie sich Israel sowie
verschiedenen internationalen jüdischen Organisa-
tionen gegenüber zu materieller Wiedergutma-
chung verpflichtete 1).

Die erste Legende besagt, daß die öffentliche Mei-
nung in den westlichen Staaten von Bonn eine
Geste des guten Willens gegenüber Israel und dem
jüdischen Volk erwartete, ja, geradezu verlangte.
Daß diese Behauptung einer Legende gleich-
kommt, habe ich an anderer Stelle zu beweisen ver-
sucht2). Von den ausländischen Umfrageinstituten
wurde dieses Thema offenbar für so unwichtig
gehalten, daß danach nicht einmal gefragt wurde.
Außerdem zeigten Meinungserhebungen im westli-
chen Ausland schon vor dem Luxemburger
Abkommen ein günstiges Image der Bundesrepu-
blik Deutschland. Die befragte westdeutsche
Nation lehnte die Wiedergutmachung an Israel
geradezu kategorisch ab3).

Der vorliegende Aufsatz entstand im Rahmen des
Forschungsvorhabens „Deutsch-Israelische Bezie-
hungen nach 1948“, das von der Stiftung Volkswa-
genwerk finanziell unterstützt wird.

In der zweiten Legende wird behauptet, die Regie-
rungen des westlichen Auslands hätten Bonn zum
Abschluß des Wiedergutmachungsabkommens
gedrängt. An erster Stelle werden dabei die Verei-
nigten Staaten von Amerika erwähnt. Ein Drängen
der Regierungen setzt deren Interesse am Luxem-
burger Abkommen voraus. Konnte man dieses
Interesse beobachten? Wenn man die Zusammen-
hänge und Quellen untersucht, stellt man unschwer
fest, daß diese Behauptung in bezug auf die Admi-
nistrationen Trumans und Eisenhowers auf falschen
Voraussetzungen fußt und daher zu den politischen
Legenden zählt4).
Aus den beiden erwähnten wird eine dritte Legende
abgeleitet: daß nämlich die Wiedergutmachung an
Israel die Eintrittskarte Westdeutschlands in den
Salon der internationalen Politik bedeutet hätte5).
Diese Legende überhöht den außenpolitischen Stel-
lenwert Israels und unterschätzt die schon in den 
frühen fünfziger Jahren vergleichsweise starke Posi-
tion der Bundesrepublik Deutschland6).
Wenn man den Wahrheitsgehalt der ersten Behaup-
tung überprüft, darf man sich nicht nur mit den
ausländischen Umfragen begnügen, man muß auch
die Presse heranziehen. Wir wollen daher in diesem
Aufsatz die Berichterstattung und Kommentare der
wichtigsten Tageszeitungen in einigen gewichtigen
westlichen Staaten untersuchen. Darüber hinaus
wollen wir das Interesse westlicher Regierungen an
und ihre Reaktionen auf die westdeutsche Wieder-
gutmachung an Israel schildern, also den Wahr-
heitsgehalt der zweiten Legende auch in bezug auf
andere Regierungen als nur die der USA genauer
ermitteln.
Grundlage unserer Untersuchung ist zum einen die
Auswertung der ausländischen Presse in der Zeit
vom September 1951 (Adenauers Erklärung vor
dem Bundestag am 27. September 1951) bis zum
April 1953 (Ratifizierung des Israel-Abkommens
durch den Bundestag am 18. März 1953) und zum



anderen die Berichterstattung bundesdeutscher
Diplomaten an das Auswärtige Amt. Hierüber
erfahren wir Einzelheiten in den Akten dieses Mini-
steriums. Um es vorwegzunehmen: Die Eintritts-
karte in den Salon der internationalen Politik hatte
Bonn bereits vor dem Wiedergutmachungsabkom-
men mit Israel lösen dürfen. Das Interesse des Aus-
lands an der deutschen Wiedergutmachung an 
Israel und am jüdischen Volk war gering. Von
Druck, der auf Bonn ausgeübt wurde, kann keine
Rede sein.

1. Die Vereinigten Staaten von Amerika

„Westdeutschlands Behauptung, es sei nur
begrenzt zahlungsfähig, vergiftete die Atmosphäre
und löste feindliche Pressereaktionen (im Ausland,
M. W.) aus“, bemerkt Nicholas Balabkins7). Diese
Feststellung ist falsch. Auf Tatsachen beruhte dage-
gen die Klage von Giora Josephtal, der gemeinsam
mit Felix Shinnar die israelische Delegation bei den
Verhandlungen über die Wiedergutmachung lei-
tete: Auf die amerikanische Presse — und auf die 
kam es Bonn und Jerusalem am meisten an — war
in dieser Angelegenheit kein Verlaß. Unsere Aus-
wertung der New York Times und Washington Post
ergab, daß sich sogar diese Zeitungen für das
Thema nur mäßig interessierten, geschweige denn
engagierten.

Warum „sogar“? Weil in der Regel gerade diese
Zeitungen in der politischen Legendenbildung als
besonders proisraelisch gelten. Bezeichnend für
diese Auffassung ist die ägyptische Tageszeitung al-
Ahram, die, ohne diese beiden Zeitungen zu nen-
nen, am 26. September 1952 ihren Lesern mitteilte,
„die von den Juden beeinflußten Zeitungen“ in
Großbritannien und den USA hätten einen „großen
Einfluß auf den Erfolg der Verhandlungen über
eine Wiedergutmachung gehabt“8). Der Grund für
Behauptungen dieser Art ist einfach: Die Heraus-
geber und Eigentümer dieser beiden auch damals
wichtigsten US-Tageszeitungen waren Juden:
Arthur Hays Sulzberger und Eugene Meyer. Wie
schrieb doch das Neue Deutschland, das Zentralor-

gan der SED? Die New York Times sei in den
Händen des „jüdischen Großkapitals“9).

Juden waren Sulzberger und Meyer zweifellos; 
bewußte, auch politisch engagierte, aber sie waren
keine Zionisten, ja, sie hatten der Gründung eines
jüdischen Staates skeptisch bis ablehnend gegen-
übergestanden. Einmal mehr erkennen wir hier,
wie irreführend es ist, Juden mit Zionisten stets
gleichzusetzen. Diese axiomatische, einfach vor-
ausgesetzte und unbewiesene Gleichsetzung kann
die Wahrnehmung trüben und zu falschen Ergeb-
nissen führen.

In allen Akten des Bundeskanzleramtes, die Wie-
dergutmachungsfragen beinhalten, findet man
bezeichnenderweise nur einmal eine Sammlung
ausländischer Pressestimmen zu diesem Thema —
nach der Unterzeichnung des Abkommens10). Vor-
her hielt man es im Presse- und Informationsamt
der Bundesregierung offenbar nicht für notwendig.
Warum auch? Interesse und Einsatz der ausländi-
schen Presse, also auch der amerikanischen, blie-
ben gering, selbst als die Verhandlungen im April
und Mai 1952 in einer Sackgasse steckte n).11

Im Januar 1952 berichtete die New York Times
(NYT) an zweiundzwanzig Tagen über Ereignisse,
die Israel betrafen. Die meisten Meldungen und 
Berichte beschrieben die israelisch-jüdische Kritik
an der Bereitschaft Jerusalems, mit Bonn zu ver-
handeln; sie drängten keineswegs zu deutschen
Aktionen. Während des Krisenmonats April las
man in der NYT nur an zehn Tagen über die Pro-
bleme bei den Verhandlungen zwischen Israel und 
der Bundesrepublik, im Mai an siebzehn. Freilich
besagt die Häufigkeit der Berichterstattung nur
wenig über ihre Intensität. Auffallend und inhalt-
lich aussagekräftiger ist die Tatsache, daß die mei-
sten Artikel und Berichte sehr sachlich waren und
kaum Druck auf die Bundesregierung auszuüben
versuchten.

Daß Bonn den Salon der internationalen Politik
schon vor einer Regelung der Wiedergutmachungs-
frage betreten hatte, schrieb Jack Raymon in der
NYT vom 8. Mai 1952 unmißverständlich: Als
zweckmäßiges diplomatisches Instrument zur
Gewinnung der „Weltmeinung“ bräuchten „die
Deutschen“ die „Reparationen“ an Israel gar nicht
mehr. Bei den Verhandlungen mit den westlichen
Alliierten über den Deutschlandvertrag, die Euro-
päische Verteidigungsgemeinschaft, den Europarat
und den Schuman-Plan sei Bonn gut vorangekom-
men. Zwei Jahre früher wären Israels Aussichten,



von Westdeutschland „Reparationen“ zu erhalten,
wesentlich günstiger gewesen. Auch die Alliierten
wären damals zu finanziellen Hilfen bereit gewesen.
„Jetzt, berichten zuverlässige Quellen, interessie-
ren sich lediglich die Vereinigten Staaten für dieses
Thema — und auch dies nur sehr am Rande.“12)

Noch vor der Überwindung der Verhandlungskrise
wurde diese kommentierende Meldung verfaßt!
Die Aufrichtigkeit der Wiedergutmachungsabsich-
ten von Bundeskanzler Adenauer wurde auch in
dieser kritischen Phase nie in Frage gestellt, und
selbst dem Hauptwidersacher der Wiedergutma-
chung im Kabinett, Finanzminister Fritz Schäffer,
von der CSU. wurde ausdrücklich bescheinigt, er
wende sich gegen die beabsichtigten Zahlungen der
Bundesregierung aus rein finanziellen Gründen.
„Bestimmte andere Elemente in der Bundesregie-
rung“ hätten „weniger handfeste Motive“, deutete
der NYT-Korrespondent an, ohne dabei Namen zu
nennen ).13

Als Israels Außenminister Sharett am . Mai 1952
in New York eintraf, appellierte er an die
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Besatzungsmächte, auf Bonn „moralischen Druck“
auszuüben, um die Bundesregierung zu zwingen,
ihre Verpflichtungen Israel und den Juden gegen-
über zu erfüllen14). „Dieser Appell wird sicherlich
wohlwollende Antworten finden“, kommentierte
die NYT tags darauf in ihrem Leitartikel, hob 
jedoch gleichzeitig ausdrücklich Adenauers Ein-
satzbereitschaft hervor und erinnerte ihre Leser im
Zusammenhang mit der Höhe der Wiedergutma-
chungsforderungen an einen Gedanken, den die
israelischen Diplomaten ungerne vernahmen: „Für
einen Staat mit einem Volkseinkommen von weni-
ger als zwanzig Milliarden US-Dollar sind dies
große Summen.“15) Sogar nach der Unterzeich-
nung des Abkommens wies die andere „große“
Tageszeitung der USA, die Washington Post, in
ihrem Leitartikel darauf hin, welch enorme wirt-
schaftliche Belastung die Wiedergutmachung für
die Bundesrepublik Deutschland bedeuten würde. 
Allerdings würden die „unsichtbaren Dividen-
den ... die Kosten bei weitem wieder aufwie-
gen“ ).16

Die Hervorhebung der finanziellen Belastungen
der Wiedergutmachung für die deutsche Volkswirt-
schaft ist deshalb so erwähnenswert, weil der deut-
sche Geschäftsträger in Washington, Heinz Kreke-
ler, in seiner eigenen Presseerklärung „bewußt
davon Abstand genommen (hatte) . . ., darauf hin-
zuweisen, daß die Bundesrepublik mit diesem

Abkommen eine erhebliche wirtschaftliche Bürde
übernimmt, die um so gewichtiger ist, als bei uns
selbst noch ein weiter Weg bis zur Beseitigung der
Kriegsfolgen zu leisten ist“17). Die NYT betonte in
ihrem Leitartikel vom 12. September 1952 die
„Bedeutung des Abkommens für die wirtschaftliche
Entwicklung, ja, für das Überleben Israels“ und
pries den in den „Annalen der internationalen
Beziehungen einzigartigen Akt der Sühne“. Außer-
dem sei das Abkommen eine „Antwort“ auf die fal-
schen Vorhersagen der Kommunisten und Rechts-
extremisten in Israel18).

Fazit: Sachlichkeit, Ausführlichkeit und Kontinui-
tät der Berichterstattung sowie kaum vorhandene
Druckversuche auf die Bundesregierung kenn-
zeichneten die Haltung der so wichtigen NYT wäh-
rend der Verhandlungen. Nach der Unterzeichnung
des Abkommens war man Westdeutschland gegen-
über des Lobes voll und kritisierte die israelischen
Gegner des Vertrages —; eine Haltung, die der
Legende widerspricht.

Die Presse im Raume San Francisco berichtete
lediglich in Agenturmeldungen „ohne besondere
Aufmachung“ über das Luxemburger Abkommen.
Das Thema war keinen Leitartikel wert19). Die
Presse des Mittleren Westens bewertete Bonns Hal-
tung ebenfalls sehr positiv, wenngleich hier und
dort etwas mehr moralisierend. So meinte der Leit-
artikler der Chicago Daily News am 27. September,
daß durch die materielle Wiedergutmachung die
Verbrechen „natürlich nicht allein gesühnt werden,
sondern nur durch die moralische Haltung des deut-
schen Volkes in der Zukunft“20). Die Chicago Sun
Times lobte in ihrem Leitartikel vom 11. September
Adenauer und die ihn unterstützende Mehrheit in
der Bundesregierung, tadelte aber die innerdeut-
schen Gegner des Abkommens: Es hätte „nazisti-
sche Elemente . . . gegeben, die sich den Wieder-
gutmachungszahlungen entgegenstellten“21). Von 
nichtnazistischen, sondern finanzpolitisch motivier-
ten Kritikern des Abkommens, über die die New
York Times im Zusammenhang mit Fritz Schäffer
berichtet hatte, erfuhr der Leser nichts. Der Kom-
mentator Drew Pearson, dessen Leitartikel in
270(!) Zeitungen der USA erschienen, wies auf den



angekündigten arabischen Boykott hin, der Bonn
des Israel-Abkommens wegen bestrafen sollte.
Diese Drohung könnte in Bonn innenpolitische
Turbulenzen auslösen, ja, sogar zum Sturz der
Regierung führen. „Darum sei es um so begrüßens-
werter, daß die deutschen Politiker sich durch sol-
che Druckmittel nicht hätten einschüchtern lassen
und ihr Versprechen gegenüber den Juden einge-
halten hätten.“22) z
Zufrieden telegrafierte der bundesdeutsche
Geschäftsträger in Washington nach Bonn: „Reak-
tion in der gesamten amerikanischen Presse, soweit 
beobachtet, ausnahmslos positiv. Eine gegenteilige
Stimme ist bisher nicht bekannt geworden.“23)
Besondere Genugtuung empfand man im Auswär-
tigen Amt über die von den meisten US-Zeitungen
unterstrichene „Freiwilligkeit des Entschlusses der
Bundesrepublik“, Wiedergutmachung zu lei-
sten24). Die Genugtuung über den Abschluß des
Vertrages kann dennoch nicht darüber hinwegtäu-
schen, daß den Verhandlungen, das heißt dem Pro-
blem als solchem, keine große Aufmerksamkeit in
der US-Presse geschenkt wurde. Sogar die New
York Times, die alle Verhandlungsabschnitte ver-
folgte, plazierte die oft sehr kurzen Berichte ziem-
lich unauffällig. Erst nach der Ratifizierung, die am
18. März 1953 durch den Bundestag erfolgte, hob
ein Leitartikel hervor: „Die Entscheidung des deut-
schen Parlaments ist um so mutiger, als sie ange-
sichts der Boykottdrohung arabischer Staaten
getroffen wurde.“ 25) Größtes Lob zollte der Leitar-
tikel dem Bundeskanzler, der, gemeinsam mit
Nachum Goldmann, „Opposition von Extremisten
in Deutschland und Israel überwinden“ mußte26)-
Lob und kein Druck auf Bonn — das ist der Tenor
der amerikanischen Presse insgesamt geblieben.
Daß die amerikanische Regierung auf Bonn keinen
Druck ausübte, wurde erwähnt. Nach der Unter-
zeichnung des Luxemburger Abkommens bedurfte
es gleichwohl der Bitte des deutschen Geschäftsträ-
gers, Heinz Krekeler, um eine wohlwollende
öffentliche Stellungnahme von Außenminister
Acheson zu erhalten27). Vertraulich hatte Krekeler
aus dem State Department erfahren, daß „diese
Erklärung noch bis unmittelbar vor ihrer Abgabe
Gegenstand eingehender Erörterungen gewesen“
sei. „Es sind innerhalb des State Department
Bedenken geltend gemacht worden, ob nicht
gerade durch eine solche Erklärung die arabischen
Länder in ihrer Haltung bestärkt werden könnten.

Wie ich erfahre, hat schließlich die persönliche Ent-
scheidung des Herrn Staatssekretärs Acheson den
Ausschlag gegeben.“28 ) Sicherheitshalber teilte ein
nicht genannter „Amtsträger“ des US-Außenmini-
steriums mit, daß sich Washington an den deutsch-
israelischen Verhandlungen nicht beteiligt habe29 ).
Diese Wortwahl ist vielsagend, denn wenn die
Presse einen „Amtsträger“ („official“) des State
Department zitiert, so verbirgt sich dahinter in der
Regel einer der Staatssekretäre („Under Secre-
tary“), während der Außenminister unverbindlich-
verbindlich als „hoher Amtsträger“ („high official“)
bezeichnet wird.
Es bleibt dabei: Weder sichtbar noch unsichtbar
wollte sich Washington einschalten. Zugunsten der
deutschen Wiedergutmachung an Israel wollte die
US-Administration keine politischen Risiken ein-
gehen. Erst kam die Realpolitik, dann die Moral.
Fast wörtlich wurde dem israelischen Ministerpräsi-
denten Ben-Gurion im Jahre 1951 die Wahrheit
über die realpolitischen Prioritäten der USA vom
damaligen Leiter der Deutschland-Abteilung im
State Department, Byroade, entgegengeschleu-
dert. Worin erblickte Washington das Risiko? Man
fürchtete, daß die Wiedergutmachung den west-
deutschen Haushalt zu sehr belasten und daher die
Wiederaufrüstung gefährden würde. Am Ende
müßte, so die Befürchtung, der amerikanische
Steuerzahler Aufrüstung und Wiedergutmachung
bezahlen29 ). Außerdem wollte man sich der arabia -
schen Staaten wegen nicht als Wegbereiter der Wie-
dergutmachung präsentieren lassen.

2. Kanada

Die gesamte kanadische Presse begrüßte das
Luxemburger Abkommen. Die Globe and Mail aus
Toronto nannte es „eine der beachtlichsten Trans-
aktionen in der Geschichte der Menschheit“30 ).
Ebenso wie in den USA betonte hier die Presse die
Freiwilligkeit des deutschen Entschlusses; so auch
die Analysen und Bewertungen, die in den der
Regierung nahestehenden Blättern zu finden
waren.

3. Frankreich

Systematisch ausgewertet wurde für die Haltung
Frankreichs die Tageszeitung Le Monde. Unter-
sucht wurde der Zeitraum vom September 1951 bis
einschließlich April 1953. Auffallend ist das Desin-
teresse am Fortgang der Wiedergutmachungsver-
handlungen, am Thema überhaupt. Vergeblich



wird man am 11. September, kurz davor oder
danach, einen Hinweis, geschweige denn Leitarti-
kel über den Abschluß des Luxemburger Abkom-
mens suchen. Am 19. März 1953, einen Tag nach
der Ratifizierung des Vertrages durch den Bundes-
tag, ist auf Seite 1 ein Leitartikel über die deutsche
Außenpolitik zu finden — über den Beginn des
Ratifizierungsprozesses des EVG-Abkommens.
Einen einzigen Leitartikel widmete „Le Monde“
dem Problem der Wiedergutmachung: am 11. Juni
1952, kurz nach Überwindung der Verhandlungs-
krise, die schon in den ersten Apriltagen begonnen
hatte.

Das Interesse von Le Monde entsprach durchaus
der Aufmerksamkeit, die die französische Presse
insgesamt der Wiedergutmachung schenkte. Das
Luxemburger Abkommen wurde in kurzen Nach-
richten erwähnt — unkommentiert31)- Nur die
„linksstehende Wochenschrift“ Observateur kom-
mentierte und meinte, daß Israel allein seiner wirt-
schaftlichen Probleme wegen diesen Vertrag unter-
zeichnet hätte32).

Politische Funkstille herrschte auf der Seite der
französischen Regierung. Aus Frankreich sei „kein
Echo festzustellen außer dem aus jüdischen Krei-
sen, wo die Tatsache der Unterzeichnung warm
begrüßt wurde“33 ), und zwar „um so mehr, als mit
(dem) Zustandekommen nicht mehr gerechnet
worden war“, berichtete die westdeutsche Gesandt-
schaft nach Bonn34 ). War dieses Schweigen kenn-
zeichnend für das Desinteresse der französischen
Regierung oder sprach man nur ungern mit deut-
schen Diplomaten, die deshalb keine freundlichen
Wiedergutmachungssignale empfangen konnten?
Aus unserem bisherigen Studium der bundesdeut-
schen, israelischen, britischen und amerikanischen
Akten schließend, war die direkte und indirekte
Rolle Frankreichs im Zusammenhang mit der Wie-
dergutmachung minimal. Die Akten des Quai
d'Orsay, also des französischen Außenministeri-
ums, die sich mit dem Nahen und Mittleren Osten
befassen, sind den Historikern noch verschlossen;
genauer: denjenigen Historikern, die sich mit der
Zeit seit 1944 beschäftigen möchten.

Das enge politische und vor allem militärische Ver-
hältnis zwischen Frankreich und Israel begann erst
1954, mit dem Unabhängigkeitskrieg der Algerier.
Die dortige Front Nationale de la Libration (FNL)
erhielt von Ägyptens Nasser Hilfe. Frankreich
suchte bei Ägyptens Gegner Israel Unterstützung
nach dem Motto: „Die Feinde meines Feindes sind
meine Freunde.“ Israel wiederum suchte europäi-
sche Partner. Aber Frankreich und Israel hatten

sich erst 1954 angenähert, also vor dem Abschluß
des Wiedergutmachungsabkommens.
In der Phase der Wiedergutmachungsproblematik,
im Januar und März 1951, hatte Israel nicht nur
Washington und London, sondern auch Paris um
Vermittlungsdienste Bonn gegenüber gebeten.
Folglich reiste Staatssekretär Horowitz vom israeli-
schen Finanzministerium im April 1951 auch an die
Seine, wo er mit Alexandre Parodi, dem stellvertre-
tenden Außenminister, zusammentraf. Moralisch
sei Israels Forderung unterstützenswert, doch in
erster Linie handele es sich um eine rechtliche 
Frage, und hier sei Jerusalems Position schwach,
stellte Parodi fest. Zur Zeit der NS-Massenver-
nichtungen habe der Staat Israel noch nicht bestan-
den, und deswegen könne er keine Entschädigungs-
ansprüche erheben35).
Frankreich hat in der Wiedergutmachungsfrage
keine Solorolle gespielt. Es fügte sich in das Trio
der Westalliierten ein, und hier gab Washington
den Ton an, wobei dieser außerordentlich leise
beziehungsweise kaum vernehmbar war. Als Israel
im April 1952 in Washington und Paris anticham-
brierte, um Hilfe in der Verhandlungskrise mit
Bonn zu erbitten, ließ es auch Paris nicht aus. Die
französische Reaktion unterschied sich in nichts von
der amerikanischen und englischen: Die Wieder-
gutmachung sei eine rein deutsche Angelegenheit,
in die sich die Westmächte nicht einmischen woll-
ten36 )-
Am 22. Mai 1952 richtete Israels Außenminister
Sharett nicht nur an seinen Washingtoner und Lon-
doner, sondern auch an seinen Pariser Amtskolle-
gen, Robert Schuman, die Bitte, den Deutschland-
und EVG-Vertrag so lange nicht zu unterzeichnen,
wie sich Israel und die Bundesregierung nicht über
die Wiedergutmachung einigen könnten37).
Außenminister Schuman scheint dem israelischen
Botschafter in der französischen Hauptstadt, Mau-
rice Fischer, schon einige Tage vorher versprochen
zu haben, Hochkommissar Francois-Poncet bei
Bundeskanzler Adenauer diesbezüglich vorspre-
chen und das Thema der Wiedergutmachung auf
die Tagesordnung der Bonner Konferenz der
Außenministersetzen zu lassen. Am 22. Mai wußte
man „in Quai d’Qrsay allerdings nichts darüber38).
Fazit: In Frankreich ließen sich Presse und Regie-
rung nicht für israelische Wünsche in bezug auf eine



deutsche Wiedergutmachung erwärmen. Von
Druckversuchen auf Bonn konnte überhaupt keine
Rede sein.

4. Großbritannien

Die Aufmerksamkeit der britischen Presse galt in
den Jahren 1951 bis 1953 vielen Themen, nicht
jedoch der westdeutschen Wiedergutmachung an
Israel. Nur mit kleinen Meldungen wurden die
Leser der Times und sogar des als besonders Israel-
freundlich geltenden Manchester Guardian, auch
des Daily Telegraph, über dieses Problem ver-
sorgt.

Am 2. September 1952 lobte die Times Bundes-
kanzler Adenauer, der sich im Gegensatz zu seinen
Wirtschaftsberatern persönlich für die israelischen
Ansprüche eingesetzt habe. Das „bittere Gefühl“,
das Juden und Nicht-Juden überall in der Welt
Deutschland gegenüber hegten, würde die Wieder-
gutmachung allerdings nicht beseitigen können.
Sehr kritisch äußerte sich der Manchester Guardian:
„Es sei jämmerlich, daß die Endsumme ungefähr
eine Zahlung von 50 britischen Pfund pro ermorde-
tem Juden ausmacht.“39 ) Trotzdem: Druck hatte
auch der Manchester Guardian nicht ausgeübt.

Nach der Unterzeichnung des Abkommens beginnt
sich die Times sehr für die arabische Reaktion zu
interessieren. Sie zeigt dabei ebensowenig Sympa-
thie für die arabische Kritik wie der Manchester
Guardian, aber aufschlußreich ist eben doch der
Blickwinkel: Die Wiederherstellung des morali-
schen Kredits der Westdeutschen oder politischer
Druck zugunsten Israels in der Wiedergutma-
chungsfrage interessierten weit weniger als die eige-
nen nahöstlichen Verwicklungen in Ägypten, Jor-
danien und dem Irak.

Gershon Avner von der Londoner Israel-Botschaft
schätzte Haltung und Interessen der meinungsbil-
denden britischen Presse durchaus richtig ein, wenn
er dem Staatssekretär im Jerusalemer Außenmini-
sterium resigniert mitteilte, daß „politische Kom-
mentare über jegliches Israel betreffende Thema
schwer plazierbar" seien 40 ). Wir können diese Fest-
stellung für glaubhaft halten, da sie keine nach
außen gerichtete propagandistische, sondern eine
informativ-interne Funktion erfüllen sollte.
Was können wir in der gebotenen Kürze über die
Haltung der britischen Regierung sagen? „Allge-
mein wird (das) Abkommen, soweit neben eigenen

Weltproblemen beachtet, als höchst bedeutsam für
die zukünftige Entwicklung gehalten“, telegrafierte
der Leiter der bundesdeutschen Gesandtschaft in
London, Schlange-Schöningen, an das Auswärtige
Amt in Bonn41 ). Im Herbst 1950 hatte Unterstaats-
sekretär Henderson dem europäischen politischen
Sekretär des „World Jewish Congress“, Alexander
Easterman, erklärt, daß die Alliierten Deutschland
nicht zur Zahlung von Entschädigungen zwingen
könnten. Deutschland selbst müsse zur Zahlung
von Reparationen bereit sein42 ). Anfang Januar
1951 versicherte er Easterman seiner moralischen
Unterstützung. Interessanterweise war in diesen
Gesprächen von Entschädigungen nur an „Juden“,
nicht an den Staat Israel die Rede43 ).

Nachdem der Staat Israel bereits seine Forderungen
im Januar und März 1951 in einer Note an die Sie-
germächte unterbreitet hatte, wurde Henderson
deutlicher: Den Staatssekretär im israelischen
Finanzministerium, David Horowitz, machte er im
April 1951 auf die wirtschaftlichen Schwierigkeiten
aufmerksam, die der Bundesrepublik durch Wie-
dergutmachungszahlungen entstehen würden44 ).
Man beachte: Henderson hob die Wirtschaftspro-
bleme Westdeutschlands, nicht Israels hervor.

Ohne jede Zweideutigkeiten betonte die britische
Antwort auf Israels Wiedergutmachungsnote vom
Januar und März 1951, daß eine „Normalisierung
der Beziehungen“ zur Bundesrepublik Deutschland
nicht von deren Bereitschaft abhängig gemacht wer-
den könne, Reparationen an die Regierung Israels
zu zahlen 45 ). Ebenso wie die Antwort der USA und 
Frankreichs erfolgte die britische Reaktion am
5. Juli 1951, denn die drei Regierungen hatten ihre
jeweilige Reaktion aufeinander abgestimmt. Nur
vier Tage später gab London Israel eine noch schal-
lendere politische Ohrfeige als es Washington und 
Paris getan hatten: Die Erklärung über die Beendi-
gung des Kriegszustands mit Deutschland würde
auch den Staat Israel als Rechtsnachfolger des bri-
tischen Palästinamandats einschließen, erklärte das
Foreign Office46 )- Die israelische Regierung wies
diese Rechtsinterpretation ebenso rasch wie vehe-
ment zurück47 ).



An diesem Ereignis wird die grundsätzliche Span-
nung deutlich, die zwischen Großbritannien und
Israel damals noch immer herrschte. Sie reichte
zurück in die Zeit des britischen Palästinamandats,
vor allem in die Jahre 1944 bis 1948, als ein Teil des
zionistischen Untergrunds Großbritannien aus
Palästina förmlich herausbomben wollte.
Als die deutsch-israelischen Verhandlungen
Anfang April 1952 in einer Sackgasse steckten,
wurde Israel sowohl im Foreign Office als auch
beim Hochkommissar Sir Ivor Kirkpatrick vorstel-
lig: Ein „Wort der Ermunterung“ sollten die Alli-
ierten den Deutschen zukommen lassen. Doch
ebenso wie die Amerikaner und Franzosen ließen
die Briten die Israelis abblitzen48 ). Adenauer selbst
habe die Initiative zu diesen Gesprächen übernom-
men, die zudem eine Angelegenheit der Deutschen,
nicht der Alliierten seien. Darüber hinaus sei gar
nicht auszudenken, wie die Opposition in der Bun-
desrepublik reagieren würde, wenn sie erführe, daß
der Kanzler in dieser delikaten Angelegenheit unter
dem Druck der Alliierten stehe49). Gerade dieses
Argument war alles andere als glaubwürdig, denn
die SPD hatte vor und hinter den Kulissen Ade-
nauer versichert, sie würde ihn in der Wiedergut-
machungsfrage vorbehaltlos unterstützen.
Nach der Unterzeichnung des Wiedergutmachungs-
abkommens und vor der problematischen Ratifizie-
rung durch den Bundestag scheint man in Großbri-
tannien dem Vertrag auch positive Seiten abgewon-
nen zu haben: Ein lästiger Wirtschaftskonkurrent
war politisch auf dem arabischen Markt in Schwie-
rigkeiten geraten. Genau dies beunruhigte auch die
deutsche Wirtschaft50). Um wirtschaftliche sowie
politische Probleme auszuräumen, entsandte Bonn
im Oktober 1952 eine Delegation in einige arabi-
schen Staaten. Die ägyptische Tageszeitung al-
Ahram meldete allerdings, Großbritannien habe
versucht, dieser Abordnung ihre Aufgabe nicht
gerade zu erleichtern51)- Eine Annäherung an die
einstige Kolonial-, dann Protektorats- und ab 1936
nur noch anwesende Militärmacht Großbritannien
war aber das letzte, was den Arabern, besonders
den Ägyptern, gefallen könne, bemerkte dieselbe 
Zeitung.
Ägypten wollte endlich den Abzug der britischen
Truppen aus der Kanalzone sowie die sogenannte
„Einheit des Niltales“ durchsetzen, das heißt die
Vereinigung mit dem Sudan — unter ägyptischen
Vorzeichen. Beides verweigerte London hartnäk-
kig, nicht nur aus eigenem, sondern auch aus
gesamtwestlichem Interesse. Auf dem Höhepunkt

des Kalten Krieges — der heiße Krieg in Korea
dauerte noch an — war an einen freiwilligen Rück-
zug von den britischen Stützpunkten nicht zu den-
ken. Verständlicherweise interessierten sich auch
die Ägypter mehr für ihre nationalen Belange als
für die global- und regionalpolitischen des Westens
oder der Engländer. Das muß man wissen, um zu
verstehen, weshalb Ägypten nicht den westdeut-
schen Teufel mit dem britischen Beelzebub austrei-
ben wollte. Etwaige diesbezügliche britische Hoff-
nungen waren demnach illusionär.
Um Westdeutschland wegen des Wiedergutma-
chungsabkommens zu bestrafen, waren in der ara-
bischen Welt Vorschläge unterbreitet worden,
einen Handelsboykott gegen die Bundesrepublik zu
verhängen. Al-Ahram riet hiervon ab: „Solche
Schritte werden den Engländern und den Amerika-
nern große Freude bereiten, weil sie dadurch einen
großen Konkurrenten beseitigen können“, erklärte
die Zeitung und fügte hinzu, daß sich auch Israel
„freuen“ würde, könnte es doch „dadurch der ein-
zige Kunde für Deutschland im Nahen Osten
sein“52). Daß England die deutsch-arabische Krise
nach der Unterzeichnung des Wiedergutmachungs-
abkommens schüre, war nicht nur die Meinung der,
wie es stets hieß, „halbamtlichen“ Zeitung Al-
Ahram. Es war auch die Meinung der amtlichen
Kreise in Ägypten. Dies erfuhr die deutsche Good-
will-Delegation, die Ende Oktober 1952 in die ara-
bischen Staaten reiste53).
Die antibritische Haltung des wichtigsten arabi-
schen Staates wog also die Verärgerung über West-
deutschland auf. Anders formuliert: Zugunsten des
strategischen Zieles, der Distanzierung von Lon-
don, ging man taktische Kompromisse gegenüber
Bonn ein. Noch deutlicher: Über Bonn war man
tagespolitisch verärgert, mit London hatte man
historische Rechnungen zu begleichen. Unser Fazit
also in bezug auf Großbritannien: Auch hier haben 
weder Presse noch Regierung sich für die deutsche
Wiedergutmachung an Israel interessiert oder gar
eingesetzt.

5. Italien

In der italienischen Presse wurde über das Israel-
Abkommen „nur nachrichtenmäßig, ohne Kom-
mentare berichtet“54). Diese „allgemeine Zurück-
haltung“ erklärte man sich in der bundesdeutschen
Gesandtschaft, „wie auch in (italienischen) Regie-
rungskreisen angedeutet“, mit der „Empfindlich-
keit“ der arabischen Welt, die man „auf keinen Fall



. . . reizen möchte“. Auf „gute Beziehungen“ zu
den Arabern lege „Italien besonderen Wert“. Die
in Rom feststellbare „Vorsicht“ sei zudem „viel-
leicht auch dadurch bestimmt, daß man eventuelle
Geltendmachung ähnlicher Forderungen gegen-
über Italien vermeiden möchte“55 ).

Im Klartext: Man befürchtete in Rom, die nordafri-
kanisch-arabischen Staaten, allen voran Libyen,
würden ihrerseits Wiedergutmachung für die italie-
nische Kolonialherrschaft von 1911 bis 1942/43 und 
für die Expansionsversuche der Jahre 1940 bis 1942
stellen. Wahrscheinlich ahnten die damaligen poli-
tischen Entscheidungsträger Italiens gar nicht, wie
vorausschauend sie hier dachten, denn der spätere
libysche Staatschef Gadhafi konfrontierte seit den
siebziger Jahren Rom genau mit diesen Forderun-
gen.

Nicht unbedeutend für die italienische Haltung
dürften auch die gespannten Beziehungen zwischen
dem Vatikan und Israel gewesen sein. Der in der
damaligen italienischen Politik nicht unwichtige
Heilige Stuhl verlangte, sehr zum Unwillen Israels,
die Internationalisierung Jerusalems. Fazit: Auch
in Italien gab es keine Veranlassung, sich für die
deutsche Wiedergutmachung an Israel besonders zu
interessieren oder gar einzusetzen.

6. Belgien

Die Benelux-Staaten galten lange als besonders
Israel-freundlich. Wie verhielt man sich hier in der
Wiedergutmachungsfrage?

In Belgien stieß dieses Problem auf wenig Interesse.
Die meisten Zeitungen berichteten Mitte Mai über
den Rücktritt des deutschen Delegationsleiters
Franz Böhm und seines Stellvertreters Otto Küster
lediglich mit unkommentierten Agenturmeldun-
gen. Dabei wäre gerade dieser Schritt geeignet
gewesen, moralischen und politischen Druck auf
Bonn auszuüben, denn immerhin traten Böhm und 
Küster aus Protest gegen das unzureichende Wie-
dergutmachungsangebot ihrer eigenen Regierung
zurück.
Allein die unabhängige, größte Brüsseler Tageszei-
tung Le Soir kommentierte das Ereignis und wer-
tete es sogar als „Anstoß“ für eine Überwindung
der Verhandlungskrise. Die Verhandlungen wür-
den „wieder in Fluß kommen“ und eine Entschei-
dung herbeigeführt, „die den moralischen Kredit
der jungen deutschen Demokratie erhöhe“56 ). Am
10. Juni 1952 lobte die Zeitung Böhm und Küsters
nochmals, erwartete jedoch von Adenauer „eines
Tages klare und ehrliche Vorschläge . . ., die der

Größe des erlittenen Schadens und der Schwere der
moralischen Verantwortung Rechnung tragen wür-
den“57 ). Die sozialistische Tageszeitung Le Peuple
bezeichnete am 10. Mai eine westdeutsche Wieder-
gutmachung an Israel und das jüdische Volk als eine 
„Verpflichtung“ Bonns, auf die es hoffe, stellte
aber ebenfalls fest, daß die Bundesrepublik inzwi-
schen „ein gleichberechtigter Partner der West-
mächte“ sei58 ).

Die Unterzeichnung des Abkommens fand in der
belgischen Öffentlichkeit „geringe Beachtung“.
Die Presse berichtete hierüber „nur kurz und an
unauffälliger Stelle“. In wenigen Kommentaren
wurde auf die „moralische und humane Haltung der
Bundesregierung hingewiesen, der keine andere
politische Wertung zukomme“59 ). Regierungs-
kreise haben keine „eigene Stellungnahme erken-
nen lassen“, berichtete die deutsche Botschaft60 ).
Das Fazit in bezug auf Belgien unterscheidet sich
kaum von vorangegangenen Ergebnissen.

7. Die Niederlande

In den Niederlanden wurde das Israel-Abkommen
von der „Öffentlichkeit durchweg sehr gut aufge-
nommen“. Die Regierung sah es als einen „kon-
struktiven Beitrag“ zur „moralischen Befriedigung“
der freien Welt an, der, wie Außenminister Luns
erwartete, bald auch der wirtschaftlichen Entwick-
lung Deutschlands zugute kommen würde61).

8. Dänemark

Wie die Benelux-Staaten so zählten auch die skan-
dinavischen zu den traditionellen Freunden Israels.
Interessierten sie sich daher stärker für die deutsche
Wiedergutmachung? Setzten sie sich hierfür ein? In
Dänemark berichteten fast ausnahmslos alle Zei-
tungen über das Luxemburger Abkommen „nur
durch (die) Wiedergabe einer ausführlichen Reu-
ter-Meldung, ohne eigene Stellungnahme“. Nur die
Berlingske Aftenavis bezog am 11. September in
einem Leitartikel Stellung. Das Abkommen sei
„mehr als nur eine Geste“ und habe außer der poli-
tischen auch eine „menschliche Bedeutung“62 ).

Die dänische Regierung reagierte nicht nach außen,
würdigte aber „gesprächsweise“ dem deutschen
__________ •



Botschafter gegenüber das Abkommen „posi-
tiv“ 63).

9. Schweden

Die schwedische Presse beschränkte sich auf die
Wiedergabe der Einzelheiten des Israel-Abkom-
mens und auf einige kurze Kommentare wenige
Tage nach der Unterzeichnung. „In Gesprächen mit
Amtspersonen oder Diplomaten“ konnten die
deutschen Repräsentanten keinen „besonderen
Nachhall“ feststellen64). Auch hier freundliche
Gleichgültigkeit.

10. Norwegen

Weitgehendes Desinteresse auch in Norwegen. Die
Presse berichtete über den Vertragsabschluß
zunächst nur im Nachrichtenteil, kommentierte
jedoch lobend, wenngleich grundsätzlich das mora-
lische Problem erörternd, in der Zeit vom 13. bis
zum 21. November 1952 das Abkommen selbst
sowie die seit September 1952 sichtbaren arabi-
schen Versuche, die Ratifizierung durch den Bun-
destag zu verhindern. Im Arbeiderbladet durfte der
Bundestagsabgeordnete der SPD, Willy Brandt, am
20. November 1952 die Bundesrepublik, vor allem
Sozialdemokraten und CDU, in ein freundliches
Licht stellen65). In den Regierungskreisen wurde
das Abkommen, „soweit erkennbar, beifällig auf-
genommen“66). Wiederum also freundlich-unver-
bindliche Zustimmung; von politischer Einfluß-
nahme keine Rede.

11. Schweiz

Das gleiche bekannte Muster: Die Presse
beschränkt sich im wesentlichen auf sachlich-
zurückhaltende Meldungen, vermischt mit Beden-
ken bezüglich der „endgültigen Verständigung“,
doch in der Bewertung bleibt man neutral, bezieht
„keinen Standpunkt“. Ähnlich die Regierung: Sie
„begrüßt grundsätzlich jede Entspannung, enthält
sich eigener Stellungnahme“67 ).

12. Griechenland

Griechenland spielte auch damals schon eine
gewisse Sonderrolle. Hier wurde das Abkommen in
der Presse und Regierung „ohne jede Reaktion“
registriert — weder nach außen noch den deutschen
Diplomaten gegenüber. Botschafter Knoke vermu-

tete, „daß Griechenland angesichts seiner sehr
guten Beziehungen zu arabischen Staaten, aber
auch wirtschaftlichen Beziehungen zu Israel jede
Stellungnahme vermeiden wird“, und daß die
Presse dementsprechend unterrichtet wurde. Für
berichtenswert hielt Knoke den Kommentar der
„oppositionellen“ Zeitung Kathimerini, die Israel
scharf angriff, weil es das Vermögen von Griechen
beschlagnahmte, die aus dem israelischen Teil Palä-
stinas ausgewandert waren68). Nicht Deutschland,
sondern Israel saß auf der politischen Anklagebank
— und dies in der Zeitung eines Landes, das wäh-
rend des Zweiten Weltkrieges unter der deutschen
Besatzung sehr zu leiden hatte.

13. Türkei

Da die Regierung der Türkei auch damals sowohl
zu Israel als auch zu den arabischen Staaten gute
Beziehungen pflegen wollte, konnte Bonns Bot-
schafter Haas in Ankara weder offizielle noch offi-
ziöse Erklärungen erwarten69 ). Die Presse refe-
rierte lediglich über das Abkommen und die arabi-
sche Kritik70).

14. Südamerikanische Länder, Australien, Indien
und Pakistan

Weder in der argentinischen Presse noch in Regie-
rungskreisen dieses südamerikanischen Staates
waren „irgendwelche“ Reaktionen festzustellen. 
Sie wurden von den deutschen Repräsentanten in
Buenos Aires auch nicht erwartet71). Hier wie bei
anderen lateinamerikanischen Staaten war die
Israel-Politik des Vatikans ein Faktor, der die eige-
nen Überlegungen beeinflußte. Nur eine Aus-
nahme gilt es zu melden: In brasilianischen Regie-
rungskreisen kommentierte man das Abkommen
„außerordentlich günstig“72); die Presse hingegen
brachte lediglich Agenturmeldungen, die den
äußeren Ablauf der Verhandlungen schilderten ).
Die großen chilenischen Tageszeitungen veröffent
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lichten „ohne jeden Kommentar“ die Meldungen
amerikanischer Nachrichtenagenturen; „Regie-
rungspersonen haben sich zu dem Abkommen nicht
geäußert“ 74). Die mexikanische Presse präsentierte
ihren Lesern ebenfalls nur die amerikanischen
Agenturmeldungen; in Regierungskreisen konnte
„keine Reaktion“ festgestellt werden* ).
Auch die deutsche Botschaft in Canberra berichtete
über die Reaktionen der Presse, wo man sich
„durchweg auf die rein nachrichtenmäßige Wieder-
gabe“ beschränkte. Die Rücktritte von Böhm und
Küster kommentierte eine Zeitung, der West
Australian „schon (! M. W.) am 13. Juni“, also
rund einen Monat nach diesem dramatischen
Schritt. Der Sidney Morning Herald wies am
22. Juni auf die „ironische Situation (hin), daß
schnelle Hilfe (für Israel) nur von den früheren

Feinden . . . nämlich den Deutschen . . . kommen
könne. Die westlichen Geburtshelfer des israeli-
schen Staates seien nicht in der Lage zu helfen.“ )
In Regierungskreisen war „keine besondere Reak
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tion“ festzustellen77 ).

Die indische Presse registrierte das Abkommen
„ohne Kommentar“, und die Regierung zeigte
„keine Reaktion“ ). Wegen der vielen Muslims im
eigenen Staat war — und ist — für die Politiker in
Neu Delhi eine Israel-freundliche Haltung ein
innenpolitisches Risiko ersten Ranges. Nur unter
der Hand pflegte und
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pflegt man die durchaus vor-
handenen Kontakte zum jüdischen Staat. Im neu
gegründeten muslimischen Pakistan solidarisierten
sich hingegen Presse und Regierung, wie zu erwar-
ten, mit den arabischen Protesten79 ).

Schlußbetrachtung

Wir haben über das Interesse und das aktive oder
— zumeist — fehlende Engagement von einund-
zwanzig Staaten hinsichtlich der Frage der west-
deutschen Wiedergutmachung an Israel berich-
tet ).80 Es waren diejenigen Staaten, deren Politik in
dieser Frage vom Bonner Auswärtigen Amt beob-
achtet wurde und die man für besonders wichtig
hielt. Umgekehrt dürften sie auch für Israel bedeut-
sam gewesen sein. Im Jahre 1952 gab es 71 selbstän-
dige Staaten. Daß sich die arabischen, muslimi-
schen oder kommunistischen Staaten für eine Wie-
dergutmachung Deutschlands, Ost- und Westdeut-
schlands, einsetzen würden, war von vornherein
auszuschließen.

Die wichtigsten, sich möglicherweise für Israels
Belange interessierenden, zugunsten Israels Ein-
fluß ausübenden oder die in den Augen westdeut-
scher Politiker bedeutsamsten Staaten dürften wir
untersucht haben. Unser Ergebnis ist eindeutig:
Weder die Regierungen noch die Presse dieser

Staaten setzten die Bundesregierung in der Wieder-
gutmachungsfrage unter Druck.

Wenn man diese geschilderte Zurückhaltung der
wohl gewichtigsten Zeitungen des westlichen Aus-
lands kennt, überrascht die von Otto Lenz am
23. Mai 1952 „im kleinen Kreis“ geäußerte Bestür-
zung über das „Auslandspresse-Echo“ nach der
Rücktrittsdrohung von Franz Böhm und dem voll-
zogenen Rücktritt von Otto Küster. Das Verhalten
der beiden Leiter der deutschen Delegation bei den
Wiedergutmachungsverhandlungen, so Ministerial-
direktor Hans Globke „in einer vertraulichen
Besprechung“ am 1. Oktober 1952, hätte die Bun-
desrepublik Deutschland mit einer zusätzlichen
Milliarde DM belastet81 ).

Mag sein, daß die Verhaltensweise Böhms und
Küsters Westdeutschland Zusatzkosten bescherte,
aber an der Reaktion der Auslandspresse kann dies
nicht gelegen haben. Diese war nämlich äußerst
zurückhaltend. Sie berichtete hierüber kaum und 
kommentierte noch weniger. Die Wahrnehmung
der genannten Politiker im Kanzleramt, Lenz und 
Globke, sowie der nicht genannten entsprach offen-
sichtlich nicht der Wirklichkeit.
Wozu diese Einzelheiten? Um anhand systemati-
scher Untersuchungen einer heute noch politisch



wirksamen Geschichtslegende auf den Grund zu
gehen. Denn dieses Wissen ist alles andere als
unpolitisch. Es entlarvt nämlich diejenigen, die
stets behaupten, „das Ausland“, zumal der Westen,
hätte Deutschland nach dem Zweiten Weltkrieg
„ins Büßerhemd“ gesteckt und von den Deutschen
„gebückten Gang“ verlangt. Gerade anhand der
politisch, psychologisch und moralisch so empfind-
lichen Wiedergutmachungsproblematik gegenüber
Israel und dem jüdischen Volk zeigt es sich, wie
irreführend das Gerede vom „Büßerhemd“ ist.
„Das Ausland“ hat stets eigene Realpolitik getrie-
ben und dabei bewußt israelisch-jüdische Empfind-

lichkeiten verletzt. Man mag darüber streiten, ob 
dies „gerecht“ oder „richtig“ war. Nicht streiten
kann man aber über die Tatsache als solche.

Es ehrt die Mehrheit der bundesdeutschen Ent-
scheidungsträger, daß sie trotz der indifferenten
Haltung „des Auslands“ die Wiedergutmachung
freiwillig leistete. Wir wissen, daß damals wie heute
nicht alle Bundesbürger die Wiedergutmachung
befürworteten. Dies ist ihr demokratisch gesicher-
tes Recht. Sie mögen sich dabei aber nicht auf „das
Ausland“, sondern auf ihre eigenen politischen
Überzeugungen berufen.



Michael Zimmermann

Die nationalsozialistische Vernichtungspolitik
gegen Sinti und Roma

I. Die Widersprüche in der traditionellen Zigeunerpolitik

Die Bekämpfung der vermeintlichen „Zigeuner-
plage“ galt sowohl im Kaiserreich und der Weimarer
Republik als auch in den ersten Jahren der national-
sozialistischen Herrschaft nahezu ausschließlich als
Aufgabe der Polizei. Während für ausländische Sinti
und Roma die Ausweisung vorgesehen war, existierte
zur Bedrückung der inländischen Fahrenden eine
vielfältige Skala von Mitteln, unter denen die Abfor-
derung zahlreicher Personal- und Reisepapiere, das
Verbot des Reisens und Rastens „in Horden“ sowie
Auflagen bei der Erteilung des für die berufliche
Tätigkeit der Fahrenden unerläßlichen Wanderge-
werbescheins von zentraler Bedeutung waren1).

3) Vgl. Werner K. Höhne (Anm. 1), S. 104 ff.; ferner Wolf-
gang Günther, Zur preußischen Zigeunerpolitik seit 1871 im
Widerspruch zwischen zentraler Planung und lokaler Durch-
führung, Hannover 1985.
4) Dazu allgemein: Mark Münzel/Bemhard Streck (Hrsg.),
Kumpania und Kontrolle. Moderne Behinderungen zigeune-
rischen Lebens, Gießen 1981; Joachim Hohmann,
Geschichte der Zigeunerverfolgung in Deutschland, Frank-
furt-New York 1981, S. 26ff.. 42ff.
5) Beispiele in: LA Berlin, Rep. 142 OGT 1-10-1-23, Ant-
worten auf die Rundfrage des Deutschen Gemeindetags zur
kommunalen Zigeunerpolitik 1929/30.
6) Runderlaß (RdErl.) des Reichs- und Preußischen Mini-
sters des Innern (RuPMdI) vom 6. 6. 1936 — II C 20,
Nr. 10/36; GLA Karlsruhe 234/5682. Grundzüge für die
Bekämpfung der Zigeunerplage, 1911. § 28.

Gleichwohl erzielte die Polizei bei ihrer „Zigeuner-
bekämpfung“, die ohne Zweifel den Charakter
eines diskriminierenden Sonderrechts trug, keine
Erfolge. Die entscheidende Ursache für das polizei-
liche Scheitern lag darin, daß die betroffenen
Behörden in der Praxis nur im Auge hatten, Sinti
und Roma aus ihrem Zuständigkeitsbereich femzu-
halten beziehungsweise zu vertreiben. Infolgedes-
sen standen sich die Länder des Reiches ebenso wie
die einzelnen Landkreise und Orte bei ihrer Zigeu-
nerpolitik gegenseitig im Wege. Dieses Knäuel
widerstreitender Interessen wurde zusätzlich durch
immanente Probleme der polizeilichen Verfol-
gungspraxis verwickelt. Sie reichten von Defini-
tionsfragen — Wo etwa lag die Grenze zwischen
„Familie“ und „Horde“? Bei welchem Abstand der
Wohnwagen sollte man von „Reisen in Horden“
sprechen? — über den hohen Kosten- und Arbeits-
aufwand bei der polizeilichen Begleitung der Rei-
senden bis zum Zielkonflikt zwischen der beabsich-
tigten schnellen Abschiebung und der oft zeitrau-
benden Identifizierung einzelner Personen2).

1) Siehe Werner K. Höhne. Die Vereinbarkeit der deutschen
Zigeunergesetze und -Verordnungen mit dem Reichsrecht, ins-
besondere der Reichsverfassung. Heidelberg 1929.
2) Beispiele für die Widersprüche und Verwicklungen der
Zigeunerpolitik, in: Staatsarchiv (STA) Marburg, LRA
Hünfeld 2610; STA Detmold M 1 IP/1611; STA Würzburg.
LRA Brückenau 1929; STA Münster. Reg. Arnsberg IPA
692 und 697; Landesarchiv (LA) Berlin, Rep. 142 OGT
1-10-1-23; Generallandesarchiv (GLA) Karlsruhe, BA Mos-
bach Zug 1975/3 II/Fasc. 23.

Dieser Text wurde im Rahmen eines von der Deut-
schen Forschungsgemeinschaft finanzierten Pilot-
projektes zur nationalsozialistischen Verfolgung der
Sinti und Roma verfaßt.

Der gemeinsame Nenner der gegen Sinti und Roma
gerichteten Maßnahmen, die auf die Abwehr einer
dauerhaften Niederlassung zielten, lautete parado-
xerweise „Seßhaftmachung“ der Zigeuner3). Diese
Formel, die von den Versuchen des aufgeklärten
Absolutismus herrührte, Zigeuner zwangsweise
anzusiedeln, muß angesichts der Tatsache, daß
inzwischen die Mehrzahl der Sinti und Roma ihr
Gewerbe von festen Winterstandquartieren aus
betrieb, als Chiffre für das Verlangen nach vollstän-
diger Assimilation und Einpassung in die modernen
Produktionsformen verstanden werden4). Kon-
sensfähig wurde die Forderung nach Seßhaftma-
chung nicht zuletzt dadurch, daß nahezu jede
Gemeinde wie selbstverständlich davon ausging,
daß nicht sie der Ort sein werde, an dem sich Sinti
und Roma niederzulassen hätten. „Seßhaftma-
chung“ konnte mithin als Quintessenz der Vertrei-
bungspolitik interpretiert werden5).
Innerhalb der staatlichen Verwaltung war man sich
der Aporien der praktizierten Zigeunerpolitik weit-
gehend bewußt, ohne sie jedoch auflösen zu kön-
nen. Entsprechend vage forderte etwa ein Runder-
laß des Reichsinnenministers vom . Juni 1936,
inländische Zigeuner seien „an einem bestimmten
Ort“ seßhaft
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zu machen. Dieser „bestimmte Ort“
wurde allerdings nicht namhaft gemacht. In diesem
Punkt befand sich die Ministerialbürokratie nach
drei Jahren NS-Herrschaft auf genau jenem Stand,
der bereits 1911 auf einer von Bayern initiierten,
länderübergreifenden Besprechung über die
„Grundzüge für die Bekämpfung der Zigeuner-
plage“ festgehalten worden war: Für die Seßhaft-
machung der Zigeuner könne man „noch keine all-
gemeinen Richtpunkte“ aufstellen 6).



II. 1933 bis 1938: Eskalation der Verfolgung

Obwohl die Ministerialbürokratie noch 1936 dem
herkömmlichen Paradigma staatlicher Zigeuner-
politik verhaftet war, wurden Diskriminierung und 
Verfolgung der Sinti und Roma in den ersten Jah-
ren nationalsozialistischer Herrschaft nicht ledig-
lich fortgeschrieben. Verschiedene Ländergesetze
wurden nach dem Vorbild des Bayerischen Zigeu-
ner- und Arbeitsscheuengesetzes von 1926 ver-
schärft. In mehreren Städten gingen Polizei und 
Fürsorgeämter zwischen 1935 und 1938 daran,
wider geltendes Recht privat geführte Plätze für
Sinti und Roma zu schließen und den Fahrenden
kommunale, oft mit Stacheldraht umgebene Sam-
mellager anzuweisen sowie sie dort einer rigiden
Lagerordnung zu unterwerfen. Für bestimmte
Landkreise wurden generelle Durchzugsverbote
erlassen; im Sommer 1938 wurden umherziehende
Sinti aus dem linksrheinischen Gebiet ausgewiesen,
was gemäß einem überkommenen Vorurteilsmu-
ster gegen Zigeuner mit präventiver Spionageab-
wehr beim Westwallbau begründet wurde ). Waren
Sinti und Roma bereits vor der nationalsozialisti
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schen Machtergreifung meist mit Mindestfürsorge-
sätzen abgespeist worden, so gingen manche
Gemeinden nach 1933 dazu über, einen gesonder-
ten „Zigeunersatz“ einzuführen, der unter dem Satz
für „hilfsbedürftige Volksgenossen“ lag8).

9) Günther, Seßhafte Zigeuner, in: Preußisches und Reichs-
verwaltungsblatt. Berlin 1937. S. 193 ff.
10) Dazu: StA Münster. Reg. Arnsberg. IM 420; allgemein:
Gisela Bock. Zwangssterilisation im Nationalsozialismus,
Opladen 1986.
11) Vgl. Detlev Peukert, Volksgenossen und Gemeinschafts-
fremde. Köln 1982. S. 246 ff.
12) Siehe Martin Broszat. Nationalsozialistische Konzentra-
tionslager 1933—1945. in: Anatomie des SS-Staates. Mün-
chen 19833. S. 11 ff.. hierS. 74ff.
13) STA Münster. Reg. Arnsberg IPA 692; STA Würzburg.
Gestapo Würzburg 10.166

Handelte es sich bei den bisher dargestellten Maß-
nahmen um eine Radikalisierung bereits vor 1933
angelegter Schritte, so sind weitere Formen der
Diskriminierung und Unterdrückung auf die beson-
dere Dynamik des NS-Systems zurückzuführen.
Allein in der westfälischen Kleinstadt Berleburg,
deren „Zigeunerkolonien“ Lause und Altengraben
etwa 400 Einwohner beherbergten, wurden zwi-
schen 1933 und 1937 mindestens fünf Sinti nach dem
„Gesetz zur Verhütung erbkranken Nachwuchses“
unfruchtbar gemacht. Der dortige NS-Bürgermei-
ster vertrat die Auffassung, daß 99 Prozent der Ber-
leburger Zigeuner-Schulkinder unter die Sterilisa-
tionsdiagnose „angeborener Schwachsinn“ zu ru-

brizieren seien. Überzeugt, daß das Sterilisations-
gesetz den Schlüssel zur von ihm verlangten „Been-
digung“ der Zigeuner biete, formulierte er 1937 die
Frage: „Wird es gelingen, die seßhaften Zigeuner
kolonieweise örtlich und gesellschaftlich so zu iso-
lieren und abzukapseln, daß durch Inzucht Erb-
schäden entstehen und damit umfassende Maßnah-
men zur Verhütung erbkranken Nachwuchses not-
wendig werden?“9)

Im Herbst 1935 waren sowohl das „Blutschutz"-
Gesetz, das Eheverbote zwischen Deutschen und
„Angehörigen artfremder Rassen“ verfügte, als
auch das „Ehegesundheitsgesetz“ verabschiedet
worden, das „Minderwertigen“ ungeachtet ethni-
scher Zugehörigkeit die Heirat untersagte. Auf die-
ser Grundlage wurde den Sinti und Roma seit 1936
vornehmlich unter rassenanthropologischen
Aspekten als „Artfremden“, partiell auch unter ras-
senhygienischen Vorzeichen als nach unten aus der
„Volksgemeinschaft“ herausfallenden „Asozialen“
oder „Lumpenproletariern" eine Eheschließung
untersagt10). Auf diese Weise wurde das herkömm-
liche zweifache Feindbild, das die Zigeuner als
beunruhigende Fremde mit mysteriöser Lebens-
weise sowie als vermeintlich arbeitsscheue Schma-
rotzer stigmatisierte, aufgegriffen und auf das
Raster des nationalsozialistischen Rassismus bezo-
gen ).11

Infolge der „vorbeugenden Verbrechensbekämp-
fung“ und der Neubestimmung der Konzentrations-
lager zu „Erziehungs- und Produktionsstätten“ in
den Jahren 1937/38, die zu einer erheblichen Aus-
weitung der Häftlingskategorien führte, wurden
auch Sinti und Roma unter die tautologisch defi-
nierte Kategorie der Asozialität („Als asozial gilt,
wer . . . zeigt, daß er sich nicht in die Gemeinschaft
einfügen will“) subsumiert12). Vor allem im Juni
1938 wurden zahlreiche Sinti, die nicht dem ethno-
zentristischen Kriterium der „geregelten Arbeit“
entsprachen, in Buchenwald interniert ).13

7) Vgl. Hans-Joachim Döring, Die Zigeuner im nationalso-
zialistischen Staat. Hamburg 1964, S. 44ff.; Stadtarchiv
(StA) Gelsenkirchen O/II-5/1; StA Duisburg 500/386; Lager-
ordnung des Zigeunerlagers an der Dieselstraße in Frank-
furt, in: Die GRÜNEN (Hrsg.), Hessen hinter Stacheldraht,
Frankfurt 1984, S. 165; Wanderverbot z. B. im Landkreis
Aschendorf 1936 (LA Berlin. Rep. 142 OGT 1-10-1-23);
Ausweisung aus dem Linksrheinischen 1938: RdErl. des
Reichsführers SS und Chefs der Deutschen Polizei 
(RFSSuChdDPol.) i. RMdI vom 26. 8. 1938 - S-Kr. 1
Nr. 26/38 g Rs V.
8) StA Frankfurt. AZ 2203. Bd. 1; StA Duisburg 500/386;
StA Gelsenkirchen 0/11-5/1.



III. Die Zentralisierung der „Zigeunerbekämpfung“

Bereits in der Weimarer Republik hatten sich Ten-
denzen zu einer reichsweiten Koordinierung der
polizeilichen • „Zigeunerbekämpfung“ abgezeich-
net. 1926 brachte die Deutsche Kriminalpolizeiliche
Kommission eine „Vereinbarung der deutschen
Länder über die Bekämpfung der Zigeunerplage“
auf den Weg, die jedoch 1929 noch einmal überar-
beitet und erst 1933 vollends in Kraft gesetzt wurde.
Diese Vereinbarung, die auf einen umfassenden
Informationsaustausch sowie die Benutzung der
Daten der seit 1899 tätigen bayerischen „Zigeuner-
zentrale“ in München zielte, ließ freilich die Län-
derhoheit über die verschiedenen „Zigeunernach-
richtendienste“ unangetastet ).14

Erst mit der Ernennung Himmlers zum „Chef der
deutschen Polizei im Reichsinnenministerium“
waren 1936 die institutionellen Voraussetzungen
für eine reichseinheitliche Bedrückung, der Sinti
und Roma gegeben. Spätestens seit dem Frühjahr
1937 ließ Himmler die „Bekämpfung des nomadi-
sierenden Zigeunertums“ beim Preußischen Lan-
deskriminalpolizeiamt Berlin, dem späteren
Reichskriminalpolizeiamt (RKPA), zusammenfas-
sen. Nach dem Anschluß Österreichs wurden ent-
sprechende Verfügungen für die Kriminalpolizei-
leitstelle Wien erlassen. Ein Runderlaß vom
. Mai 1938 ordnete schließlich den Einbau der
bisher beim Polizeipräsidium München angesiedel
16

-
ten „Reichszigeunerzentrale“ als „Reichszentrale
zur Bekämpfung des Zigeunerunwesens“ in das
RKPA in Berlin an ).15

Auf die Zentralisierung folgte zwischen Dezember
1938 und Mitte 1939 die Errichtung eines eigens zur
„Zigeunerbekämpfung“ vorgesehenen kriminal-

polizeilichen Apparates, der sich von der Reichs-
zentrale zur Bekämpfung des Zigeunerunwesens
bis hinab zu den Ortspolizeibehörden erstreckte 16).
Dieser gesonderte Verfolgungsapparat erhöhte die
Effektivität der „Zigeunerbekämpfung“ nicht nur
dadurch, daß präzisere Verantwortlichkeiten
geschaffen wurden, sondern auch insofern, als die
straffe Zentralisierung die Polizei weitgehend aus
den Interessenkollisionen herauslöste, die den Sinti
und Roma vielfältige Möglichkeiten geboten hat-
ten, ihre Gegner gegeneinander auszuspielen. Aus-
weispapiere wurden den Fahrenden fortan nur noch
mit Zustimmung der staatlichen Kriminalpolizei-
stellen zugestellt.

Schon im einschlägigen Runderlaß des Reichsin-
nenministeriums vom 6. Juni 1936 waren Sinti und
Roma als „dem deutschen Volkstum artfremdes
Zigeunervolk“ gekennzeichnet worden. Präziser
war jedoch die Formulierung des Himmlerschen
Erlasses „Zur Bekämpfung der Zigeunerplage“
vom 8. Dezember 1938: Die polizeilichen Erfah-
rungen sowie die „durch die rassenbiologischen
Forschungen gewonnenen Erkenntnisse“ verlang-
ten eine „Regelung der Zigeunerfrage aus dem
Wesen der Rasse heraus“174 ). Damit prägte der
knapp drei Jahre zuvor in die Praxis der Eheschlie-
ßung eingeführte anthropologische und hygienische
Rassismus nun auch die polizeiliche Verfolgung der
Sinti und Roma. Die für eine „endgültige(n)
Lösung der Zigeunerfrage“ vorgesehene Trennung
von „reinrassigen Zigeunern“, „Zigeunermischlin-
gen“ und „nach Zigeunerart umherziehenden Per-
sonen“ schlug sich 1939 zunächst in farblich unter-
schiedenen Ausweispapieren nieder18).

IV. Das Eingreifen der Wissenschaft

Die Kriminalpolizei, die für die Erfassung der Sinti
und Roma zuständig war, fühlte sich bei der Ein-
ordnung der Fahrenden in eine der drei zur Wahl
stehenden Kategorien überfordert. Hier waren die
Spezialisten der „Rassenhygienischen Forschungs-
stelle“ des Reichsgesundheitsamtes zuständig,
die unter der Leitung des Nervenarztes
Dr. phil. Dr. med. habil. Robert Ritter stand.

Der 1901 geborene Ritter leitete Anfang der drei-
ßiger Jahre als Oberarzt die Jugendabteilung der
Tübinger Universitäts-Nervenklinik. Während sei-
ner Sprechstunden fielen ihm Kinder auf, bei denen
er „etwas merkwürdig Strolchenhaftes und Spitzbü-
bisches“ zu bemerken glaubte, was er als einen hin-
ter einer „Maske von Schlauheit“ „getarnten
Schwachsinn“ kennzeichnete. Ritter bestritt nun
die Möglichkeit, durch Erziehung merklichen Ein-
fluß auf diese Kinder zu nehmen, und führte deren
vermeintliche „Zucht- und Sittenlosigkeit“ auf die
„Schicksalsmacht der Vererbung“ zurück19). Mit
dieser biologistischen Interpretation gesellschaftli-



eher Phänomene schloß er sich dem Lager der Ras-
senhygieniker an.

1934/35 gab Ritter seine Tätigkeit als Nervenarzt
auf, um sich vollends der Untersuchung von „Strol-
chengeschlechtern“, „Vagabunden, Jaunern und
Räubern“ zu widmen. In diese Zeit fiel sein erster
Antrag an die Deutsche Forschungsgemeinschaft
um eine Geldbeihilfe, der am 1. Juli 1935 mit
1 500 RM positiv beschieden wurde20 ). Nachdem
Ritters Arbeiten dem Reichsgesundheitsamt
bekannt geworden waren, erhielt er 1936 das Ange-
bot, seine Forschungen insbesondere über „Zigeu-
ner und Zigeunermischlinge“ dort im Rahmen eines
Instituts fortzuführen21 ).

Das Besondere des Bildes, das Ritter von den Sinti
und Roma zeichnete, ist weder darin zu sehen, daß
er die Zigeuner zu „typische(n) Primitive(n)“
erklärte, die „geschichtslos“ und „kulturarm“
seien, noch darin, daß er dies auf die „Macht der
Vererbung“ zurückführte, die einen Wandel des
„primitiven Menschen“ nicht zulasse22 ). Eine der-
artige Position entsprach sowohl den Traditionsli-
nien einer mit dem Kolonialismus verquickten Eth-
nologie als auch weitgehend der damaligen Zigeu-
nerforschung, wie sie etwa durch Martin Block re-
präsentiert wurde. Während aber Block den Zigeu-
nern eine gewisse paternalistische Sympathie entge-
genbrachte und die vermeintlich Primitiven als
„kindliche Menschen“ kennzeichnete23), äußerte
sich Ritter bis in die Wahl des einzelnen Worts dif-
famierend über Sinti und Roma und verwandte
kaum eine Zeile auf die Darstellung ihrer Kultur.
Ritters Verständnis von Primitivität rückte die
Zigeuner in die Nähe von „nicht mehr entwick-
lungsfähigen Zwergen“ sowie von Tieren, insbeson-
dere von Affen24).

Es steht außer Zweifel, daß das Rittersche Bild vom
„urtümlichen Zigeuner“ nichts mit der Lebensweise
der Sinti und Roma zu tun hatte25). Ein Vergleich
derjenigen Aussagen, die Ritter in seiner 1928
publizierten philosophischen Dissertation „Versuch
einer Sexualpädagogik auf psychologischer Grund-
lage“ über das „bloß körperlich-sexuelle Erlebnis“
traf, mit seiner späteren Charakterisierung „des

Zigeuners“ legt indessen die These nahe, daß Sinti
und Roma nicht zuletzt als Projektionsfläche für
Ritters mit Schuldempfinden und mit Angstgefüh-
len besetzte Sexualphantasien herhalten muß-
ten26 ).

Innerhalb der Gesamtgruppe der Sinti richtete Rit-
ter seinen Hauptangriff nicht gegen die kleine
Gruppe der „stammechten“ Zigeuner, sondern
gegen die „Zigeunermischlinge“ oder „Mischlings-
zigeuner“, zu denen er über 90 Prozent der „als
,Zigeuner4 geltenden Personen“ rechnete und die er
als „form- und charakterloses Lumpenproletariat“
stigmatisierte, das in Barackenlagern und Armen-
quartieren lebe. Als Kriterien zur Unterscheidung
der „stammechten“ Zigeuner von den „Mischlin-
gen“ verwandte Ritter neben der Genealogie den
Grad der Kenntnis des Romanes und die Beachtung
der überkommenen Sitten der Sinti27 ). Mit der
Zuordnung der „Zigeunermischlinge“ zum „Lum-
penproletariat“, die einmal mehr zeigt, daß sich
Sinti und Roma in der Schnittmenge rassenanthro-
pologischer und rassenhygienischer Verfolgungs-
maßnahmen befanden, knüpfte Ritter an ältere
Autoren wie Hermann Aichele an, der ausgeführt
hatte, „nur die allemiedrigsten Schichten“ seien zu
einer „Symbiose“ mit den Zigeunern bereit28 ).

Ritters Kriegserklärung gegen die „Zigeunermisch-
linge“ zielte auf einen grundlegenden Wandel der
staatlichen Zigeunerpolitik. Waren bisher Zigeuner
und nichtzigeunerische Landfahrer, die sogenann-
ten Jenischen, gleichermaßen von der polizeilichen
Bedrückung betroffen gewesen, so wurde nun nach
„rassischen“ Kriterien geschieden. War über Jahr-
zehnte das Ziel der Seßhaftmachung zumindest for-
mell aufrechterhalten worden, so wurde es nun
unter rassenhygienischen Vorzeichen aufgegeben,
da gerade die in den Städten seßhaften Sinti und
Roma mit den vorgeblich von ihrer Art abgekom-
menen „Mischlingen“ identifiziert wurden. Infolge-
dessen nimmt es nicht wunder, daß Ritter „stamm-
echte“ und „Mischlingszigeuner“ auf unterschied-
liche Weise bekämpft wissen wollte: Erstere sollten
hauptsächlich von einer Vermischung mit den
Deutschen abgehalten werden sowie in genau
umgrenzten Wanderbezirken eine „gewisse Bewe-
gungsfreiheit“ bewahren können; den Deutschen
sollte „jeder geschlechtliche Verkehr mit Zigeunern



gesetzlich untersagt“ sein. Mit Blick auf die „Zigeu-
nermischlinge“ wurde Ritter nicht müde zu beto-
nen, sie sollten „von der Fortpflanzung ausgeschlos-
sen“ werden; im einzelnen forderte er die „vorbeu-

gende Unterbringung in Arbeitslagern oder über-
wachten geschlossenen Siedlungen“ sowie „Ge-
schlechtertrennung“ und als weitere „einschnei-
dende Maßnahme“ die „Unfruchtbarmachung“29).

V. Das fehlende Reichszigeunergesetz und die Linien der NS-Zigeunerpolitik

Rassenhygieniker wie H. W. Kranz, Otto Finger
und Robert Krämer, die an den Universitäten Gie-
ßen und Münster Zigeunerforschung betrieben,
stimmten mit ihrem Konkurrenten Ritter darin
überein, daß es sich bei den „Zigeunermischlingen“
um eine „Kriminellen- und Asozialenfrage“ han-
dele, daß der Staat mithin „das Recht und die
Pflicht“ habe, sich gerade dieser Gruppe zu „entle-
digen“30). Der weitergehenden Überlegung aus
Gießen und Münster, daß die Nürnberger Gesetze
hier geeignet seien, ein „Einströmen in das deut-
sche Blut“ zu verhindern, konnte sich Ritter aber
nicht anschließen, richteten sich „Reichsbürger-“
und „Blutschutz-Gesetz“ doch im wesentlichen 
gegen „Juden“ und nicht so sehr gegen „jüdische
Mischlinge 1. und 2. Grades“. Eine Übertragung
dieses Modells auf die „Zigeunerfrage“ erschien
Ritter angesichts seiner besonderen Feindschaft
gegen „Zigeunermischlinge“ als indiskutabel. Sei-
nes Erachtens warf die Problematik des vermeintli-
chen „Mischlingszigeuners“ Fragen auf, die der
„deutschen Rassengesetzgebung bisher unbekannt“
waren. Ritter ging spätestens 1938 sogar so weit,
der Ministerialbürokratie eigene Entwürfe für das
seit 1934 in der Diskussion befindliche Reichszigeu-
nergesetz vorzulegen31 ). Ein solches Gesetz wurde
jedoch letztlich ebensowenig verabschiedet wie das
„Gesetz zur Behandlung Gemeinschaftsfremder“,
an dem Ritter ebenfalls lebhaftes Interesse
zeigte 32 ).
Während nun die Nürnberger Gesetze mit ihrer
Unterscheidung von „Juden“, „jüdischen Mischlin-
gen 1. Grades und 2. Grades“ eindeutige, von Juri-
sten ausformulierte Definitionen boten, die wäh-
rend des Vernichtungsprozesses die Basis der Ein-
stufung abgaben, existierte eine solche präzise Defi-

nition der Sinti und Roma unter dem Nationalsozia-
lismus nicht. Dies führte zu einiger Verwirrung in
der Zigeunerpolitik des Regimes, zu einem Neben-
und Gegeneinander dreier Klassifizierungen „des
Zigeuners“.

Eine erste Linie wurde von der Rassenhygienischen
Forschungsstelle und dem RKPA sowie mit gewis-
sen Abweichungen von den konkurrierenden Stel-
len des Rasse- und Siedlungshauptamtes sowie des
,.Ahnenerbes“ der SS getragen und bestimmte auch
das Handeln Himmlers und des Reichssicherheits-
hauptamtes (RSHA). Diese Linie zielte auf die
Scheidung zwischen „reinrassigen“ beziehungs-
weise „stammechten“ Zigeunern und solchen, die
zu einer „Vermischung“ tendierten. Zu letzteren
wurden neben den Sinti-„Mischlingen“ einschließ-
lich solcher, die lediglich ein Achtel „zigeuneri-
schen Blutsanteil“ besaßen, die quantitativ weniger
bedeutsamen Rom und balkanischen Zigeuner
gezählt33 ).

Ein zweites Klassifizierungsschema kam insbeson-
dere in denjenigen Gesetzen, Verordnungen und
Erlassen zum Tragen, die die Entrechtung der Sinti
und Roma aus Gründen verwaltungstechnischer
Praktikabilität mit derjenigen der Juden paralleli-
sierten und von Einrichtungen wie der Reichskanz-
lei oder den Reichsministerien für Finanzen und
Arbeit verantwortet wurden. Dort faßte man
„Zigeuner“ und „Zigeunermischlinge“ in Anleh-
nung an die Definition der „Juden“ in den Nürnber-
ger Gesetzen vergleichsweise eng als „Vollzigeu-
ner“ sowie als „Mischlinge mit vorwiegendem oder
gleichem (sic!) zigeunerischen Blutsanteil“34).

Eine dritte Position zielte schließlich jenseits aller
Differenzierung pauschal auf eine „Bekämpfung
der Zigeunerplage“ und wurde sowohl unter den
einfachen Mitgliedern der NSDAP als auch in
deren Führung favorisiert: Bormann und Goebbels
etwa erschien eine Unterscheidung von „stammech-
ten“ und „Mischlingszigeunern“ als zu ausgeklü-
gelt ).35



Die Existenz dreier Schemata zur Klassifikation
von Sinti und Roma, die zugleich drei Vorstellun-
gen von NS-Zigeunerpolitik entsprachen, belegen
einmal mehr, daß es sich beim Nationalsozialismus
um ein System handelte, in dem verschiedene
Blöcke neben- und gegeneinander agierten. Gleich-

wohl steht außer Zweifel, daß innerhalb der NS-
Polykratie die SS und die ihr verbundenen Institu-
tionen, allen voran die Rassenhygienische For-
schungsstelle, die Grundlinien der Zigeunerpolitik
bestimmten.

VI. Die Tätigkeit der Rassenhygienischen Forschungsstelle

Ritters Institut nahm seine anthropometrischen und
genealogischen Untersuchungen an Sinti und Roma
im Frühjahr 1937 auf. „Fliegende Arbeitsgruppen“
von „sprachkundigen sowie genealogisch und ras-
senbiologisch besonders geschulten Sachbearbei-
tern“ reisten durch das Reich, um die Zigeuner auf-
zusuchen und zu „verhören“36 )- Sinti und Roma,
die sich mißtrauisch zeigten, wurden nicht selten
geschlagen und hatten mit polizeilichen Schikanen
zu rechnen37 ).

Innerhalb der Forschungsstelle beschäftigten sich
Ritter, Adolf Würth (bis 1940) und Eva Justin mit
den Sinti, Sophie Ehrhardt (bis 1942) mit den ost-
preußischen Sinti, Ruth Kellermann mit den Lalleri
sowie Karl Morawek und nach dessen Kriegstod
Eva Justin mit den Roma38 ). Neben einigen Erb-
und Volkspflegerinnen, die zur Ausforschung von 
Sinti und Roma eingesetzt wurden, waren in der
Forschungsstelle selbst technische Assistentinnen
mit der Sammlung anthropometrischer und photo-
graphischer Unterlagen, eine Genealogin mit der
Klärung „verwickelter Sippenverhältnisse“ sowie
Dr. Odenwald mit der Institutsverwaltung befaßt.
Die Arbeitsmoral in der Forschungsstelle wurde
vom Präsidenten des Reichsgesundheitsamtes sehr
gelobt: „Alle arbeiten über die Dienststunden hin-
aus und auch sonntags.“39 )

Die Kosten des Instituts wurden mittels einer
Mischfinanzierung bestritten, bei der das Reichsge-
sundheitsamt die fest etatisierten Stellen trug und
das Reichsinnenministerium, der Reichsausschuß
für Volksgesundheitsdienst, das RSHA, das
RKPA, der Bayerische Landesverband für Wan-
derdienst und nicht zuletzt die DFG sonstige Perso-
nal- und Sachausgaben ermöglichten40).

Die Ausforschung der Sinti und Roma wurde mit
genealogischem Material insbesondere aus Pfarrar-
chiven sowie mit Polizeiakten zu sogenannten „Erb-
tafeln“ kombiniert. Diese in jeder Hinsicht fragwür-
digen Tafeln bildeten die Grundlage für die „gut-
achtlichen Äußerungen“, die von führenden Insti-
tutsmitarbeitem unterzeichnet wurden und der
Klassifikation der betroffenen Sinti und Roma teils
als „Zigeuner“ und „Zigeunermischlinge“, teils
ausführlicher als „Zigeunermischling“ mit „vorwie-
gend zigeunerischem“ beziehungsweise „vorwie-
gend deutschem Blutsanteil“ dienten41 ).
Robert Ritter wußte um die Deportation von Sinti
und Roma nach Auschwitz, die im März 1943
durchgeführt wurde. In einem Antrag um eine
Finanzbeihilfe teilte er am 23. März 1943 der DFG
mit, daß „bisher über 9 000 Zigeunermischlinge
von der Polizei in einem besonderen Zigeunerlager
im Sudetenland“ „konzentriert“ worden seien. Die
Forschungsstelle verfaßte auch in der Folgezeit ihre
„gutachtlichen Äußerungen“, deren Einstufungen
weiterhin eine entscheidende Grundlage für die
Internierung von Sinti in Auschwitz bildeten42 ).
Die Begutachtungstätigkeit der Rassenhygieni-
schen Forschungsstelle beschränkte sich auf das
Altreich, da das Rassen- und Siedlungshauptamt
der SS die „Zigeunerforschung“ in der „Ostmark“
im Dezember 1938 für sich reklamiert hatte. Weil
das Rassen- und Siedlungshauptamt diesen
Anspruch jedoch nicht einlösen konnte, gelang es
dem „Ahnenerbe“ der SS während der zweiten
Kriegshälfte, die Untersuchung der burgenländi-
schen Zigeuner an sich zu reißen43 ).
Ritter selbst gab 1940 die Zahl der Fahrenden ein-
schließlich der nicht zu den Sinti und Roma zählen-
den Jenischen mit rund 19 000 im Altreich und rund
11 000 in der „Ostmark“ und im Sudetenland an,



fügte allerdings hinzu, eine „größere Zahl von
Zigeunern und Zigeunermischlingen" sei „noch
nicht als solche erkannt“. Und in der Tat spricht die
von 15 000 (März 1942) über 21 498 (März 1943)
auf 23 833 im März 1944 angestiegene Zahl der
Gutachten im Altreich dafür, daß die Forschungs-
stelle im Laufe ihrer Suchtätigkeit mehr als 19 000
„Zigeuner“, „zigeunerische Mischlinge“ und son-
stige Landfahrer entdeckte44 ).
Ritter hatte im Gefolge seiner Umwandlung gesell-
schaftlicher in biologische Fragen die Existenz des
vermeintlichen „Lumpenproletariats“ mit der
„Vermischung“ zwischen „deutschem und zigeune-
rischem Blut“ erklären wollen und im Umkehr-
schluß alle „Zigeunermischlinge“ als Angehörige
des „Lumpenproletariats“ stigmatisiert. Gleich-
wohl blieb im Einzelfall unklar, wo genau die
Grenze zwischen einem „Zigeunermischling“ und
einem „Nichtzigeuner“ zu ziehen sei, weshalb die
pauschale Brandmarkung „Mischlingszigeuner“ im

Einzelfall überprüft werden konnte. Es lassen sich
in der Tat Beispiele anführen, wo Kriminalpolizei
oder Rassenhygienische Forschungsstelle die
Anpassung des Sozialverhaltens an die Normen der
„Volksgemeinschaft“ mittels eines Fragebogens bei
Arbeitgebern, Vermietern oder Lehrern überprüf-
ten45).

Als Einrichtung, die in den gesellschaftlichen Raum
wirken wollte, legte die Forschungsstelle schließlich
Wert darauf, den verschiedenen Behörden prakti-
sche Entscheidungshilfe zu leisten. Im Zentrum die-
ser Beratungstätigkeit standen Amtsärzte und Stan-
desbeamte, die man darüber instruierte, wie sie sich
gegenüber Zigeunern zu verhalten hätten, die etwa
Aufgebote oder Ehestandsdarlehen beantragten.
Spätestens in der zweiten Kriegshälfte gab man
überdies den Gesundheitsämtern Empfehlungen zu
Schwangerschaftsunterbrechungen und Sterilisie-
rungen von Zigeunerinnen46 ).

VII. Die Festschreibung 1939 und die Deportation in das
Generalgouvernement 1940

Die jüngeren Untersuchungen zur nationalsoziali-
stischen Zigeunerpolitik stimmen darin überein,
daß innerhalb der zwölfjährigen NS-Herrschaft der
Krieg zu einer immensen Verschärfung der Unter-
drückung benutzt wurde und insofern eine neue, in
die Politik der Ausrottung einmündende Etappe
bildete47 ). Am 17. Oktober 1939 ordnete das
RSHA in einem Schnellbrief an, daß „Zigeuner und
Zigeunermischlinge“ bis auf weiteres ihren Wohn-
bzw. Aufenthaltsort nicht mehr verlassen dürften.
Dieser Schnellbrief, der „binnen kurzem“ eine 
Regelung der „Zigeunerfrage im Reichsmaßstab“
ankündigte, stand im Zusammenhang mit den glo-
balen volkstumspolitischen Zielen Hitlers, die eine
Rückführung von Reichs- und Volksdeutschen aus
dem Ausland und parallel die Vertreibung von
Juden, Zigeunern und Polen aus dem um Danzig-
Westpreußen und das Wartheland vergrößerten
Reich in das Generalgouvernement vorsahen48 ).

Die geplanten Vertreibungsmaßnahmen stießen
unter den mit „Zigeunerfragen“ befaßten NS-Stel-
len jedoch nicht einhellig auf Zustimmung. Sowohl
Robert Ritter als auch Reichsärzteführer Leonardo
Conti argumentierten im Januar 1940, daß eine
Deportation einer konsequenten Zigeunerpolitik
nur hinderlich sei.

Laut Conti bot die Abschiebung der Zigeuner ins
Generalgouvernement zwar „für den Augenblick
besondere Vorteile“, sie bedeute jedoch zugleich,
daß „wegen einer einfachen Gegenwartslösung eine
wirkliche Radikallösung“ unterbleibe. Diese
„Radikallösung“ konnte seines Erachtens „nur
durch die Unfruchtbarmachung der Zigeuner bezie-
hungsweise Zigeunermischlinge erfolgen“, wobei
er in Anspielung auf die maßgeblich von ihm initi-
ierte „Vernichtung lebensunwerten Lebens“ für
eine sofortige „Sondermaßnahme“ plädierte.
Danach sei der weitere Verbleib der Sterilisierten
relativ gleichgültig49 ).

Derartige Erwägungen vermochten die Evakuie-
rungspläne vorderhand nicht mehr zu blockieren.
Ein neuerlicher Schnellbrief des RSHA vom
27. April 1940 ordnete für Mitte Mai einen ersten
Transport von Zigeunern „in Stärke von 2 500 Per-
sonen — in geschlossenen Sippen“ nach Polen an.
Angesichts des anstehenden „Westfeldzuges“ und
des überkommenen Vorurteilsmusters vom spio-
nierenden Zigeuner war es kein Zufall, daß die



Deportierten aus dem westlichen Regionen des
Reiches stammen sollten50).
Die für die folgenden Monate des Jahres 1940 vor-
gesehenen Abschiebungen von Sinti und Roma stie-
ßen allerdings ebenso wie Himmlers Pläne zur Aus-
siedlung deutscher Juden auf den entschiedenen
und vorläufig erfolgreichen Widerstand des Gene-
ralgouverneurs Hans Frank, dessen Verwaltung
sich durch die wachsende Zahl Deportierter über-
fordert fühlte. Der Abschiebungsdruck, den Frank
abwehren konnte, lastete seit dem Frühherbst 1941
auf den eingegliederten östlichen Reichsgauen und
in geringerem Maße auf dem unbesetzten Frank-
reich, in das staatenlose Sinti abgeschoben wurden.
Unter den nach Osten Deportierten befanden sich
5 007 Zigeuner, die — aus Österreich, Deutsch-
land und anderen Ländern stammend — Anfang
November 1941 im Getto von Lodz konzentriert
wurden. Diejenigen, die dort nicht dem Fleck-
typhus zum Opfer fielen, wurden im Januar 1942 in
Chelmno in den Gaswagen ermordet51 ).
Die Tatsache, daß die Deportation deutscher Sinti
und Roma 1940 entgegen den ursprünglichen Inten-
tionen des RSHA nur 2 500 Personen erfaßt hatte,
veränderte den Charakter der 1939 verfügten Fest-

setzung der Zigeuner entscheidend: Aus einem als
Übergangsmaßnahme geplanten Provisorium
wurde ein Zustand von mehreren Jahren. In den
Gemeinden, in denen Sinti und Roma festgehalten
wurden, war es vielfach so, daß Firmen, lokale
Honoratioren, Bürgermeister oder NSDAP-Orts-
gruppen die gängigen Vorurteile gegen „die Zigeu-
ner“ mobilisierten, um ihren Ort wieder „zigeuner-
frei“ zu bekommen. Dabei wurden auch Sexual-
phantasien ins Spiel gebracht, die auf Sinti und
Roma projiziert wurden. Die Ortsgruppe „Wilhelm
Decker“ der NSDAP in Bremen sah etwa Erwach-
sene und Kinder „halbnackt“ herumlaufen und die
„unglaublichsten Sachen“ „treiben“; die Tochter
eines Blockleiters sei „unsittlich angefaßt“ worden,
ein Zigeuner schieße zudem mit seiner Flinte „dau-
ernd nach Vögeln“52 ).

Die Kriminalpolizeistellen, die ihrerseits an die
Weisungen der Reichszentrale zur Bekämpfung des
Zigeunerunwesens gebunden waren, reagierten auf
das oft heftige Verlangen nach Abtransport der
Zigeuner mit dem Hinweis, daß dies derzeit nicht
möglich sei, und stellten eine „endgültige Regelung
der Zigeunerfrage“ für die Nachkriegszeit in Aus-
sicht53).

VIII. Soziale Isolation, Eheverbote und Sterilisierungen

Die Festsetzung der Sinti und Roma seit Oktober
1939 ging mit Berufseinschränkungen — Wander-
gewerbescheine wurden kaum mehr ausgege-
ben —, der sozialen Absonderung und einer deut-
lichen sozialrechtlichen Schlechterstellung einher.
Darüber hinaus wurde die Kennzeichnung der
Zigeuner 1941 insofern vorangetrieben, als die „Zi-
geunereigenschaft“ in der Volkskartei und den Mel-
deregistern sowie bei der Erfassung des Geburts-
jahrgangs 1923 auf dem Wehrstammblatt vermerkt
wurde. Die soziale Isolierung wurde insbesondere
durch „Zigeunergemeinschaftslager“ beschleunigt,
die nun allenthalben in Großstädten eingerichtet
und polizeilich bewacht wurden54 ). Baracken und

Wohnwagen der Internierten gerieten im Verlauf
des Krieges in einen völlig desolaten Zustand. Die
Hungerlöhne, die die meist als Hilfs- oder Bauar-
beiter beschäftigten Sinti erhielten, sowie die Tat-
sache, daß der Ausbesserung von Zigeunerwagen
im Bombenkrieg seitens der Kommunen letzte
Priorität zugemessen wurde, führten oftmals zum
gänzlichen Verfall der Unterkünfte und infolgedes-
sen zu schweren Infektionen und Lungenkrankhei-
ten unter den Bewohnern55).

Die Ausgrenzungsmaßnahmen erstreckten sich
1941/42 des weiteren auf den Volksschulbesuch, die
Betreuung durch die NSV, die Jugenddienstpflicht,
den Dienst in Wehrmacht und Reichsarbeitsdienst,
die Berufstätigkeit in „geschützten Betrieben“ und 
im Herbst 1943 auf die Fürsorgeerziehung. Am
13. März 1942 verfügte der Reichsarbeitsminister,
daß die sozialrechtlichen Sonderbestimmungen für
Juden fortan auch für Sinti und Roma gelten soll-
ten. Knapp 14 Tage später unterwarf die Reichsre-
gierung die Zigeuner der Sozialausgleichsabgabe,
die diese Gruppe einkommenssteuerrechtlich den
Juden und Polen gleichstellte56).



Die Praxis der Eheverbote für Zigeuner nach dem
„Blutschutz-“ und dem „Erbgesundheitsgesetz“
wurde im Laufe des Krieges radikalisiert. Gleich-
wohl waren noch 1942/43 einige Standesämter den
einschlägigen Vorschriften nicht gewachsen. Dabei
erregte im Reichsinnenministerium und in der
Reichszentrale zur Bekämpfung des Zigeunerun-
wesens besonderen Unwillen, daß standesamtlich
sanktionierte Ehen, einmal geschlossen, Bestand
hatten, da die Bestimmungen zum „Blutschutzge-
setz“ lediglich als aufschiebendes Ehehindernis gal-
ten.

Ein gewichtigeres Problem lag für Spezialisten wie
Ritter und die mit Gesundheitsfragen befaßten
Experten im Reichsinnenministerium freilich darin,
daß analog zu den Ehebestimmungen für Juden
lediglich die Heirat zwischen „Deutschblütigen“
einerseits, „Zigeunern“ und „Zigeunermischlin-
gen“ andererseits untersagt war, nicht aber die von
den Rassenhygienikern besonders verfolgte Ver-
bindung von „Zigeunermischlingen“ untereinan-
der ).57

1941 wurde der Weg zu derartigen Ehen versperrt.
Ein Erlaß des Reichsinnenministers vom 20. Juni
jenes Jahres schrieb vor, Ehegenehmigungsanträge
dann einer „besonders scharfen Prüfung“ zu unter-
ziehen, wenn „bei einem oder bei beiden Verlobten
zigeunerischer Bluteinschlag festgestellt oder
begründet vermutet(!)“ würde58). Eheanträge nach
dem „Blutschutz-Gesetz“ wurden ohnehin nur noch
bis zum März 1942 bearbeitet. Mit „Rücksicht auf
die kriegsbedingte Notwendigkeit, die Verwal-
tungsarbeit einzuschränken“, hatte dies fortan zu
unterbleiben59).

Das Eheverbot für Sinti und Roma erfüllte die For-
derungen aus den Reihen der Rassenhygieniker
und aus der staatlichen Verwaltung jedoch nur sehr
begrenzt, da es die dort angestrebte Fortpflan-
zungsunfähigkeit der Zigeuner nicht gewährleisten
konnte. Derartige Erwägungen trugen dazu bei,
daß das Reichsinnenministerium nachweislich seit
1942 außergesetzliche Sterilisationen an Sinti und
Roma vornehmen ließ. Bei diesem Vorgehen
wurde der „Reichsausschuß zur wissenschaftlichen
Erfassung von erb- und anlagebedingten schweren
Leiden“ einbezogen, der 1939 zur Ermordung
behinderter Kinder eingerichtet worden war, 1940
für die Geburtenverhinderung bei „Blut- und Ras-
senschande“ verantwortlich zeichnete und seit 1942
Sterilisationen in Konzentrationslagern vornehmen
ließ. Paaren, die getraut werden wollten, wurde
ebenso wie seit kurzem verheirateten „Zigeuner-
mischlingen“ auf einen vom Reichsinnenministe-
rium erpresserisch eingebrachten „Antrag auf frei-
willige Unfruchtbarmachung“ hin vom „Reichsaus-
schuß“ eine „Genehmigung“ zur Sterilisation
erteilt, der man den Satz hinzufügte, nach „erfolg-
ter Unfruchtbarmachung“ werde man eine „wohl-
wollende Prüfung“ des Eheantrags vornehmen60).

In der Logik solcher Sterilisationsmaßnahmen war
unzweifelhaft die Tendenz angelegt, die Gruppe
der Opfer auszuweiten. Für Rassenhygieniker und
Verwaltungsbeamte, die heiratswilligen Sinti und
Roma die Möglichkeit der Fortpflanzung nehmen
wollten, konnte es keinen plausiblen Grund geben,
die Fortpflanzungsfähigkeit bereits verheirateter
oder nach den Eheregeln der Ethnie in „Zigeu-
nerehe“ zusammenlebender Angehöriger dieser
Gruppe bestehen zu lassen.

IX. Der Genozid
Hatte der Genozid mit dem Eingreifen des „Reichs-
ausschusses zur wissenschaftlichen Erfassung erb-
und anlagebedingter schwerer Leiden“ seinen
Schatten vorausgeworfen, so leitete mit dem RSHA
eine im engeren Bereich der SS angesiedelte Stelle
mit dem Erlaß „Betrifft: Zigeunerhäuptlinge“ vom
13. Oktober 1942 den eigentlichen Vernichtungs-
prozeß ein. Der Erlaß unterschied zwischen „rein-
rassigen“ Sinti und Lalleri sowie „im zigeunerischen
Sinne guten Mischlingen“, die die kulturellen
Regeln der Sinti befolgten, einerseits und den „rest-
lichen Zigeunermischlingen“ und den Roma ande-

rerseits, wobei Endogamie bzw. umgekehrt die
Tendenz zur „Vermischung“ mit der Majoritätsbe-
völkerung das entscheidende Selektionskriterium
bildeten61 ).

Die Aufgabe, die vorgeblich „reinrassigen“ Sinti
und „guten Mischlinge“ auszuwählen, denen
Himmler eine „gewisse Bewegungsfreiheit“ zu
gestatten dachte, wurde neun Zigeuner-Sprechern
übertragen, wobei man auf die Ressentiments
innerhalb der noch wandernden, endogamen Sip-
pen gegenüber den stärker seßhaften Familien ver-
traute62). Als im Januar 1943 jedoch nur sechs die-
ser „Sprecher“ ihre zudem meist nicht einmal voll-
ständigen Verzeichnisse eingereicht hatten, wurde
das RSHA erneut aktiv. Es ordnete am 11. Januar



1943 an, daß die Kriminalpolizeileitstellen in denje-
nigen Regionen, für die die Listen ausstanden,
selbst die Selektion der im „zigeunerischen Sinne
guten Mischlinge“ vornehmen sollten63 ).

Die Eile, zu der der Erlaß vom 11. Januar 1943 die
Kriminalpolizei trieb, war auf einen Befehl Himm-
lers vom 16. Dezember 1942 zurückzuführen, der
vorschrieb, „Zigeunermischlinge, Rom-Zigeuner
und nicht deutschblütige Angehörige zigeuneri-
scher Sippen balkanischer Herkunft“ — jene Grup-
pen wurden als „zigeunerische Personen“ zusam-
mengefaßt — „nach bestimmten Richtlinien auszu-
wählen und in einer Aktion von wenigen Wochen in
ein Konzentrationslager einzuweisen“64 ). Die Tat-
sache, daß Himmler die bereits eingeleitete Selek-
tion der Sinti durch die neun „Sprecher“ nicht abge-
wartet hatte, dürfte auf die brisante Kriegslage
zurückzuführen gewesen sein, die den Reichsführer
SS eine Verfahrensbeschleunigung angeraten sein
ließ.

Das RSHA erließ am 29. Januar 1943 die Ausfüh-
rungsbestimmungen zu Himmlers Befehl. Danach
sollten „reinrassige“ Sinti und Lalleri sowie die „im
zigeunerischen Sinne guten Mischlinge“ von einer
Internierung in Auschwitz ausgenommen bleiben.
Dies sollte auch für einige andere Gruppen „sozial
angepaßter“ „zigeunerischer Personen“ gelten, für
die jedoch alternativ zur Deportation die Sterilisa-
tion vorgesehen war, wenn sie das Alter von zwölf
Jahren erreicht hatten65 ).

Über den Entscheidungsprozeß, der in die Depor-
tation nach Auschwitz einmündete, ist soviel
bekannt, daß der Leiter des RKPA, Arthur Nebe,
autorisiert war, einen Sachbearbeiter der Partei-
kanzlei über die von Himmler avisierten Ausnah-
meregelungen für „reinrassige“ Sinti und Lalleri zu
informieren. Bormann richtete daraufhin am
3. Dezember 1942 ein Schreiben an Himmler, in
dem er sich gegen jegliche ,,Sonderbehandlung(!)
der sogenannten reinrassigen Zigeuner“ und insbe-
sondere gegen eine Erlaubnis, sie „frei im Lande
herumziehen“ zu lassen, wandte. Ein derartiger
Schritte könne, so Bormann, von der Bevölkerung
und den Unterführern der Partei ebensowenig ver-
standen wie von Hitler gebilligt werden. Himmler,
der nun das Gespräch mit Hitler suchte, fiel es inso-
fern nicht schwer, Bormanns Bedenken zu zer-
streuen, als seine Pläne seitens der Parteikanzlei
nicht korrekt wiedergegeben worden waren.
Himmler wollte den „reinrassigen“ Sinti durchaus
keine Bewegungsfreiheit innerhalb des Deutschen
Reichs zubilligen, sondern hatte lediglich das ans
Burgenland grenzende Gebiet um Ödenburg ins

Auge gefaßt. In diesem steppenartigen, gering
besiedelten Raum am Neusiedler See sollten ausge-
wählte Sinti und Lalleri unter SS-Kontrolle einem
vorgeblichen „Wandertrieb“ entsprechen66 ).

In diesem Kontext stand auch eine Anweisung
Himmlers vom 16. September 1942, die dem SS-
Amt „Ahnenerbe“ das Studium des Romanes sowie
der Sitten der Sinti übertrug67 ). Mit dem „Ahnen-
erbe“ war dem Ritterschen Institut in der Tat ein
ernsthafter Konkurrent auf dem Feld der „Zigeu-
nerforschung“ erwachsen, der als SS-eigene Ein-
richtung allemal eine stärkere Patronage Himmlers
zu gewärtigen hatte als ein Forschungsinstitut beim
Reichsgesundheitsamt. Aber auch gewisse inhaltli-
che Punkte in den Anordnungen des RSHA vom
29. Januar 1943 trugen eher die Handschrift des
„Ahnenerbes“ als die Ritters. So hatte Ritter den
Sinti und Roma die Zugehörigkeit zum „Ariertum“
durchweg abgesprochen, sie als „Mischrasse“
deklariert und lediglich Termini wie „stammechte“
oder „Vollzigeuner“ verwandt. In den Erlassen der
Jahreswende 1942/43 hingegen war explizit von 
„reinrassigen“ Sinti und Lalleri die Rede, was inso-
fern für ein Einwirken des „Ahnenerbes“ spricht,
als dieses Amt der SS die kleine Gruppe der als
„stammecht“ geltenden Sinti und Lalleri zu
„Ariern“ erklären mußte, um sie ihrem speziell
dem „arischen“ Erbe gewidmeten Forschungspro-
gramm einverleiben zu können68 ).

Für die globale Zuordnung von Sinti zur Gruppe
der „reinrassigen“ oder „Mischlingszigeuner“
rekurrierten allerdings auch die RSHA-Bestim-
mungen vom 29. Januar 1943 auf die „gutachtlichen
Äußerungen“ der Ritterschen Forschungsstelle.
Überdies bildeten jene Gutachten auch nach der
großen Deportation vom März 1943 eine entschei-
dende Grundlage für den Transport weiterer Sinti
und Roma nach Auschwitz69 ).
Die Praxis der Selektion für das Konzentrationsla-
ger entsprach nur begrenzt den Anordnungen des
RSHA. Befunde aus Duisburg. Gelsenkirchen und
München widerlegen die These, die Ausnahmebe-
stimmungen des RSHA für „reinrassige“ Sinti und
Lalleri sowie für „sozial angepaßte Zigeunermisch-
linge“ seien durchweg eingehalten worden. Die ört-
lichen Stellen der Kriminalpolizei erblickten im
Auschwitz-Erlaß des RSHA vielfach die Gelegen-



heit, die jeweilige Stadt völlig „zigeunerfrei“ zu
bekommen70 ). Dabei konnte sich die Kripo aller-
dings auch auf den Abschnitt IV.8. des RSHA-
Schnellbriefes vom 29. Januar 1943 beziehen, wo
ihr anheimgestellt wurde, bei „zigeunerischen Per-
sonen“, über die keine „gutachtlichen Äußerun-
gen“ vorlagen, selbst zu prüfen, ob sie nach
Auschwitz zu deportieren seien. Dieser Passus, der
den Polizeidienststellen in der Tat weitgehend freie
Hand ließ, zeigt zudem, daß das RSHA dazu ten-
dierte, einen Zigeuner — ob nun „reinrassig“ oder
„Mischling“ — eher in einem Konzentrationslager
zu internieren als ihn unbehelligt zu lassen, falls
seine Abstammung nicht geklärt war71). Gegen die
Behauptung, die Ausnahmebestimmungen des
RSHA seien eingehalten worden, lassen sich des
weiteren mehrere Zeugnisse über Auschwitz ins
Feld führen, die belegen, daß dort zahlreiche
„sozial angepaßte“ Zigeuner, insonderheit Träger
militärischer Tapferkeitsauszeichnungen, interniert
waren72).
Neben Kriminalpolizei und Reichsbahn waren an
der bürokratischen und organisatorischen Abwick-
lung der Deportation von Sinti und Roma in den
Osten kommunale Behörden wie Fürsorgestellen,
Arbeits-, Gesundheits- und Jugendämter beteiligt.
Das Faktum der Deportation wurde nicht nur zahl-
reichen Arbeitgebern und Arbeitskollegen von
Sinti in der Industrie oder der Bauwirtschaft, den
Nachbarn von Zigeunerlagerplätzen und den Auf-
käufern zurückgelassener Habe zur Kenntnis
gebracht, sondern vielfach auch der lokalen Öffent-
lichkeit, da die zum Abtransport Bestimmten nicht
selten tagsüber zu den Bahnhöfen geführt wurden,
die als Haltepunkte der Sonderzüge dienten. Abge-
sehen von den wenigen Fällen, in denen Verwandte
und Partner oder — bei Waisenkindern — katholi-
sche Nonnen sich gegen die Deportation einzelner
wandten, ließ die Reaktion der Bevölkerung teils
Abwendung und Gleichgültigkeit, teils aber auch
unverhohlene Zustimmung zum Abtransport der
Zigeuner erkennen73 ).
Sinti und Roma wurden in Auschwitz in einem
„Zigeunerfamilienlager“ untergebracht. Diese
Form der Unterbringung reflektierte zunächst das
Bemühen des RSHA, die Reibungsverluste bei der
Deportation und Internierung der vollkommen auf
das Zusammenleben im Familienverband orientier-
ten Zigeuner gering zu halten. Zugleich folgte aus
der Logik der Ausrottungspolitik, daß gerade den

im Familienlager Untergebrachten der Tod zuge-
dacht war. Diese Ausrottungspolitik hatte Sinti und
Roma gemäß einer rassistischen Werthierarchie in
drei Gruppen geschieden, von denen nur die erste
— „Reinrassige“ und „im zigeunerischen Sinne
gute Mischlinge“ — die Fortpflanzungsfähigkeit
behalten sollte, die zweite Gruppe der „sozial
Angepaßten“ hingegen bereits der Sterilisation zum
Opfer fallen sollte. Die nach Auschwitz Deportier-
ten galten als dritte Gruppe. Sie blieben dort als
Familien zusammen; sogar Kinder wurden dort zur
Welt gebracht74). Das Überleben gerade dieser
Kinder war in der Ausrottungspolitik gegen „Zigeu-
nermischlinge“ nicht vorgesehen.

Es bedurfte zunächst keines gesonderten Vernich-
tungsbefehls gegen die im Familienlager Internier-
ten. Auf unausgesprochene, aber dennoch unzwei-
felhafte Weise zum Tode verurteilt, erlagen sie
ohnehin dem Hunger und den Seuchen. Das Zi-
geunerlager existierte 17 Monate. Von den etwa
23 000 dort Zusammengepferchten, unter ihnen
10 737 Menschen aus dem Altreich und 2 343 aus
der „Ostmark“, fanden 20 078 den Tod. 32 wurden
nach einem Fluchtversuch erschossen, 6 432 wur-
den mit Gas erstickt, 13 614 erlagen den
„Lebens“umständen im Lager. Vom April 1944 an
wurden die noch Arbeitsfähigen ausgesondert und
nach Buchenwald, Ravensbrück und Flossenbürg
überstellt. In der Nacht vom 2. auf den 3. August
1944 wurde das Zigeunerlager liquidiert. Die Inter-
nierten, unter denen zahlreiche bis zuletzt Wider-
stand leisteten, wurden auf Lastkraftwagen zu den
Gaskammern transportiert. Die Angaben über die
Zahl der Anfang August 1944 Ermordeten schwan-
ken zwischen etwa 2 900 und 4 00075).

Rudolf Höss, der bis November 1943 Kommandant
von Auschwitz gewesen war, war vom 8. Mai bis
zum 29. Juni 1944 noch einmal dorthin zurückge-
kehrt, um die Vorbereitungen für die „Sonderbe-
handlung“ der erwarteten ungarischen Juden zu
treffen und entsprechenden Platz im Lager zu schaf-
fen. In diesem Kontext dürfte der Befehl zur Ver-
nichtung des Zigeunerfamilienlagers gefallen sein,
zumal die dort zunehmend grassierenden Epide-
mien, insbesondere die furchtbare Kinderseuche
Noma, die ein langsames Verfaulen bei lebendigem
Leibe bedeutete, in den Augen der SS-Liquidato-
ren die „letzten moral-analogen Mechanismen
menschlichen Zusammenlebens in Verfall“ geraten
ließ76). Höss selbst verschweigt seine kurzzeitige



Rückkehr nach Auschwitz in seinen Erinnerungen
und konstruiert dafür einen Vernichtungsbefehl
Himmlers für das Zigeunerlager, der bei einem
Besuch des SS-Führers in Auschwitz im Juli 1942
— also mehrere Monate vor der Einrichtung des
Zigeunerlagers! — gegeben worden sei77 ).
Parallel zur Ermordung von Sinti und Roma in
Auschwitz wurde der zweite Teil der Ausrottungspo-
litik, die Sterilisierung innerhalb und außerhalb der
Konzentrationslager, in Angriff genommen, wobei 
das Reichskriminalpolizeiamt die Unfruchtbarma-
chung derjenigen „Zigeunermischlinge“, die nicht
deportiert worden waren, auf dem Erlaßwege unter
Berücksichtigung der entstehenden versicherungs-
rechtlichen und Kostenfragen exakt regelte78 ).

Himmler selbst hatte nach der Internierung der
Sinti und Roma in Auschwitz das Interesse an der
„Zigeunerfrage“ verloren. Das avisierte Wander-
terrain für „reinrassige“ Sinti am Neusiedler See
wurde nicht mehr eingerichtet. Die letzte überlie-
ferte Verlautbarung Himmlers zu den Zigeunern
stammt vom 10. März 1944. Dort weist er die ober-
sten Reichsbehörden an, auf Plakaten fortan von
summarischen Verbotsankündigungen für Polen,
Juden und Zigeuner abzusehen. Soweit die beiden
letzteren Gruppen betroffen seien, habe deren
„Evakuierung und Isolierung“ „einen öffentlichen
besonderen Hinweis in der bisherigen Form auf
die umfassenden Betätigungsverbote auf vielen
Lebensgebieten gegenstandslos“ gemacht79).

X. Die Charakteristika der NS-Zigeunerpolitik

Wenn man die Mordtätigkeit der mobilen Einsatz-
gruppen im Osten in Rechnung stellt, zu deren
Opfern auch Zigeuner zählten, unterscheidet sich
der Ablauf der NS-Verfolgung und -Vernichtung
der Sinti und Roma, für den ein a priori feststehen-
des Programm weder bei Hitler noch bei Himmler
oder Heydrich nachzuweisen ist, nur graduell von
der nationalsozialistischen Judenvernichtung80 ).
Gleichwohl müssen die Differenzen festgehalten
werden, will man das Spezifische des Genozids an
Sinti und Roma verdeutlichen.

Zunächst erstreckte sich die auf die Zigeuner zie-
lende Verfolgung über einen kürzeren Zeitraum,
als dies bei den Juden der Fall gewesen war. Daraus
ergab sich, daß die so nur ex post konstatierbaren
und keinem vorgezeichneten Plan folgenden
Schritte der Definition der Verfolgtengruppe, der
Berufseinschränkungen, der Konzentration sowie
der Tötung und der — aus dem Arsenal der Ras-
senhygiene übernommenen — Sterilisationen in
bezug auf die Sinti teils gleichzeitig eingeführt wur-
den, teils in „verkehrter“ Reihenfolge auftraten. So
war es durchaus üblich, daß Sinti, die „gutachtlich“
noch gar nicht als solche eingestuft waren, an ihrem
Wohnort festgeschrieben, in Lagern konzentriert
und zur Zwangsarbeit eingesetzt wurden. Weitere
Beispiele zeigen, daß Personen, die nicht klassifi-

ziert waren, sogar als „Zigeuner“ nach Auschwitz
deportiert und dort der Vernichtung preisgegeben
wurden81 ). Es läßt sich umgekehrt nachweisen, daß
die genealogischen Untersuchungen des Ritter-
sehen Instituts noch zur Entdeckung sogenannter
„Zigeunermischlinge“ führten, als der Vernich-
tungsprozeß in Auschwitz bereits eingeleitet war.

Es war jedoch nicht allein die Kürze der Zeit, die
dieses Ineinandergreifen der verschiedenen Etap-
pen der Verfolgung und Vernichtung bewirkte, son-
dern auch die Problematik, die dem Definitionspro-
zeß selbst innewohnte. Im Zentrum der Judenver-
folgung standen die Juden. Wer als „Jude“ zu gelten
hatte, wurde durch die Nürnberger Gesetze präzise
definiert. Zudem erforderte diese Definition nur
die Abgrenzung in eine Richtung: in bezug auf die
„Mischlinge 1. Grades“. Im Mittelpunkt der Zigeu-
nerverfolgung standen hingegen die „Zigeuner-
mischlinge“. Eine juristisch exakte Bestimmung
dieses Begriffs existierte nicht. Sie wurde in ver-
gleichsweise vager Form genealogisch und nach
Kriterien der „sozialen Anpassung“ vorgenommen.
Hieraus ergaben sich insofern Verwicklungen, als
die Dominanzverhältnisse zwischen diesen beiden
Definitionsebenen umstritten waren. Der Begriff
„Zigeunermischling“ mußte zudem nach zwei Sei-
ten abgegrenzt werden: in Richtung auf die „rein-
rassigen“ beziehungsweise „stammechten“ Zigeu-
ner einerseits und die Angehörigen von „Nicht-
Zigeuner-Familien“ mit geringem „zigeunerischem
Blutsanteil“ andererseits.

Waren die Definitionen des „Zigeuners“ und des
„Zigeunermischlings“ schon wenig präzise, was sich
durch die Fehde zwischen verschiedenen Institutio-
nen mit teils kontroversen Eingrenzungen der Ver-



folgtengruppe noch komplizierte, so lag eine zusätz-
liehe Schwierigkeit darin, die einzelnen Personen
den verschiedenen Kategorien zuzuordnen. Hier
wurde es für den Definitions- und Erfassungsprozeß
zwingend, daß Polizei und Bürokratie ein Bündnis
mit wissenschaftlichen Spezialisten eingingen. Die
Spezialisten der Ritterschen Forschungsstelle hin-
gen dem modernen Rassismus an und kannten Kul-
tur sowie Sprache der Zigeuner zumindest soweit,
daß die Chancen einer rassistischen Klassifizierung
wuchsen.
Gleichwohl war auch die Rassenhygienische For-
schungsstelle in gewisser Weise überfordert: Zum
Zeitpunkt der Auschwitz-Deportation lagen noch
nicht über alle „zigeunerischen Personen“ „gutacht-
liche Äußerungen“ vor. Das RSHA und stärker
noch die mit der Deportation beauftragte Kriminal-
polizei reagierten darauf mit einer bezeichnenden
Radikalisierung: Die Kriterien und die Praxis der
Selektion von Sinti und Roma für die Internierung

im Zigeunerfamilienlager wurden so ausgeweitet,
daß bisherige Zweifelsfälle nun ohne weiteres unter
die Kategorie der Deportationsopfer subsumiert
wurden.

Der rassistisch begründete Vernichtungsprozeß bil-
dete zweifellos das spezifische Element der natio-
nalsozialistischen im Verhältnis zur vorhergehen-
den deutschen Zigeunerpolitik. Dennoch knüpfte
das NS-System an die Problemlagen der herkömm-
lichen „Zigeunerbekämpfung“ an, die sich in dem
paradoxen Zielkonflikt befunden hatte, Sinti und
Roma zugleich vertreiben und seßhaft machen zu
wollen. Es war ihr nicht gelungen, den „bestimmten
Ort“ zu finden, der beiden Zielen gerecht wurde. In
einem Prozeß „kumulativer Radikalisierung“82 )
gelang dem NS-System diese Synthese in mörderi-
scher Form. Man brachte Sinti und Roma in den
Tod, an den einzigen „Ort“, an dem Vertriebensein
und Seßhaftigkeit dauerhaft identisch wurden.

XL Die Nachkriegszeit

In den ersten Nachkriegsjahren war das Handeln
der überlebenden Sinti und Roma weithin von dem
Bestreben geleitet, die gebliebenen Familienbin-
dungen zu restituieren, soweit dies nach der Mas-
senvemichtung und auch angesichts der traumati-
schen, die sozialen Bindungen und das Selbstwert-
gefühl zerstörenden Wirkung der Zwangssterilisa-
tionen noch möglich war. Die zeitliche Nähe zum
NS-Regime und die Tatsache, daß neben den Sinti
und Roma zunächst auch die Angehörigen der
Mehrheitsgesellschaft kreuz und quer durch
Deutschland unterwegs waren, verhinderte nur
kurzzeitig das Wiedereinsetzen der bis 1938/39 herr-
schenden Zigeunerpolitik, die auf eine Abwehr der
dauerhaften Niederlassung von Sinti und Roma
gezielt hatte. Dabei fand das latente Fortwirken des
NS-Rassismus seinen Ausdruck gerade in den hilf-
losen Versuchen, sich von ihm zu distanzieren.
Bezeichnenderweise lautete der Paragraph 1 einer
1946/47 in Bremen diskutierten „Verordnung zum
Schutze der Bevölkerung vor Belästigung durch
Landfahrer“: „Landfahrer im Sinne dieser Verord-
nung ist ohne Rücksicht auf seine Rasse, wer ohne
festen Wohnsitz nach Zigeunerart umher-
zieht.“ )83

Nach herkömmlichem Muster suchten Kommunen
durch überhöhte Mieten, ungenügende Ausstat-
tung und die plötzliche Auflösung oder gar Zerstö-
rung öffentlicher Zigeunerlagerplätze sowie durch

schikanöse Polizeikontrollen auf privaten Plätzen
und die Einschränkung von Fürsorgeleistungen
Sinti und Roma zu einem Fortzug zu bewegen,
zumal sich die Stadtverwaltungen oft von den
Anwohnern der Lagerplätze unter Druck gesetzt
sahen. Jene führten die gängigen antiziganistischen
Vorurteile, die durchweg die verschiedenen politi-
schen Systeme im Deutschland des 20. Jahrhun-
derts überlebt hatten, sowie Unverträglichkeiten,
die aus einer unzulänglichen hygienischen Ausstat-
tung der Plätze resultierten, ins Feld, um eine Ver-
legung des Lagers zu fordern. Derartige Verhal-
tensmuster haben wenig an Aktualität eingebüßt
und kommen heutzutage vor allem dann zum Tra-
gen, wenn jugoslawische, polnische oder rumäni-
sche Roma vertrieben werden sollen84 ).

Da eine grundlegende Umstrukturierung der Kri-
minalpolizei nach 1945 ebenso ausblieb wie deren
effektive Entnazifizierung, konnte es geschehen,
daß vormalige „Zigeunerspezialisten“ weiterhin
mit den Sinti und Roma befaßt blieben und ihnen
bei Wiedergutmachungsverfahren sogar als Zeugen
oder Experten präsentiert wurden85). Einzelne Kri-
minalisten wie Rudolf Uschold, nach dem Krieg
Sachbearbeiter für Zigeunerfragen beim Zentral-
amt für Kriminalidentifizierung und Polizeistatistik
des Landes Bayern, plädierten in unzweideutiger
Anlehnung an Robert Ritter für eine Dauerinter-
nierung von vermeintlich „Asozialen und Kriminel-



len“ unter den Zigeunern, wohingegen „echte
Zigeuner und anerkannte Mischlinge“ mit Wander-
pässen ausgestattet werden sollten ).86

Wie schon im Kaiserreich und in der Weimarer
Republik übernahm Bayern auch in der Bundesre-
publik die Vorreiterrolle bei der Sondergesetzge-
bung gegen Sinti und Roma, indem es 1953 eine
„Landfahrerordnung“ verabschiedete, die erst 1970
wegen faktischer Grundgesetzwidrigkeit zurückge-
zogen wurde. Allerdings führt die bayerische Poli-
zei als einzige Länderpolizei noch heute eine Son-
dererfassung von Sinti und Roma durch, wobei mit
einer von der Staatsangehörigkeit gesonderten
„Volkszugehörigkeit“ der Zigeuner argumentiert
wird, was angesichts der Erfahrungen der deut-
schen Geschichte nicht wenig bedenklich er-
scheint ):87

In einem Grundsatzurteil sah der Bundesgerichts-
hof 1956 eine rassistische Verfolgung der Sinti und
Roma erst mit dem Auschwitz-Befehl Himmlers
vom 16. Dezember 1942 als gegeben an, wohinge-
gen die vorhergehenden Erlasse mit der von stereo-
typen Feindbildern geprägten Begründung als
„polizeiliche(r) Vorbeugungs- und Sicherungsmaß-
nahmen“ bewertet wurden: Es habe sich dort ange-
sichts der „asozialen Eigenschaften“, der Krimina-
lität und der „Möglichkeit der Spionage“ — seitens
der meist nur begrenzt lese- und schreibfähigen
Sinti und Roma — lediglich um sicherheitspoliti-
sche und kriminalpräventive Schritte gehan-
delt ).88

Als dieses Urteil 1963 revidiert und diese Revision,
die eine rassisch begründete Verfolgung seit 1938
als gegeben ansah, 1965 im BEG-Schlußgesetz
bestätigt wurde, waren bereits viele Geschädigte
gestorben oder hatten resigniert die Auseinander-
setzung mit der Justiz aufgegeben, zumal sie vor
Gericht nicht selten in einer Art behandelt worden
waren, die eine elementare Achtung gegenüber
Opfern der NS-Verfolgung vermissen ließ. Das ent-
scheidende Defizit der Entschädigungspraxis lag
jedoch auch nach 1965 darin, daß Wiedergutma-
chungszahlungen auf andere staatliche Leistungen
angerechnet und somit den ehemaligen Verfolgten
oft gar nicht ausgezahlt wurden ).89

Als Gegenstück zu dieser Rechtssprechung vermag
es kaum zu überraschen, daß Ermittlungen gegen
Robert Ritter 1950 und gegen seine engste Mitar-
beiterin Eva Justin 1960 wegen der Mitverantwort-
lichkeit für die Deportationen von Sinti und Roma
nach Auschwitz sowie für deren Zwangssterilisation
bereits im Vorfeld einer Gerichtsverhandlung ein-
gestellt wurden90 ).

Seit den siebziger Jahren läßt es ein wachsendes
gesellschaftliches Interesse an Geschichte und
gegenwärtiger Situation der Sinti und Roma als
gerechtfertigt erscheinen, von einem neuen Pro-
blembewußtsein zu sprechen. Dessen erste Wurzel
lag in den Bemühungen der damaligen Sozial-, Bil-
dungs- und Familienpolitik um größere Chancen-
gleichheit, mehr soziale Integration und die Kom-
pensation gesellschaftlicher Defizite. Dies schlug
sich sowohl in einer Zunahme aufrüttelnder und
analytischer Publikationen als auch darin nieder,
daß sich die Sozialarbeiterschaft der Sinti und
Roma anzunehmen begann — nicht selten aller-
dings mit einseitigen Modernisierungskonzepten,
die die besondere Kultur der Zigeuner negier-
ten91 ).

Tiefergreifende und dauerhaftere Impulse löste
indessen die Gründung einer eigenständigen Bür-
gerrechtsbewegung deutscher Sinti und Roma aus,
die zunächst durch eine Gedenkkundgebung im
ehemaligen Konzentrationslager Bergen-Belsen
1979 und durch einen Hungerstreik im vormaligen
KZ Dachau 1980 die Öffentlichkeit auf ihre Anlie-
gen aufmerksam machte. Diese Bürgerrechtsbewe-
gung sieht es als zentrale Aufgabe an, einer Ver-
drängung der Ausrottungspolitik des NS-Regimes
gegen Sinti und Roma entgegenzuwirken. Sie
akzentuiert vor diesem Hintergrund die besondere
Verantwortung der Bundesrepublik für eine ange-
messene Wiedergutmachung und für die Beendi-
gung diskriminierender Praktiken und tritt für
einen behutsamen, von den Sinti und Roma maß-
geblich mitbestimmten Modernisierungsprozeß ein,
bei dem gleichwohl die spezifische Kultur der Eth-
nie Berücksichtigung finden soll92 ).

Diese Tendenzen zum Positiven sollten jedoch nicht
den Blick dafür verstellen, daß antiziganistische
Projektionen, Vorurteile und Benachteiligungen
ebensowenig verschwunden sind wie von zureichen-
den sozialen und finanziellen Förderungsmaßnah-
men für Sinti und Roma oder gar von einer Ent-
schädigungsregelung die Rede sein kann, die den
noch lebenden Opfern der NS-Zigeunerverfolgung
einen Lebensabend ohne materielle Not ermögli-
chen würde.



Angesichts der nationalsozialistischen Vernich-
tungspolitik gegen Sinti und Roma wird die Lernfä-
higkeit der bundesdeutschen Gesellschaft nicht

zuletzt daran zu messen sein, ob sie sich zur Erin-
nerung sowie zu Offenheit und Toleranz gegenüber
den Sinti und Roma bereit findet.



Agnes Blänsdorf: Zur Konfrontation mit der NS-Vergangenheit in der Bundesrepublik,
der DDR und in Österreich. Entnazifizierung und Wiedergutmachungsleistungen
Aus Politik und Zeitgeschichte, B 16-17/87, S. 3-18

Die unter dem Begriff der Entnazifizierung zusammengefaßten Maßnahmen zur Ausschaltung der Träger
des Nationalsozialismus aus dem öffentlichen Leben berühren Grundfragen des politischen Neubeginns
nicht nur in der Bundesrepublik und der DDR, sondern auch in Österreich. Dieses Land befand sich als Teil
des nationalsozialistischen Deutschen Reiches 1945 in vielfacher Hinsicht in einer ähnlichen Lage wie die
späteren zwei deutschen Staaten. Die Entnazifizierungspolitik stand in allen drei Staaten vor vergleichba-
ren Anfangsbedingungen im Hinblick auf die Verstrickung der Bevölkerung und des öffentlichen Dienstes
in den NS-Staat wie auch hinsichtlich der Abhängigkeit der eigenen Entscheidungsmöglichkeiten vom
Willen der Sieger. In Westdeutschland und in Österreich nahm der anfängliche Versuch der politischen
Säuberung einen recht ähnlichen Verlauf: Breit angelegte, rigorose Maßnahmen für Strafen und Entlas-
sungen führten im Zusammenhang mit einer Änderung der Besatzungspolitik bald dazu, daß sich der
Nachdruck immer mehr auf die Abwehr von negativen Folgen für das Gros der NS-Anhänger verlagerte.
Das Ergebnis bestand in nur begrenzten Umschichtungen im öffentlichen Dienst, in diskreditierten Ver-
fahrensweisen und Entlastungsstrategien, die das politisch-moralische Nachdenken über die Mitverant-
wortung am NS-Regime und seinen Verbrechen in den Hintergrund drängten. In der SBZ hingegen wurde
die Entnazifizierung zum Mittel der gesellschaftlichen Systemveränderung im Sinne der Kommunisten.
Unter dem Gesichtspunkt der politischen Säuberung war sie zwar konsequent, im Hinblick auf die Fragen
nach der Mitschuld und nach den tieferen Ursachen des NS-Staates erscheinen die Ergebnisse aber auch
hier als recht zweifelhaft.
Die Wiedergutmachung für die Opfer nationalsozialistischer Verfolgung stellte sich als Aufgabe und Pro-
blem ebenfalls zunächst für alle drei Staaten. Sie beinhaltete die Anerkennung der Inhumanität und des
Unrechtscharakters des NS-Staates, aber auch die Frage nach der Haftungsbereitschaft der Nachfolgestaa-
ten für Unrecht, das durch die Mitverantwortung ihrer Bevölkerungen verübt wurde. Die DDR hat unter
Berufung darauf, ein neuer, von den Trägern des Nationalsozialismus befreiter Staat zu sein, eine Pflicht
zur Wiedergutmachung abgelehnt. Österreich hat diese Pflicht durch gewisse Leistungen anerkannt, aber
eine klare Aussage dazu vermieden unter Hinweis darauf, daß Österreich 1938 vom Deutschen Reich
annektiert worden sei und dieses die letzte Verantwortung für das Unrecht trage. Die Bundesrepublik hat
dagegen die Wiedergutmachung als moralische Pflicht und als Folge der historischen Kontinuität zwischen 
dem neuen Staat und dem Deutschen Reich akzeptiert und entsprechende Leistungsverpflichtungen
erfüllt.

Michael Wolffsohn: Die Wiedergutmachung und der Westen — Tatsachen und Legenden
Aus Politik und Zeitgeschichte, B 16-17/87, S. 19-29

Eine der vielen Legenden, die sich um Westdeutschlands Wiedergutmachung an Israel ranken, besagt, das
westliche Ausland habe sich für dieses Abkommen nicht nur interessiert, sondern auch aktiv eingesetzt. In
diesem Aufsatz wird der Realitätsgehalt dieser Behauptung überprüft. Dies geschieht in zwei Schritten:
Erstens werden die wichtigsten Tageszeitungen vieler westlicher Staaten, besonders der USA, Großbri-
tanniens und Frankreichs, im Jahre 1952 untersucht, zweitens das Interesse und die Reaktionen von zahl-
reichen Regierungen westlicher Staaten geschildert. Bei der Durchführung des zweiten Schrittes werden
vor allem bislang unveröffentlichte Akten des Auswärtigen Amtes, aus Israel und den USA ausgewertet.
Das Ergebnis: Das westliche Interesse an und der aktive Einsatz für die deutsche Wiedergutmachung an
Israel gehören in den Bereich der politisch-historischen Legenden.



Michael Zimmermann: Die nationalsozialistische Vernichtungspolitik gegen Sinti und
Roma
Aus Politik und Zeitgeschichte, B 16-17/87, S. 31-45

Die nationalsozialistische Verfolgung und Vernichtung der Sinti und Roma unterscheidet sich nur graduell
von der parallelen Verfolgung und Vernichtung der Juden. Zunächst erstreckte sich die auf die Zigeuner
zielende Verfolgung über einen kürzeren Zeitraum, so daß die Schritte der Definition, der Berufsverbote,
der Konzentration sowie der Tötung und der Sterilisationen in bezug auf die Sinti und Roma teils gleich-
zeitig eingeführt wurden, teils in „verkehrter“ Reihenfolge auftraten. Das Ineinandergreifen der verschie-
denen Etappen der Verfolgung und Vernichtung resultierte jedoch auch aus der Problematik, die der
Definition der Verfolgtengruppe innewohnte. Im Mittelpunkt der Zigeunerverfolgung standen die „Zigeu-
nermischlinge“. Eine juristisch exakte Bestimmung dieses Begriffs existierte nicht. Sie wurde in vergleichs-
weise vager Form genealogisch und nach Kriterien der „sozialen Anpassung“ vorgenommen. Eine zusätz-
liche Schwierigkeit lag darin, die einzelnen Personen den verschiedenen zur Verfügung stehenden Kate-
gorien („stammechte Zigeuner“, „Zigeunermischlinge“, „Nicht-Zigeuner-Familien“ mit geringem „zigeu-
nerischen Blutsanteil“) zuzuordnen. Hier wurde es zwingend, daß Polizei und Bürokratie ein Bündnis mit
wissenschaftlichen Spezialisten eingingen. Diese Spezialisten der „Rassenhygienischen Forschungsstelle“
hingen dem modernen Rassismus an und kannten Kultur und Sprache der Zigeuner soweit, daß die
Chancen einer rassistischen Klassifizierung der Sinti und Roma wuchsen.
Die rassistisch begründete Vernichtung bildete das Spezifische der NS- im Verhältnis zur vorhergehenden
deutschen Zigeunerpolitik. Dennoch knüpfte das NS-System an die Problemlagen der traditionellen
„Zigeunerbekämpfung“ an, die sich in dem Zielkonflikt befunden hatte, Sinti und Roma zugleich vertrei-
ben und seßhaft machen zu wollen. In einem Prozeß kumulativer Radikalisierung gelang dem NS-System in
mörderischer Form die Synthese zwischen diesen widersprüchlichen Zielen. Man brachte Sinti und Roma
in den Tod, an den einzigen „Ort“, an dem Vertriebensein und Seßhaftigkeit dauerhaft identisch wur-
den.
Für die Nachkriegsentwicklung ist kennzeichnend, daß weder antiziganistische Projektionen. Vorurteile
und Benachteiligungen verschwunden sind, noch von zureichenden sozialen und finanziellen Förderungs-
maßnahmen für Sinti und Roma oder gar von einer Entschädigungsregelung die Rede sein kann, die den
überlebenden Opfern der NS-Zigeunerverfolgung einen Lebensabend ohne materielle Not gestatten
würde.
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